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jL/ie  öffentliche  Meinung  unter  den  Südslaven 
beschäftiget  sich  im  hohen  Grade  mit  dem  Militär- 
institute der  dortigen  Gränzländer.  Nicht  nur  die 
Presse,  sondern  auch  die  Komitatsversammlungen 
und  die  sonstigen  Munizipien  in  den  Königreichen 
Kroatien  und  Slavonien,  gleichwie  der  kroatisch-sla- 
vonische  Landtag  und  der  serbische  Nationalkongress 
haben  diese  Frage  zur  Diskussion  gebracht. 

Mit  einer  Entschiedenheit,  die  nur  das  Bewusst- 
sein  eines  Rechtes  verleihen  kann,  fordert  man  po- 
litische Rechte  für  das  Militärgränzvolk,  deren  Aus- 
übung von  Seite  der  Militärbehörden  als  mit  dem 
dortigen  Militärinstitute  nicht  vereinbar  ausgegeben 
wird. 

Es  stehen  sich  da  von  einander  schroff  abste- 
chende Meinungen  gegenüber,  und  wo  Meinungen 
sich  geltend  machen,  da  sind  auch  IrrthümermögHch. 

Es  unterliegt  indessen  keinem  Zweifel,  dass  hier 
eine  höchst  wichtige,  für  das  österreichische  Verfas- 
sungsleben im  Allgemeinen  keineswegs  gleichgiltige 
Angelegenheit"  an  der  Tagesordnung    steht,  die  man 
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nicht  ignoriren  darf,  nachdem  es  sich  da  um  die  staats- 
rechtUche  StelUmg  und  die  politische  und  staatsbür- 
gerhche  Berechtigung  von  mehr  als  Einer  MiUion 
Seelen  jener  Bevölkerung  des  Reiches  handelt,  welche 
seit  Jahrhunderten  in  einem  unverhältnissmässig  reich- 
licheren Masse  Gut  und  Blut  einsetzt  für  die  Inte- 
grität und  den  inneren  Frieden  des  österreichischen 
Kaiserstaates. 

Mit  dem  an  den  kroatisch-slavonischen  Landtag 
ergangenen  königlichen  Reskripte  vom  9.  Mai  1861 
ist  nun  ein  Schritt  nach  vorwärts  zur  Lösung  dieser 
Frage  geschehen,  indem  die  Vertreter  des  dortigen 
Militärgränzgebietes  zur  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
handlung der  staatsrechtlichen  Fragen  am  Land- 
tage dieser  Königreiche  einberufen  worden  sind. 

Durch  diese  Berufung  der  Militärgränzvertreter 
zur  Landtagsverhandlung  ad  hoc  ist  die  Regierung 
dem  Staatsrechte  dieser  Länder  gerecht  geworden. 

Allein  es  bleibt  noch  immer  die  Frage  über  die 
Theilnahme  der  Militärgränzbevölkerung  an  der  Aus- 
übung der  verfassungsmässigen  politischen  Rechte, 
an  der  staatsbürgerlichen  und  nationalen  Gleichbe- 
rechtigung, mit  einem  Worte,  die  Frage  über  die 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze  in  Bezug  auf  die  Gränz- 
länder  ungelöst,  von  welchen  V\^ohlthaten  diese  Be- 
völkerung nach  dem  kaiserhchen  Diplome  vom  20.  Ok- 
tober 1860  grundsätzlich  nicht  ausgeschlossen  wor- 
den  ist,  wenngleich   die  Verfassungsurkunden   vom 


26.  Februar  1861  eine  stillschweigende  Ausnahme 
der  Militärgränze  hievon  involviren. 

Diese  Ausnahme  konnte  rechtHch  nicht  j^emacht 
werden,  da  die  Militärgränzgebiete  integrirende  Be- 
standtheile  der  Königreiche  Dalmatien,  Kroatien  und 
Slavonien  und  theilweise  des  Königreichs  Ungarn 
sind,  was  jederzeit  und  nun  neuerdings  anerkannt 
wurde,  und  weil  die  konstitutionelle  Verfassung  ab 
antiquo  das  unverjährte  Eigenthum  dieser  Länder  ist, 
in  dessen  Vollgenuss  sie  laut  des  erwähnten  Diploms 
wieder  eingesetzt  wurden. 

Wir  haben  die  feste  Ueberzeugung,  dass  diese 
Ausnahme  nur  ob  Mangel  an  genügender  und  wegen 
höchst  einseitiger  Information  in  Absicht  auf  die  Mi- 
Htärgränzverhältnisse,  dann  aus  Missverständnissen 
über  die  Tragweite  der  diessfalls  von  Seite  des  Pro- 
vinzialgebietes  angestrebten  Reformen  geschah. 

Die  Schuld  hieran  liegt  auch  darin,  dass  diese 
Frage  noch  durch  niemanden,  der  die  Verhältnisse 
näher  kennt,  von  allgemeinen,  alle  Momente  dersel- 
ben zusammenfassenden  Standj)unkten  beleuchtet 
worden  ist,  denn  die  darüber  verlautbarten  Zeitungs- 
artikel enthalten  insgesammt  entweder  leidenschaft- 
liehe  Ausbrüche  oder  blosse  Jlhapsodien,  die  keine 
Anhaltspunkte  zur  ßeurtheilung  des  Gegenstandes 
bieten. 

Daher  kommt  es,  dass  diese  Frage  im  Allge- 
meinen und  auch   an   massgebender   Stelle   als    ein 

1* 


gordischer  Knoten  angesehen  wird,  den  allenfalls  nur 
ein  zweiter  Alexander  lösen  kann. 

Der  Verfasser  glaubt  aber ,  dass  hiezu  der 
schlichte,  natürliche  Hausverstand  eines  Gränzers 
auch  genügen  dürfte,  der  in  seiner  vieljährigen  amt- 
lichen Stellung  sowohl  in  der  Militärgränze  als  auch 
im  Provinzialgebiete  der  fraglichen  Länder  die  Lage 
der  Dinge  da  und  dort  zu  überblicken  und  kennen 
zu  lernen  hinreichend  Gelegenheit  hatte,  der  somit 
hierin  mitzusprechen  nicht  ganz  inkompetent  ist. 

Wir  können  aber  nicht  hoch  genug  unsere  Stim- 
men erheben,  um  diejenigen,  an  welchen  es  liegt,  im 
wahren,  wohlverstandenen  Interesse  des  Thrones  und 
des  Vaterlandes  zu  beschwören,  Herz  und  Geist  vor 
den  Anforderungen  kluger  Politik,  vor  der  Stimme 
der  Gerechtigkeit  nicht  zu  verschliessen,  und  unsere, 
aus  der  detaillirtesten  Kenntniss  der  Zustände,  um 
die  es  sich  handelt,  geschöpften  Erörterungen  und 
Anträge  einer  ruhigen  vor urtheils freien  Prüfung  zu 
unterziehen. 

Von  dieser  Debatte  sollen  aber  ferne  bleiben 
alle  diejenigen,  welche  nicht  die  Militärgränz-  und 
die  Provinzialverfassung  und  Verwaltung  in  den  be- 
treffenden Ländern  aus  eigener  Anschauung  kennen, 
welche  nicht  in  der  Lage  sind,  über  solche  Dinge 
aus  praktischer  Erfahrung  zu  urtheilen,  und  nicht 
die  erforderlichen  Kenntnisse  über  den  Zusammen- 
hang   und    das   Lieinandergreifen   des  Verfassungs- 


und  Verwaltungs  -  Organismus  dieser  Länder  sich 
angeeignet  haben. 

Wer  nicht  gewohnt  ist,  logisch  zu  denken,  son- 
dern alle  Angelegenheiten  ,  welche  die  Militärgränze 
betreffen ,  mögen  sie  nun  rein  militärischer ,  politi- 
scher ,  staatsbürgerlicher  oder  staatsrechtlicher  Na- 
tur sein ,  in  einen  Topf  zusammenwirft,  und  a  priori 
über  die  Thimlichkeit  irgend  einer  Reform  in  der 
Militärgränze  abspricht:  für  den  haben  wir  kein 
Wort  zu  verlieren. 

Wir  wollen  es  versuchen,  für  diese  Länder,  wo 
schon  so  viel  reformirt  und  organisirt  wurde  ,  noch 
eine  Reform  vorzuschlagen.  Vielleicht  gelingt  es,  die- 
ses neue  Ei  des  Kolumbus  auf  die  Spitze  zu  stellen. 

I. 

Um  für  Jedermann  ein  volles  Verständniss  für 
diese  Frage  zu  ermöghchen  ,  müssen  wir  bei  unserer 
Studie  etwas  weiter  ausholen ,  um  den  historischen 
Boden*)  zu  untersuchen  ,  auf  welchem  der  von  Bajo- 
netten strotzende  Baum  dieses  Militärinstitutes  auf- 
gewachsen ist.  Sonach  beabsichtigen  wir  eine  kurz- 
gefasste  Resumirung  der  Entwickelungsgeschichte  des 
Militärinstitutes  der  österreichischen  Gränzländer  und 
eine  ruhige,  objektive   Darstellung   des  Wesens   der 


*)  Siehe  Hietzinger's  Statistik  der  Militärgr. ,  die  Geschiohts- 
werke  von  Kercelic,  Katkaj,  KatAlinic,  Kacki,  Kvaternik  etc. 
dann  Fessler,  Engel,  Majläthotc;  Kiikiiljovic':  .Iura  reg.  Croat. 
Dalm.  et  Slav.,  endlich  Corpus  juris  hungarici. 


Militärgränzverfassung  und  Verwaltung,  so  wie  An- 
deutungen zu  einer  befriedigenden  Lösung  dieser 
Frage. 

Als  die  zwei  Volksstämme  der  Serben  und 
Kroaten  aus  dem  Lande  an  den  nordöstlichen  Kar- 
pathen  in  ihre  ehemalige  Urheimat  im  römischen 
Illirikum  im  siebenten  Jahrhunderte  unserer  Zeit- 
rechnung zurückkehrten,  da  begründeten  die  Serben 
in  Mösien  und  die  Kroaten  in  Dalmatien  ihre  Rei- 
che ,  nachdem  das  Christenthum  sehr  bald  und  voll- 
ständig bei  ihnen  Eingang  gefunden  hatte. 

Das  serbische  Reich  erblühte  im  gegenwärtigen 
Fürstenthume  Serbien,  in  Altserbien,  in  den  Gegen- 
den von  Novipazar  und  von  Prizren  in  Metochien,  in 
Bosnien,  Albanien,  Herzegowina,  Montenegro  etc. 

In  seinem  höchsten  Flore  zur  Zeit  Kaiser  Du- 
san'  s  des  Mächtigen ,  in  der  ersten  Hälfte  des  drei- 
zehnten Jahrhundertes,  gehörte  dazu  auch  Bulgarien, 
Macedonien  und  fast  ganz  Griechenland. 

In  nördlicher  Nachbarschaft  mit  dem  Sitze  ih- 
rer Macht  in  Dalmatien  hatten  die  Kroaten,  ein  mit 
den  Serben  fast  identischer  und  nur  nach  ihren  alten 
Wohnsitzen  in  Bergen  oder  nach  einem  ihrer  ehe- 
maligen Fürsten  anders  benannter  Volkstamm ,  — 
ihr  Reich  begründet.  Dort  erblühte  es  und  bestand 
durch  vier  Jahrhunderte  unabhängig  als  W^ahlmon- 
archie,  deren  Oberhaupt  stets  durch  die  Gewalt  der 
Stände  und  der  Volksrepräsentation  beschränkt  war. 


Die  fürstliche  und  später  königliche  Residenz 
war  vorzugsweise  zuSolun  (Alt-Salona),  dann  zu  Bei- 
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grad  am  Meere  (italienisch  Zara  vecchia),  Trogir,  Si- 
benik  etc.  Wir  knüpfen  hier  nur  an  die  allerletzte 
Zeit  der  Selbstständigkeit  dieses  Reiches  an : 

Nach  dem  Tode  des  einheimischen  Königs 
Kresimir  III.  (J035)  und  seines  Sohnes  Stephan  I. 
regierte  1050  bis  1074  Kresimir  IV.  der  Grosse, 
der  das  Reich  namhaft  erweitert  und  befestigt  hatte, 
so  dass  es  schon  damals  von  Kotor  (C'attaro)  bis 
Kärnthen  und  bis  zur  Donau  sich  erstreckte.  So- 
nach gelangte  Slavisa  und  dann  Zvonimir  zun*/  Throne. 
Dieser  erhielt  vom  Papste  Gregor  VII.  die  kö- 
niglichen Insignien,  mit  denen  er  1076  in  Alt-Sa- 
lona orekrönt  wurde.  Der  letzte  einheimische  natio- 
nale  König  Kroatiens,  Stephan  11.,  starb  1092. 

Nach  einigen  Jahren  der  Unentschlossenheit 
wählten  die  Kroaten  an  ihrem  Reichstage  unter  bei- 
derseitigen Bedingungen  den  ungarischen  König  Ko- 
loman auch  zum  Könige  von  Kroatien.  Dieser  wurde 
1102  zu  Belgrad  am  Meere  feierlich  gekrönt,  und 
beschwor  die  Verfassung  des  Landes. 

Seit  jener  Zeit  war  das  Schicksal  Kroatiens  an 
jenes  Ungarns  gebunden,  wiewohl  es  Zeiten  gab,  wo 
Kroatien  gelegenheitlich  der  Erledigung  des  ungari- 
schen Thrones  seinen  König  unabhängig  wählte. 

Zur  Zeit  Koloman's,  im  Anfange  des  zwölften 
Jahrhunderts,    umfasstc  das  Königreich   von  ,,Ganz 
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Kroatien"  das  ganze  Land  zwischen  dem  Flusse  Ce- 
tina  in  Dalmatien  und  dem  adriatischen  Meere ,  ein- 
schliesslich der  Inseln,  f  erners  zwischen  Dalmatien 
und  Istrien  bis  zum  Flusse  Arsa,  dann  zwischen  dem 
Meere  und  der  untern  Mura,  Drave,  Donau  und  der 
unteren  Save  in  Slavonien,  bis  hinab  zum  Flusse  ßo- 
sut  in  Syrmien,  endlich  vom  Meere  bis  an  den  Fluss 
Verbas  im  dermaligen  Türkisch-Kroatien. 

Die  Benennung  des  dreieinigen  Königreiches : 
„Dalmatien,  Kroatien  und  Slavonien"  drückt  auch 
nach  dem  Verfalle  des  kroatischen  Reiches  noch  im- 
mer diplomatisch  diese  freilich  jetzt  nur  historische, 
aber  immerhin  staatsrechtlich  begründete  Einheit 
seines  ehemaligen  Territoriums  aus. 

Die  Union  mit  Ungarn  war  aber  für  Kroatien 
in  jeder  Hinsicht  verhängnissvoll.  Es  verräth  die 
höchste  Ignoranz  in  der  Geschichte  des  Landes, 
wenn  man  in  Kroatien  von  einem  Glücke  des 
800jährigen  Verbandes  mit  Ungarn  spricht.  Seit 
jener  Zeit  datirt  nicht  die  Blüthe,  sondern  fasst  der 
völlige  Untergang  des  kroatischen  Reiches.  Die  Kö- 
nige von  Ungarn  hatten  wie  natürUch  mehr  Sorg- 
falt auf  Ungarn  als  auf  Kroatien  verwendet,  und 
es  konnte  bei  den  Jahrhunderte  lang  andauernden 
inneren  und  äusseren  Stürmen  nicht  ausbleiben, 
dass  das  kroatische  Reich  von  seinen  feindlichen 
Nachbarn  bedrängt,  an  seiner  Integrität  vielfachen 
Schaden  erlitt. 


Drei  Feinde  waren  es,  welche  den  Verfall  des 
nur  durch  eine  Personal- Union  mit  Ungarn  verbunde- 
nen kroatischen  Reiches  herbeiführten:  Venedig, 
Ungarn  und  die  Türken. 

Das  treulose  Venedig  führte  seine  Streiche  ge- 
rade gegen  das  Herz  des  kroatischen  Reiches,  gegen 
Dalmatien,  und  durch  List,  Trug  und  Gewalt  wurde 
dem  unter  fremde  Vormundschaft  gerathenen  Lande 
die  J.ebensader  unterbunden. 

Kroatien  war  durch  die  Union  von  Ungarn  ab- 
hängig, in  seiner  Aktivität  gelähmt.  Der  König  von 
Ungarn  aber  war  nicht  im  Stande,  Dalmatien,  diese 
Urprovinz  des  kroatischen  Reiches,  der  auf  seinem 
Haupte  ruhenden  kroatischen  Krone  zu  erhalten,  als 
sie  der  venetianische  Löwe  mit  seinen  Krallen  er- 
fasste. 

Unter  dem  ungarischen  Könige  Ludwig  dem 
Grossen  wurden  zwar  alle  venetiauischen  Usurpatio- 
nen vom  kroatischen  Staatsterritorium  zurückerobert, 
allein  die  zu  jener  Zeit  eben  eingetretenen  Kriege 
Ungarns  mit  den  Türken  hatten  den  traurigen  Hrfoln, 
dass  Dalmatien  die  Beute  der  Türken  und  sonach 
Venedigs  wurde,  bis  dieses  nicht,  selbst  untergehend, 
seine  Beute  fahren  Hess,  welche  aber  auch  dann  und 
bis  auf  den  heutigen  Tag  vom  Mutterlands  faktisch 
getrennt  verblieb. 

Das  in  Dalmatien  ersterbende  kroatische  Staats- 
leben zog  sich  von  da  selbst  gegen  den  Mittelpunkt  des 
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Reiches  in  das  Land  zwischen  der  Drave,  Save  und 
Una,  welchem  sonach  der  Name  des  eigenthchen 
Kroatien  beigelegt  wurde,  wogegen  die  vormals  für 
das  ganze  Land  zwischen  der  Drave  und  der  Save 
übliche  Benennung  Slavonien  auf  den  unteren  Theil 
desselben  beschränkt  blieb. 

Wäre  Kroatien  1J02  so  klug  gewesen,  statt 
der  ungarischen  Personalunion  wieder  eine  eigene 
Dynastie  auf  seinem  Throne  festzusetzen,  und  hätte 
es  diese  allenfalls  durch  Allianzen  befestigt,  so  hätte 
es  seine  Kräfte  im  Innern  des  Reiches  sehr  bald  im 
hohen  Grade  ausbilden,  und  bei  seiner  Unabhängig- 
keit zwischen  manchen  Klippen  klug  hindurch- 
schwimmen können.  So  aber,  an  das  ungarische 
StaatsschifF  angekettet,  musste  es  hinfort  stets  mit 
Gut  und  Blut  für  eine  fremde  Politik  einstehen,  an 
der  es  keinen  massgebenden  Antheil  und  keinen 
Nutzen  hatte.  Die  Karlowitzer  und  Pozarevacer  Frie- 
densschlüsse, welche  Ungarn  retteten,  lieferten  Dal- 
matien  an  Venedig  und  Kroatien  vom  Flusse  Verbas 
bis  an  die  Una  und  endlich  bis  Cetin  an  die  Türken 
aus.  Mit  dem  Nachlasse  der  kroatischen  Derzislave, 
Kresimire  und  Zvonimire  wurden  die  Folgen  schlech- 
ter Politik  und  noch  schlechterer  Kriegskunst  Ungarns 
bezahlt.  So  wanderte  Dalmatien,  das  Stammgut  der 
kroatischen  Krone,  von  Hand  zu  Hand,  zuletzt  nach 
einer  zeitlichen  Besetzung  durch  die  Franzosen  in 
Folge  des  Pressburger  Friedens,   endlich  seit  1815 
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an  Oesterreich.  Und  jetzt,  o  Schmach,  wollen  noch 
italienische  Ansiedler,  welche  das  Land  einst  gast- 
freundlich aufnahm,  Kroatien  das  heilige  Vermächt- 
niss  seiner  Könige  streitig  machen,  welches  Zvo- 
nimir's  und  Koloman's  Nachfolger,  die  Könige  von 
Ungarn  und  Kroatien,  der  Krone  Zvonimir's  und 
ihrer  eigenen  zu  bewahren  und  zurückzuerobern 
schwuren. 

Die  ungarische  innere  Pohtik  wirkte  zerstörend 
wie  ein  Gift  im  Körper  des  bald  zum  Trabanten 
Ungarns  herabgewürdigten  kroatischen  Reiches.  Sie 
lähmte  immer  mehr  und  mehr  die  Pulse  seines  Staats- 
lebens, bis  sie  nicht  vollends  stockten.  Die  ungarische 
Vormundschaft  machte  das  kroatische  Volk  zu  einen) 
unmündigen  Kinde,  und  ihm  die  ruhmvolle  Ge- 
schichte seiner  Vorfahren  verheimlichend,  usurpirte 
sie  ihm  allmälig  das  reiche  väterliche  Erbe,  sein  an- 
gestammtes Staatsrecht. 

Als  diese  Waise  endUch  in  Noth  und  Elend 
herangewachsen  war,  um,  mündig  geworden,  die 
väterliche  Verlassenschaft  antreten  zu  können,  da 
versuchte  der  habsüchtige  Vormund  seinen  Mündel 
moraHsch  zu  entmannen,  indem  er  ihm  zumuthete, 
sogar  die  angeborene  Nationalität  aufzugeben  und 
jene  seines  Vormundes  anzunehmen. 

Man  glaube  ja  nicht,  dass  wir  übertreiben.  Seit 
Jahrhunderten  wurde  in  Kroatien  und  Slavonien  die 
ganze  Gesetzgebung,  die  Verwaltung,  der  Unterricht, 
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so  eingerichtet,  dass  daselbst  eine  Entnationalisirung 
und  Entfremdung  der  Intelligenz  eintreten  musste. 
Nirgends  war  z.  B.  die  Geschichte  und  das  Staats- 
recht  des  Landes  ein  Gegenstand  des  öffentlichen 
Unterrichts.  Nach  dem  Stiidienplane  der  ungarisch- 
kroatischen Schulen  war  die  Geschichte  Kroatiens 
von  Anfang  der  Welt  bis  Koloman  nichts  als  Mythe, 
seit  Koloman  aber  ist  sie  nur  ein  Postament  für  magya- 
rische Grösse  geworden.  Ungarische  Heere  schlugen 
die  Venetianer  und  die  Türken;  Ungarn  rettete  an- 
geblich durch  sein  berüchtigtes:  „Moriamur"  die 
österreichische  Dynastie,  wenngleich  im  österreichi- 
schen Erbfolgekriege  nach  einer  Ordre  de  Bataille 
aus  jener  Zeit  zehnfach  mehr  Kroaten  und  Serben 
als  Ungarn  der  bedrängten  Kaiserin  Maria  Theresia 
zu  Hilfe  kamen.  Serben  und  Kroaten  vergossen  unter 
ungarischer  Firma  Ströme  ihres  edelsten  Blutes,  und 
Ungarn  erntete  die  Saat  ihrer  blutig  erworbenen 
Eorbeern. 

Die  politische  und  staatsrechtliche  Existenz 
hatte  man  Kroatien  schon  lange  nicht  zugestehen 
wollen.  Um  ihm  die  Kosten  der  Verwaltung  zu  er- 
sparen (!),  zog  man  die  kroatische  Statthalterei  ein, 
und  unterordnete  das  Land  direkte  der  ungarischen 
Statthalterei  und  Hofkanzellei.  Seit  Koloman's  Zeiten 
stand  zwischen  Kroatien  und  dem  kroatischen  Könige 
fast  ununterbrochen  der  Fremdling,  dessen  kalte 
Hand   jeden  Strahl    der  Gnade    für    sich  und  sein 
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Volk  auffing,  und  nur  den  Schatten  auf  Kroatien 
fallen  liess. 

Man  war  endlich  im  Begriffe,  das  Merkmal  der 
Schmach,  das  Kainszeichen  des  politischen  Mordes, 
den  Typus  fi'emder  Nationalität  in  die  erstarrten 
Glieder  des  fast  entseelten  kroatischen  Staatskörpers 
einzubrennen,  als  1848  der  Scheintodte  erwachte, 
um  die  an  ihm  begangene  Sünde  zu  rächen. 

Es  ist  überhaupt  eine  merkwürdige  Erscheinung 
in  den  Annalen  Kroatiens,  dass  diesem  Lande  seine 
sogenannten  Freunde  stets  gefährlicher  waren,  als 
seine  Feinde. 

Als  die  Türken  auf  der  illyrischen  Halbinsel 
erschienen,  da  fiel  vorerst  das  serbische  Reich  in  der 
Schlacht  am  Kosovo-Felde  am  1.  Juni  1389  und 
kämpfte  nur  noch  einen  langen  Todeskampf,  bis 
dessen  ganze  Kraft  erlahmte. 

Ungarn  und  Kroatien  kamen  bald  an  die  Reihe. 
Nach  der  Schlacht  von  Nikopolis  fanden  die  Türken 
den  Weg  nach  Ungarn,  Slavonien  und  Kroatien,  so- 
dann auch  nach  Steiermark  und  Krain,  wohin  ihre 
barbarischen  Schaareii  zeitweise  mit  Feuer  mitl 
Schwert  vordrangen. 

Erst  nach  dem  Falle Konstantinojx'ls  1453  uiniz 
es  jedoch  unter  Mohamed  IL  mit  aller  Kraft  nach 
Bosnien  und  nach  Kroatien,  wo  die  I^Vst»^  .lajcc  am 
Verbas  den  Sturm  authaltm,  aber  nicht  abwenden 
konnte. 
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Ungarn,  Serben  und  Kroaten  kämpften  oft  ge- 
meinscliaftlich ,  oft  selbstständig  einen  verzweifelten 
Kampf.  Jsak-Pascha  verheerte  furchtbar  Kroatien. 
Soliman  der  Grosse  brach  in  Ungarn  ein,  unter  eben 
so  furchtbaren  Verheerungen  in  Syrmien  und  Slavo- 
nien.  In  der  Schlacht  bei  Mohacs  1526  war  das 
Schicksal  Ungarns  entschieden,  da  es  nicht  nur 
grösstentheils  unter  die  türkische  Gewalt  kam,  son- 
dern auch  eine  neue  Königswahl  vorgenommen  wer- 
den musste. 

Da  durch  den  Tod  des  Königs  Ludwig  IL 
gleichzeitig  auch  der  Thron  Kroatiens  erledigt  wurde, 
so  wählte  Ungarn  1526,  Kroatien  aber  erst  1527  auf 
seinem  Landtage  zu  Cetin  Ferdinand  L  von  Oester- 
reich  zum  Könige,  und  so  war  das  gelöste  Unions- 
verhältniss  wieder  hergestellt. 

Die  türkische  Kriegsfurie  wandte  sich  nunmehr 
sogleich  gegen  Wien,  von  wo  sie  1529  abgewiesen 
wurde,  um  1683  dahin  wiederzukehren,  bis  nicht 
ihren  Eroberungsgelüsten  die  Waffen  Sobieski's  und 
jene  Leopold  I.  ein  Ziel  setzten,  und  bis  nicht  1699 
der  Karlowitzer  Friede  die  verheerende  Flut  der 
türkischen  Herrschaft  in  engere  Gränzen  dämmte. 

Bei  dem  Einbrüche  der  Türken  in  das  König- 
reich Kroatien  im  15.  Jahrhunderte  wurde  das  an 
festen  Plätzen  Mangel  leidende  flache  Land  Slavo- 
niens  zuerst  und  für  lange  Zeit  eine  Beute  der 
Türken. 
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Dagegen  organisirte  sich  von  selbst  in  den  ge- 
birgigen Theilen  Kroatiens  und  Slavoniens  zwischen 
dem  adriatischen  Meere  und  dem  Fhisse  Una  bis  zu 
dem  Kupa-Flusse ,  woselbst  über  siebenzig  feste 
Schlösser  vorhanden  waren,  ferner  zwischen  dem 
Drave-  und  dem  Saveflusse,  im  Angesichte  der  Tür- 
kengefahr aus  Bosnien,  dann  aus  Ungarn  und  dem 
unteren-Slavonien,  —  eine  ständige  Volkswehr  zur 
Abwendung  der  mit  blutigem  W^ellenschlage  heran- 
strömenden osmanischen  Flut. 

Das  Volk  kämpfte  unter  heimischen  Wojwoden 
bald  selbstständig,  bald  im  Vereine  mit  ungarischen 
Scharen  gegen  den  gemeinsamen  Feind.  Unzählige 
Volkslieder  verherrlichen  diese  blutigen  Kämpfe,  die 
aber  bei  dem  Mangel  einer  tüchtigen  nationalen 
Oberleitung  mehr  den  Charakter  ritterlicher  Strauss- 
züge,  so  zu  sagen  vereinzelter  Zweikämpfe  trugen. 

Das  in  einem  aufreibenden  Kampfe  erlahmende 
Land  bedurfte  und  fand  auswärtige  Hilfe  in  Unoani 
und  dem  benachbarten  Innerösterreich ,  in  denMi 
Interesse  es  lag,  der  Selbstvertheidigung  wegen 
Kroatien  zu  unterstützen. 

Noch  vor  der  Schlacht  von  Moliacs  hatte  K()niLi 
Ludwig  IL  von  Ungarn,  als  gleichzeitiger  König  von 
Kroatien,  insbesondere  die  Vertheidiguug  Dahnatiens 
seinem  Schwager,  dem  nachmaligen  nnnischen  Kai- 
ser und  Köniir  von  Uufjaru  und  Kroatien,  lu'nliuand 
von   Oesterreich,  übertraijen,    und   ihm   deshalb   «lie 
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festen  Plätze  Jajce,  Krupa,  Lika,  Senj  und  Klisaetc. 
eingeräumt.  *) 

Ferdinands  Truppen  nahmen  an  den  Kämpfen 
Kroatiens  gegen  die  Türken  Antheil.  Auch  hielten 
sie  im  Kampfe  mit  Zapolja  die  festen  Plätze  Kopriv- 
nica,  Kreutz,  Ivanic  besetzt.  Die  deutschen  Ober-Ka- 
pitäne hatten  ihr  Hauptquartier  in  Warasdin» 

Unter  Ferdinands  Nachfolger,  Kaiser  und  Kö- 
nig Maximilian,  erwirkten  die  Stände  Innerösterreichs, 
dass  das  Truppen-Kommando  in  Kroatien  dem  da- 
maligen Erzherzoge  Karl  übertragen  wurde. 

Allein  schon  waren  bei  dieser  Hilfeleistung  be- 
denkliche Hintergedanken  wahrzunehmen,  denn  Ma- 
ximilian beabsichtigte  nichts  Geringeres,  als  aus  dem 
Königreiche  Kroatien  eine  deutsche  Markgrafschaft 
zu  machen,  welche  Absicht  auch  dessen  Nachfolger 
Rudolph  verfolgte,  der  die  Verwaltung  der  windischen 
und  kroatischen  Gränzen  im  Jahre  1575  bereits  als 
,, ewiges  und  immerwährendes  Generalat"  sei- 
nem Oheime,  Erzherzoge  Karl,  übergab,  wenngleich 
die  Stände  Innerösterreichs  an  ihrem  von  Karl  1578 
zu  Brück  an  der  Mur  einberufenen  Landtage,  nach 
dreijähriger  Debatte,  ihm  hiezu  kaum  eine  halbe  Mil- 
lion Gulden  votirten. 

Auf  diese  Weise  setzte  sich  der  deutsche  Ein- 
fluss    in    Kroatien    fest,    und    die  Erzherzoge    von 


*)  Siehe  Hitzinger's  Statistik  der  Militärgränze . 
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Oesterreich  nannten  sich  ohneweiters  ,, Herren  der 
windisclien  Mark'*. 

Die  Behauptung  einiger  Schriftsteller  ist  daher 
nur  theilweise  richtig,  dass  die  dermaligen  Gränzlän- 
der  mit  deutschem  Blute  und  deutschem  Gelde  ver- 
theidiget  worden  waren.  Diese  Vertheidigung  geschah, 
wie  natürlich,  hauptsächlich  mit  den  eigenen  Kräften 
des  Landes  und  gleichzeitig  im  Interesse  der  Ver- 
theidif{un2f  Tnnerösterreichs  und  Deutschlands. 

Das  Aergste  dabei  war  jedoch,  dass  die  deut- 
schen Militär-Kommandanten  die  von  ihren 
Truppen  besetzten  Landestheile  wirklich  als 
ein  aus  dem  staatsrechtlichen  Verbände  des 
Königreiches  Kroatien  ausgeschiedenes 
Land  behandelten,  den  Landtag,  den  Ban  und 
die  oberste  Landesverwaltuno-  zu  ignoriren  oder  zu 
umgehen,  in  den  militärisch  besetzten  Landestheilen 
der  gegenwärtigen  Militärgränze  auf  eigene  Faust  zu 
wirthschaften  begannen,  —  wobei  ihnen  ohne  Zweifel 
das  Belagerungsrecht  in  dem  militärisch  okupirten 
Lande  zu  Statten  kam. 

Dass  das  Militärinstitut  i\vr  Gränzländer  kei- 
nesfalls auf  einem  ausserhalb  des  staatsrechtlichen 
Verbandes  Kroatiens  stehenden  Gebiete  errichtet 
wurde,  ist  aus  dem  Nachstehenden  zu  ersehen. 

Schon  lange  vor  der  l{lin Wanderung  der  Magya- 
ren in  Ihre  jetzige  1  leimat  -  zu  \'au\g  des  neunten  Jahr- 
hunderts —  waren  die  Reiche  von  Serbien  und  Kroa- 
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tien  in  Gespanschaften  (Zupanie)  eingetheilt,  wo  ein 
reges,  freiheitliches  politisches  Leben  in  Munizipal- 
und  Landesversammlungen  nach  den  positivsten  hi- 
storischen Monumenten  den  Beweis  ungewöhnlicher 
politischer  Reife  und  vorgeschrittener  Organisation 
bekundete. 

Zur  Zeit  der  ersten  Einbrüche  der  türkischen 
Horden  in  das  Königreich  Kroatien  im  fünfzehnten  und 
in  der  ersten  Hälfte  des  sechzehnten  Jahrhundertes 
bestand,  abgesehen  von  Dalmatien,  noch  die  nachfol- 
gende Komitatseintheilung  im  damaligen  kroatischen 
Reiche,  u.  z.  das  Komitat 
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17)  Pozega  mit  dem  Sitze  in  Pozega. 

18J  Valkovo  „      „        „      „   Valkovo. 

19)   Sriem  „      „        „      „    Mitrovica. 

Zu  Velja  (Veglia)  gehörten  die  Inseln  Velja, 
Kerk  (Cherso),  Losin  (Lussin  piccolo  e  grande). 

Zum  ZrinjerKomitate  gehörten  die  jetzigen  bei- 
den Banal-Gränzregiments-Bezirke. 

Zum  dermaligen  Kreutzer  Komitate  das  der- 
malige Gebiet  des  Kreutzer  Gränzregiments,  mit  der 
Hälfte  des  Set.  Georger  Regiments,  dessen  andere 
Hälfte  zum  Warasdiner  Komitate  gehörte. 

Zum  Zagorianer  Komitate  gehörte  das  jetzige 
Zagorje  mit  der  Murinsel  und  einigen  Distrikten  von 
Untersteiermark  bei  Pettau  (Optuj)  und  Fridau 
(Ormuz). 

Zum  Pozeganer  Komitate  das  ganze  Gradiska- 
ner,  zum  Valkovoer  Komitate  das  ganze  Broder,  und 
vier  Kompagniebezirke  des  Peterwardeiner  Gränz- 
regiments bis  zum  Flusse  Bosut. 

Zum  vSyrmier  Komitate  endlich  der  übrige  Theil 
des  dermaligen  Peterwardeiner  Regiments  sammt 
Karlovitz,  Peterwardein  und  Semlin. 

Die  Obergespäne  (Veliki  zupani)  waren  insbe- 
sondere in  der  T  jka  und  Kerbava  die  Grafen  Karlo- 
vici;  in  Senj  und  Modrus  die  Frangepani's,  in  Bribir, 
Slunj  (Cetin)  und  Zrinj,  die  Zrinji's. 

Zu  jener  Zeit,  also  noch  gegen  Mitte  des  sech- 
zehnten Jahrhunderts,  gehörte  noch  so  unzweifelhaft 

2* 
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das  gegenwärtige  kroatiscli-slavonisclie  Militärgränz- 
gebiet  zum  Miitterlande,  dass  der  kroatische  Land- 
tag, auf  welchem  Ferdinand  von  Oesterreich  1527 
zum  Könige  von  Dalmatien ,  Kroatien  und  Slavo- 
nien  gewählt  wurde,  in  der  nunmehr  am  äussersten 
Gränzkordon  befindlichen  Feste  Cetin,  im  Sluiner 
Gränzregimente ,  abgehalten  w^urde.  Denn  damals 
war,  wie  oberwähnt,  die  Feste  Jajce  am  Verbas  noch 
bei  Kroatien,  und  dass  Schloss  Cetin  im  Mittelpunkte 
des  kroatischen  Reiches,  weil  hiezu  auch  das  nun  in 
der  Türkei  befindliche  Land  bis  an  den  Fluss  Verbas 
gehörte ,  welches  noch  immer  Türkisch  -  Kroatien 
heisst. 

Die  Friedensschlüsse  von  Karlovitz  (1699),  Po- 
zarevac  (1718)  und  Belgrad  (1739),  welche  Ungarn 
vom  Türkenjoche  befreiten ,  warfen  den  schönsten 
Theil  Altkroatiens  in  den  Rachen  des  orientalischen 
Drachen,  indem  diese  Friedensschlüsse  die  Save  und 
die  Una  zur  Gränze  Kroatiens  gegenüber  dem  Erb- 
feind machten,  das  schöne  Land  zwischen  der  Una 
und  dem  Verbas  aber,  sonach  auch  ein  grosser  Theil 
des  Landes  diesseits  der  oberen  Una  hievon  abfiel, 
so  dass  jetzt  das  oberwähnte  Schloss  Cetin,  einst  im 
Mittelpunkte  Kroatiens,  nun  am  äussersten  Rande 
des  Landes,  knapp  am  türkischen  Kordon  sich  be- 
findet. 

Es  wird  aber  nur  mit  grosser  Oberflächlichkeit 
und  mit  offenbarer  Ignoranz  behauptet,  als  wenn  das 
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dermalige  Militärgränzgebiet  so  ohneweiters,  und  ohne 
Widerspruch  aus  dem  unmittelbaren  Verbände  der 
Mutterländer  getreten  wäre,  um  ein  Versuchsfeld  für 
militärische  Experimente  zu  werden. 

Selbst  Hietzinger  behauptet  in  seiner  Statistik 
der  Militärgränze,  I.  Band,  Seite  21,  dass  die  ungari- 
schen (will  sagen  kroatischen  und  ungarischen)  Stände 
..nur  gebeten  hätten,  dass  der  Erzherzog  Karl  mit 
dem  Ban  von  Kroatien  im  Einvernehmen  bleiben 
möchte,  was  wohl  leicht  zugestanden  werden 
durfte,  da  ein  solch  nachbarliches  Einvernehmen 
nur  dem  Besten  des  Dienstes  zu  Statten  kam."  Die- 
ser Schriftsteller  beruft  sich  hie  bei  sogar  auf  den 
Gesetzan.  15  vom  Jahre  1578. 

Wenn  man  aber  das  kroatisch-ungarische  Cor- 
pus juris  aufschlägt,  und  hierin  den  erwähnten  und 
andere  Gesetzartikel,  deren  Aufzähluncr  wir  für  über- 
flüssig  halten,  nachliest,  so  wird  man  bald  inne,  dass 
hier  von  keinen  Bitten  um  freundnachbarliches  Ein- 
vernehmen die  Rede  war,  sondern  um  die  eifrigste 
Vertheidigung  des  kroatischen  Staatsrechtes 
von  Seite  der  Baue  und  der  Stände  dieser  Länder  im 
Vereine  mit  dem  ungarischen  Landtage.  Man  entnimmt 
hieraus,  dass  die  Stände  den  Erzherzog;  Karl  nur  un- 
ter  der  Bedingung  als  Kommandanten  bei  der'Landes- 
vertheidigung  in  Kroatien  anerkannten,  dass  er  sich 
nur  mit  militärischen  Angelegenheiten  befasse,  und 
dabei  mit  dem  Ban  im  Einvernehmen  verbleibe. 
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Als  aber  der  Erzherzog  diess  dennoch  nicht 
that,  sondern  sich,  der  Verfassung  und  den  Gesetzen 
des  Landes  zuwider,  auch  in  die  eigentUche  Verwal- 
tung des  Landes  zu  mengen  begann,  so  resignirte 
1578  der  damalige  Ban  (Alapi)  auf  seine  Würde. 

Der  Kaiser  und  König  Rudolph  ernannte  an 
dessen  Stelle  den  Christoph  Ungnad  zum  Ban,  was 
eine  solche  Unzufriedenheit  im  Lande  hervorrief,  dass 
Ungnad  1583  abberufen,  und  an  dessen  Stelle  der 
tapfere  Landessohn  Thomas  Bakac-Erdody  die  Ba- 
nuswürde  erhielt. 

Mit  diesem  ersten  Versuche  der  Einmischung 
in  die  Landesverwaltung  nun  begann  die  selbst- 
ständige Organisirung  der  Militärgränzlän- 
der,  um  daselbst  ein  Militärinstitut  zu  bilden. 

Kroatien  konnte  sich  als  Königreich  dem  un- 
mittelbaren formellen  Einflüsse  der  österreichischen 
Regierung  entwinden,  aber  nicht  verhindern,  dass 
fremde  Truppen  dass  Land  besetzen,  und  ihre  Kom- 
mandanten, ohne  Zweifel  kraft  des  während  der 
Kriegsoperationen  in  den  von  den  Truppen  besetzten 
Landestheilen  nothwendig  gewesenen  Belagerungs- 
rechtes ,  ihre  Absicht  dennoch  trotz  allem  Rechte 
faktisch  behaupteten. 

Diess  war  die  Ursache,  dass  der  kroatisch- 
ungarische Reichstag,  1593,  Art.  20,  den  Antrag 
stellte,  dass  dem  Ban  das  oberste  Militärkommando 
im  Lande  verliehen  werde,  was  zwar  zugestanden, 
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aber  eben  so  wenig  ausgeführt  wurde,  als  spätere  ähn- 
liche in  den  Gesetzartikeln  1 1  und  1 2  vom  Jahre 
1608  ante  coron.  und  Art.  27  vom  Jahre  1609  ent- 
haltene Zusagen  unter  König  Mathias  JI.  und  Fer- 
dinand IL 

Da  wurde  laut  Gesetzartikel  39  vom  Jahre  1635 
verfassungsmässig  festgesetzt,  dass  alle  Kapitäne  und 
Offiziere  der  Gninzländer  den  Landesgesetzen 
unterworfen  sein  sollen;  und  laut  Art.  56  von 
1647  wurde  bestimmt,  dass  das  Gerichtsverfahren 
daselbst  durch  die  verfassungsmässigen  Komi- 
tatsorgane und  nach  den  bestehenden  Landes- 
gesetzen vor  sich  zu  gehen  habe. 

Als  indessen  die  Türkennoth  Ende  zu  nehmen 
begann,  erneuerten  wieder  die  kroatischen  Stnnde 
auf  ihrem  und  dem  ungarischen  Landtage  ihre  alten 
Beschwerden  wegen  der  nicht  vollzogenen  Unter- 
ordnung der  Gränzdistrikte  unter  die  ßanalgewalt 
und  die  allgemeinen  Landesgesetze. 

Der  Kaiser  und  König  Leopold  I.  entsprach 
endlich  den  Wünschen  und  Forderungen  des  kroati- 
schen Landtages,  und  erliess  an  denselben  am 
10.  September  i  703  das  nachfolgende  königliche 
Reskript: 

„Wir  Leopold  etc.  Mit  Hinblick  auf  Eure  welt- 
bekannten Verdienste  um  Unseren  Thron,  und  nach- 
dem ihr  Euch,  liebe  Getreue,  seit  Jahrhunderten  den 
Ruhm  erworben  habet,   dass  Ihr  für  Unseren  Dienst 
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aus  Treue  gegen  Uns,  Eure  Heimat,  Kinder,  Blut 
und  Gut  jederzeit  und  insbesondere  in  den  letzten 
türkischen  Kriegen  zur  Förderung  des  Kriegsglückes 
und  des  Wohles  Unserer  Krone,  zu  Eurem  unsterb- 
lichen Ruhme  eingesetzt  habet:  desshalb  und  um 
Euere  Tapferkeit  und  Treue,  von  welcher  Wir  und 
Unser  ganzer  Hof  überzeugt  sind,  anzuerkennen,  und 
um  nicht  zuzugeben,  dass  die  Gränzen  Eures  Landes 
fernerhin  restringirt  bleiben:  haben  Wir  als  Be- 
lohnung für  so  grosse  Anstrengungen  und  erworbene 
Verdienste  dem  Königreiche  und  der  Banal- Autorität 
jure  postliminii  wieder  einzuverleiben  beschlossen 
nicht  nur  jene  Bezirke  und  die  Gränzländer  zwischen 
dem  Flusse  Una,  Kupa  und  Save,  welche  Ihr,  liebe 
Getreue,  durch  Eure  Mühe  erworben,  und  tapfer 
bewahrt  habet ,  sondern  auch  das  ab  antiquo  unter 
die  Banalgewalt  gehörende  Warasdiner  Generalat." 
„Was  Wir  alles  für  ewige  Zeiten,  als  ewige  Ent- 
schädigung Eurer  Rechte  und  der  Banal-Autorität, 
nach  reiflichem  Entschlüsse  den  Ständen  Unserer 
Königreiche  Kroatien,  Dalmatien  und  Slavonien  zu 
entbieten  allergnädigst  angeordnet  haben." 

Auch  diese  feierliche  Zusage  blieb  unerfüllt,  nur 
dass  der  Ban  als  kommandirender  General  auch  in 
den  Gränzländern  den  militärischen  Oberbefehl  und 
die  Landesverwaltung,  jedoch  nach  ganz  anderen, 
rein  militärischen  Grundsätzen  führt,  und  nicht  nach 
den  allgemeinen  Landesgesetzen. 
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Der  Landtag  ermüdete  nicht,  die  Durchführung 
dieses  feierlichen  Versprechens  zu  verlangen,  ins- 
besondere 1715  mit  Artikel  113  und  116. 

Im  Jahre  1750  unterm  16.  Jänner  ertheilte  die 
Kaiserin  Maria  Theresia  den  Ständen  Kroatiens  und 
Slavoniens  ein  feierliches  Diplom,  in  welchem  besagt 
wird:  dass,  nachdem  sich  die  kroatische  Nation  um 
den  königlichen  Thron  neue  Verdienste  erworben  hat, 
die  Banal-Gränze  der  Banal- Autorität  unterworfen, 
und  dem  Banus  das  Recht  verliehen  werde :  Offiziere 
bis  zum  Oberstlieutenant  (gegenwärtig  nur  bis  zum 
Hauptmann)  zu  ernennen,  mit  der  Verpflichtung, 
über  den  Armeestand  nur  monatlich  an  den  Hof- 
kriegsrath  Bericht  zu  erstatten.  Mit  diesem  Diplome 
wurde  auch  dem  Landtage  das  Recht  eingeräumt, 
den  obersten  Landes-Kapitän  zu  wählen,  der  sodann 
den  Vize-Kapitän  zu  ernennen  habe ;  und  in  der 
That  wählt  seitdem  die  kroatische  Nation  selbst  ihren 
Landes-Kapitän  (gewöhnlich  den  Ban). 

Doch  nach  kurzer  Dauer  der  Einflussnahme  des 
Landes  in  die  Verwaltung  der  Banal-Gränze  durch 
die  vom  Landtage  ausgesandten  Banal-Kommissäre, 
hörte  mit  der  laudtäglichen  Vertretung  derselben 
jede  unmittelbare  Wirksamkeit  des  Landtages  in 
Bezug  auf  die  Militärgränze  auf,  und  die  Wahl  des 
obersten  Landes-Kapitäns  durch  den  Landtag  blieb 
noch  als  der  einzige  Rest  der  durch  die  erwähnten 
Diplome  restituirten  Rechte,  Diess  gewährt  aber  bloss 
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einen  Titel,  während  die  wirkliche  Gewalt  über  die 
Militärgränze  immer  nur  dem  hiezu  ernannten  kom- 
mandirenden  General  zusteht. 

Im  Jahre  1 790  wurde  dem  ungarisch-kroatischen 
Landtage  mit  den  Gesetzartikeln  60,  62  und  63  be- 
reits eine  Commission  zugesichert,  welche  die  Zusage 
des  Leopoldinischen  Diploms  ausführen  sollte,  gleich- 
wie laut  Art.  18:  1792  bezüglich  der  Warasdiner 
Gränze  und  jener  zwischen  der  Karoliner  und  der 
Josefiner  Strasse  in  der  Gegend  von  Ogulin,  eine 
spezielle  neuerliche  Zusage,  aber  eben  so  erfolglos 
wie  alle  vorhergehenden  stattfand. 

Während  der  französischen  Revolutionskriege 
und  bis  1825  wurden  keine  Landtage  gehalten;  in 
diesem  Jahre  wurde  aber  die  Frage  der  staatsrecht- 
lichen Reintegrirung  des  Königreichs  Kroatien  und 
Slavonien  bezüghch  der  Militärgränze,  eben  so  1830 
und  auf  jedem  späteren  ungarisch-kroatischen  Land- 
tage mit  gleicher  Erfolglosigkeit  bis  1848  erneuert. 

Auf  diese  Weise  ist  die  ununterbrochene  Rechts- 
verwahrung des  Landes  hinsichtlich  der  willkürlichen 
Exkorporirung  der  Gränzbezirke  aus  dem  Königreiche 
unzweifelhaft.  Auch  genoss  das  Königreich  Kroatien 
und  Slavonien  bis  zum  Jahre  1848  diessfalls  eine  Art 
Schadloshaltung,  indem  es  nur  die  Hälfte  der  Kriegs- 
steuer zahlte,  weil  die  Unterhaltung  des  Gränz- 
militärs  als  eine  ausserordentliche  Last  des  Landes 
anerkannt  wurde.    Freilich  ist  diese  Schadloshaltung 
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nicht  der  armen  Gränzbevölkerung,  welche  die  Last 
trug,  sondern  dem  Provinziale  zu  Gute  gekommen. 
Diess  ist  aber  auch  ein  Merkmal  der  staatsrechtli- 
chen Stellung  der  Gränze  zum  Mutterlande. 

Und,  so  unglaublich  es  scheint,  so  ist  es  den- 
noch wahr,  dass  die  positive  Befestigung  und  Aus- 
bildung des  Militärinstitutes  in  den  Gränzländern 
gerade  in  diejenige  Zeit  fallt,  in  welcher  die  oben- 
erwähnten feierlichen  Zusagen  bezüglich  der  Reinte- 
grirung  des  Landes  gegeben,  und  durch  Gesetze  be- 
kräftiget wurden,  nämlich  von  der  Zeit  des  ober- 
wähntenLeopoldinischen  Diploms  von  1703  bis  1807. 

Es  war  diess  eine  ganz  eigenthümliche  Taktik  der 
damaligen  wiener  Regierung,  dass  sie  die  ihr  nicht  ge- 
nehmen gesetzlichen  Beschlüsse  des  Kaisers  von  Oester- 
reich  als  Königs  von  L^ngarn  und  Kroatien  nicht 
immer  zum  Vollzuge  gelangen  liess,  so  dass  der  Kai- 
ser von  Oesterreich  mit  sich  selbst  als  König  der  er- 
wähnten Königreiche  ,  und  eben  so  insbesondere  die 
deutsch-militärischen  Behörden  mit  den  ungarisch- 
kroatischen Landesbehörden  iu  steter  Opposition 
standen. 

Während  dieses  moralischen  Kampfes  der  ver- 
fassungsmässigen Gewalt  mit  der  militärischen  Dik- 
tatur in  einem  und  demselben  Lande  und  während 
ihres  noch  fortgesetzten  beiderseitigen  physischen 
Kampfes  gegen  den  Erbfeind  der  Christenheit  be- 
hielt natürlich  jene  dieser  Gewalten   Recht ,  welche 
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die  Macht  in  Händen  hatte,  und  das  war  die  militä- 
rische. 

Nichts  war  aber  natürHcher,  als  dass  die  Mili- 
tärgewalthaber, welche  sich  in  den,  so  lange  Zeit  von 
ihren  einheimischen  und  fremden  Truppen  besetzt 
gewesenen  Gränzländern  ganz  eingelebt  hatten,  sich 
schwer  dazu  verstehen  wollten,  ihre  dortigen  Stellun- 
gen aufzugeben,  wo  sie  in  Folge  der  Kriegsnoth  un- 
umschränkte Herren  waren.  Sie  Hessen  es  daher  an 
Gegenvorstellungen  und  Elukubrationen  nicht  fehlen, 
wie  klug  es  sei,  den  Status  quo  nicht  nur  aufrecht  zu 
halten,  sondern  die  Militari sirung  der  Gränzländer 
mit  Rücksicht  auf  die  noch  immer  bestehende  Kriegs- 
gefahr erst  recht  in  Aufnahme  zu  bringen. 

Dort,  wo  die  Militärgewalt  ursprünglich  nur  die 
vorhandenen  Landesvertheidigungs-Elemente  zu  lei- 
ten, wo  sie  die  Integrität  des  Landes  zu  vertheidigen 
hatte,  warf  sie  sich  zur  herrschenden  Gewalt  auf,  wo 
sie  nur  eine  exekutive  sein  sollte,  und  plötzlich  sahen 
die  so  glänzend  belobten  kroatischen  Stände  mit 
Schrecken,  dass  die  Vertheidiger  der  Integrität  ihres 
Königreiches  dieselbe  mehr  in  Gefahr  brachten,  als 
es  vielleicht  der  Feind  selbst  gethan  haben  würde. 
Dieser  hatte  den  Kulminationspunkt  seines  blutbe- 
fleckten Ruhmes  erreicht,  und  zog  nach  und  nach 
ab;  jene  aber  blieben,  um  das  vertheidigte  Land 
nach  ihrer  Weise  zu  organisiren,  ohne  sich  dabei  um 
das  kroatisch-ungarische  Staatsrecht,  die   kroatische 
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Verfassung,  den  Landtag,  und  hie  und  da  eben  so 
wenig  um  den  König  von  Kroatien  und  Ungarn  ge- 
genüber des  römischen  Kaisers  und  der  Erzherzoge 
von  Oesterreich  zu  bekümmern.  Die  kroatischen 
Stände  konnten  mit  Recht  schreiben:  ,,Nos  rehquiae 
regnorum  Dahuatiae,  Croatiae  et  Slavoniae." 

11. 

Unter  diesen  Umständen ,  unter  diesen  Kon- 
stellationen hatte  die  Militiirgewalt  die  Organisirung 
des  Militärgränz-Institutes  vorgenommen.  Wir  wol- 
len nun  sehen,  wie  sie  dabei  zu  Werke  ging. 

Der  militärischen  Organisation  der  Gränzlander 
lag  nicht  etwa  eine  geniale  Konzeption  eines  hochbe- 
o^abten  Organisators  zu  Grunde,  sondern  einzio  und 
allein  der  sich  von  selbst  aufdrinoende  Gedanke  von 
einer  stets  kriegsbereit  organisirten  Volkswehr ,  als 
lebendige  Vormauer  gegen  die  türkische  Ueberflii- 
tung.  Diese  Sch()j)fuugen  sind  auch  nicht  überall 
gleichzeitig,  sondern  allmälig  in's    lA»ben  getreten. 

Alles  entwickelte  sich  so  zu  sagen  aus  dem  Pul- 
verdampfe,  welcher  die  iM'iedenssouue  dieser  un- 
glücklichen TJnider  Jahrhunderte  hindurch  v(M*tiu- 
Sterte. 

r.ange  Zeit  hindurch  hatte  man  es  oftenbar 
nicht  gewagt,  in  den  unter  militärischer  Gewalt  ste- 
hen<leu  I.andestheilen  Schi)pfunii;eu  zu  begründen, 
welche  mit  den  Gesetzen  des  Landes    nicht   im  Ein- 
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klänge  standen.  Da  man  aber  gewahr  wurde ,  dass 
man  trotz  allem  Herr  der  Situation  ist ,  so  fing  man 
an,  in  das  Staatsrecht  und  die  Verfassung  des  Lan- 
des Bresche  zu  schiessen ,  mit  gleichem  Muthe  wie 
diess  gegenüber  den  feindlichen  Redouten  geschah, 
wenngleich  nicht  mit  eben  so  viel  Recht. 

Indessen  Schwierigkeiten  gab  es  auch  bei  dieser 
Operation.  Was  die  Herren  immer  begannen,  alles 
stand  im  offenbaren  Widerspruche  mit  den  Landes- 
gesetzen. Proteste  ,  Reklamationen  ,  Beschwerden, 
Repräsentationen  waren  an  der  Tagesordnung. 

In  diesem  politischen  Kreuzfeuer  galt  es  ein 
vom  landesüblichen  ganz  verschiedenes  Verfassungs- 
system auf  absolut  monarchischer,  ja  noch  mehr,  auf 
rein  militärischer  Basis,  in  einem  seit  uralten  Zeiten 
konstitutionellen  Lande  aufzustellen,  und  sodann  das 
Verwaltungssystem  nach  militärischem  Bedürfniss 
konstruirt  hierauf  zu  begründen,  es  in  allen  seinen 
Zweigen  hierauf  zu  beziehen. 

Man  erschöpfte  sich  in  Kombinationen  und  Ver- 
suchen, das  Ei  des  Kolumbus  auf  die  Spitze  zu  stel- 
len. Aber  es  war  lange  Zeit  kein  Kolumbus  zu 
finden. 

Um  das  zum  beabsichtigten  Zwecke  okupirte 
Land  abzurunden,  und  dem  Militärsysteme  nicht  assi- 
milirbare  Elemente  von  daselbst  zu  entfernen,  wur- 
den vielfache  Grundablösungen  und  Austauschungen 
durchgeführt,  insbesondere  hinsichtlich  des  adeligen 
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und  des  den  geistlichen  Korporationen  gehörigen  Be- 
sitzes. 

Die  begründet  gewesene  MiHtärgränzorganisa- 
tion  an  der  Theiss  und  Marosch  im  Banate  wurde 
nach  kurzem  Bestände  im  Jahre  1750,  die  sieben- 
bürgische  1849  ganz  aufgehoben  ,  von  welchen  wir 
daher  hier  gar  nicht  weiter  reden  wollen. 

Gleichzeitig  bot  man  alles  auf,  um  das  durch 
die  Kriegsereignisse  verödete  Land  durch  Einwande- 
rer aus  Alt-Serbien,  Bosnien,  Herzegovina ,  Dalma- 
tien  etc.  zu  bevölkern,  was  auch  im  ausoedehn testen 
Massstabe  gelang,  insbesondere  unter  Kaiser  Leo- 
pold L,  der  das  serbische  \'olk  in  Alt-Serbien,  unter 
Garantien  seiner  politischen  und  nationalen  Existenz, 
zum  Herübertritt  in  Massa  aufgerufen  hatte. 

Auch  versuchte  man  eine  dem  Militärzwecke 
angemessene  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gränz- 
länder  einzuführen. 

Ein  ganzes  Jahrhundert  hindurch,  von  1702  bis 
1803,  quälte  man  sich  und  das  arme  Land  mit  Or- 
ganisationsversuchen. Km  wahrer  babylonischer 
riuirmbau,  dei-  niemals  unter  das  Oacli  k(»nim«Mi 
wollte.  Während  dieser  hundert  Jahre  wurden  uacli 
einer  aktenmässig  begründeten  Tabelle  in  llict/iii- 
ger's  Werk,  II.  Ijand,  Seite  52,  nicht  weiilLiei-  als 
dreissig  solcher  Organisationssystenu'  versucht. 

Ivast  alle  diese  sojjjenamiteu  Systeme  waren 
aber     nur    llliapsodien  ,    olme    irgend    eine   geistige 
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Synthese,  wenngleich  sie  fast  alle  den  Namen  die- 
ses oder  jenes  berühmten  Generals  oder  Komman- 
danten trugen,  der  es  vorschlug;  alles  ein  armseliges 
Machwerk,  das  nur  die  Unfähigkeit  in  schaffenden 
Wirkungskreisen  von  Männern  dokumentirte,  welche 
vor  dem  Feinde  mehr  als  in  den  Kanzelleien  am 
Platze  sein  mochten. 

Bei  diesem  fortwährenden  Wechsel  der  Systeme 
konnte  natürlich  niemals  eine  volle  Klarheit  in  die- 
ser komplizirten  Organisation  eintreten.  Es  war  aber 
stets  und  überall  ein  charakteristisches  Merkmal 
dieser  Organisations versuche,  dass  sie  insgesammt 
dahin  gerichtet  waren,  der  Militärbehörde  die  abso- 
luteste Gewalt  in  legislativer  und  exekutiver  Bezie- 
hung einzuräumen,  und  die  zu  Militärzwecken  okupir- 
ten  Landestheile  vom  Mutterlande  zu  isoliren.  Diese 
Versuche  ruhten  nicht,  bevor  dieses  Ziel  im  Jahre  1 807, 
also  erst  nach  fast  300  Jahren,  vollkommen  erreicht 
war. 

Nur  drei  dieser  unsystematischen  Systeme  er- 
heben sich  über  das  Niveau  der  erbärmlichsten  Ge- 
setzesschmiederei,  welche  je  die  Welt  gesehen.  Es 
sind  diess  die  „Gränitzrechte"  vom  Jahre  1754,  das 
„Kantonssystem"  von  1784  und  das  „Gränzgrund- 
gesetz"  von  1807. 

In  den  obigen  „Granit  z rechten"  wurde  haupt- 
sächlich die  Gerichtsorganisation  in  den  Gränzlän- 
dern  angestrebt.    Allem    es    war    hierin  auch    zum 
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erstenmale  seit  dem  Beginne  dieser  militärischen 
Landesorganisationen  formell  von  den  Rechten  und 
Pflichten  der  Gränzer  in  Ansehung  des  Grundbe- 
sitzes die  Rede,  welche  in  einem  eigenen  Kapitel, 
natürlich  ganz  willkürlich  und  ausser  dem  im  Lande 
üblichen  konstitutionell-verfiissungsmässigen  Wege 
festgesetzt  worden  waren. 

Die  vorzüfjlichsten  dieser  Bestimmungen  waren 
diese: 

1)  Alle  Grundstücke  in  den  Gränzdistrikten  sind 
Militärgränzlehen ,  welche  den  Gränzeinwohnern 
zur  freien  Nutzniessung  statt  des  Soldes  verliehen 
werden,  gegen  die  Verpflichtung  Militärdienste  in  und 
ausser  Landes  zu  leisten. 

2)  Die  Erbfolge  in  diesem  Besitze  habe  auf  die 
ehelichen  Nachkommen  zu  übergehen,  die  Söhne 
schliessen  jedoch  die  Töchter  aus. 

3)  Mehrere  Söhne  folgen  zu  gleichen  Theilen 
nach,  dürfen  sich  aber  nur  dann  theilen,  wenn  der 
Grundbesitz  so  gross  ist,  dassje^der  von  seinem  Theile 
Dienste  leisten  kann. 

4)  In  Fällen  des  Mangels  von  Erben  fällt  das 
Lehen  dem  Regimente  heim,  lun  neuerdings  auf  den 
Dienst  verliehen  zu  werden,  da  eine  testamentarische 
Lrbfolofe  nicht  stattfinden  durfte,  in  so  ferne  sie  die 
gesetzliche  llirbfolge  ab.'inderu  würde. 

5)  Wer  nicht  der  Mllitfn'gerichtsbiirkeit  unter- 
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steht,  kann  in  den  Gränzdistrikten  keine  Grundstücke 
besitzen. 

6)  Bei  jedem  Hause  und  Lehen  muss  der  Aelteste 
als  FamiUenhaupt  benannt,  und  die  übrigen  dazu- 
gehörigen  Mannspersonen  dabei  angemerkt  werden. 

7)  OefFentliche  Arbeiten  hatten  die  Gränzbewoh- 
ner  unentgeltHch  zu  leisten. 

8)  Im  Regimentsbezirke  musste  jedes  Haus 
seine  Soldaten  selbst  verpflegen. 

Im  Art.  I.  §.  3  dieser  ,,Gränitzrechte"  heisst  es 
ausdrücklich : 

„Sollen  bei  den  Gränitztruppen  unsere  kais.  kö- 
„nigl.  Kriegsartikulis  beobachtet ,  in  Militärverbrechen 
„nach  selben  geurtheilt  werden,  doch  versteht  sich 
„solches  nur  auf  die  wirklich  in  die  Regimenter  ein- 
„rolirte  Mannschaft,  keineswegs  aber  auf  ihre  Wei- 
„ber,  Kinder,  Dienstboten,  und  andere  zu  Kriegs - 
„diensten  nicht  enrolirte  Personen,  als  welche  nicht 
„an  die  Kriegsartikulis  gebunden,  und  nach  solchen 
„nicht  judiciret  werden  sollen." 

§.  4.  „Dann  sollen  die  wirklich  enrolirten  Sol- 
„daten  zur  Zeit,  als  sie  zu  Felde  stehen  und  zu  Haus 
„wann  sie  auf  wirkliche  Wachten  oder  andere  Dienste 
„kommandirt  werden,  an  die  Kriegsartikulis  strikte 
„gebunden  seyn,  da  sie  aber  zu  Haus,  ausser  wirk- 
„liehen  Dienst  und  nicht  kommandirt  sich  aufhalten, 
„sollen  sie  nicht  nach  den  Kriegsartikuli  judiciret 
„werden." 
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Diesen  „Gränitzrechten''  gebührt  allerdings,  wie 
Hietzinger  bemerkt  (2.  Band,  Seite  32)  das  Ver- 
dienst, der  Gränzverfassung  eine  festere  Grundlage 
gegeben  zu  haben.  Sie  waren  aber  so  wie  die  übrigen 
administrativen  Verordnuntien  tranz  unzureichend  zum 
Rechtsschutze  einer  Bevölkerung,  welche  der  Will- 
kür militärischer  Vorgesetzten  aller  Grade  auf  Schritt 
und  Tritt  ausgesetzt  war,  und  welche  die  besten  und 
klarsten  Gesetze  kaum  hinreichend  hätten  beschützen 
können. 

Man  sieht,  dass  man  nach  dem  Rechtstitel  zu 
diesen  gegen  alles  Recht  und  im  Prinzip  gegen  die 
Landesverfassung  verstossenden  Einführungen  gar 
nicht  Fragte,  aber  dennoch  zwischiMi  den  wirkhchen 
Soldaten  und  der  übrigen  Bevölkeruno  einen  sehr 
vernünftigen  Unterschied  machte,  ja  selbst  den  Sol- 
daten, wenn  er  ausser  dem  Militärdienste  war,  anders 
als  vor  der  Front  behandelte. 

Höchst  sonderbar  ist  es,  wie  hier  ganze  Komi- 
tatsgebiete, die  von  jeher  zur  Krone  Kroatiens  ge- 
hörten, und  die  demi  doch  auch  bevölkert  waren, 
und  wo  die  Bev(>lkerung  ab  anticjuo  ein  vollständiges 
Kigenthumsrecht  auf  den  Grund  und  Boden  hatte, 
plötzlich  als  ein  herrnloses  Gut  irtigeseheu,  und  daraus 
Lehensdonationeu  gemacht  wurden,  ohne  dass  hiezu 
die  gesetzliche /ustimnumg  des  Landes  selbst  vorliegt. 
Vawv  solche  Legislatiouist  etwas  Selbstverstiind- 
liches  in  einem  absolut  regierten,  ein  (iräuel  al>er  in 

3» 


36 

einem  konstitutionellen  Lande,  wie  es  das  Königreich 
Kroatien  und  Slavonien  war,  dessen  edelstes  Herz- 
blut durch  diese  Willkürherrschaft  ins  Stocken  ge- 
bracht wurde,  zumal  einige  dieser  Gränzbezirke  ganz 
im  Innern  des  Landes  liegen. 

Diese  legislatorische  Willkür  ist  nur  dadurch 
zu  erklären,  dass  man  in  den  durch  die  Türkenkriege 
grossentheils  verödeten  Gränzbezirken  sämmtlichen 
zurückgebliebenen  Grund  und  Boden  als  herrnloses 
Gut  ansah,  das  man  nach  Belieben  in  „Militär- 
lehen" nach  deutschen  Begriffen  verwandeln  konnte. 

Bei  all  der  guten  Absicht  der  „Gränitzrechte'" 
gab  es  da  aber  praktisch  nur  ein  allgemein  giltiges 
und  überall  geltendes  Gesetz:  der  absolute  Wille  des 
militärischen  Kommando,  welchem  nicht  nur  der 
wirklicheSoldat,  sondern  auch  alles  Uebrige,  Gross  und 
Klein,  Mann  und  Weib  unbedingte  Folge  zu  leisten 
hatte. 

Ein  solcher  erbärmlicher  Zustand  dieser  durch 
die  Kriegsfurie  hartgeprüften  Ländergebiete  konnte 
einem  so  allumfassenden  Geiste,  wie  es  jener  des 
Kaiser  Joseph  IL  war,  nicht  entgehen.  Dieser  Men- 
schenfreund ordnete  eine  förmliche  Enquete  darüber 
an:  Was  für  ein  Sj^stem  denn  eigentlich  in  jedem 
Gränzdistrikte  in  der  Ausübung  beobachtet  werde? 

Der  diessfalls  ausgesendete  Oberst  Freiherr  von 
Geneyne  bereiste  daher  1782  und  1783  alle  Gränz- 
provinzen,    und  meldete  hierauf  dem  Kaiser:    dass 


37 

strenge  genommen  eigentlich   gar  kein  System    da- 
selbst bestehe.  *) 

Sogleich  erliess  der  Kaiser  mehrfältige  Anord- 
nungen zur  Abstellung  von  Missbräuchen  aller  Art, 
zur  Anbahnung  einer  gleichmässigen  Besteuerung  des 
Landes  und  einer  entsprechenden  Landesverwaltung. 

Es  wurde  das  oberwähnte  „Kantons-System'' 
vom  Jahre  17S3  aufgestellt,  wornach  die  allge- 
meine Landesverwaltung  der  Gränzländer  von 
der  eigentlichen  militärischen  \  erwaltung  ge- 
trennt wurde,  so  dass  die  Stabs-  und  Oberoffi- 
ziere, so  wie  die  zum  Kriegsdienste  faktisch  enrolirte 
Mannschaft  dem  Waffendienste  gewidmet,  alle  po- 
litischen und  ökonomischen  Angelegenheiten,  so 
wie  die  gesammte  zum  Soldatendienste  nicht 
beigezogene  übrige  Bevölkerung  aber  einer 
vom  Regimentskommando  unabhängigen  Behörde 
zugewiesen  wurden,  mit  deren  Leitung  wieder  frei- 
lich nur  Stabsoffiziere  betraut  waren. 

Mit  einer  andern  Systemalverordnung  vom 
14.  Februar  1787  erliess  der  Kaiser  Verfügungen 
über  die  Eintheilung  der  Regimentsbezirke ,  über 
ßemontirung  und  Waffenübung  der  Gränztruppen, 
über  ihre  Verwendung,  dann  die  Aerarialarbeitsschul- 
digkeit   und   Besteuerung   der   Gränzbevölkerungen. 

Nach  dem  Tode  Kaiser  Josephs  gerieth  das  un- 
vollendete Werk  abermals  ins  Stocken.    Die  Eifer- 


*)  Siehe  Hitzinger's  Werk. 
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süchteleien  zwischen  den  Regiments-  und  den  Kan- 
tonskomniandanten  führten  zu  Beschwerden  und 
Erörterungen,  und  es  wurde  sofort  für  nöthig  befun- 
den: „wegen  der  beständigen,  dem  Dienste  nachthei- 
h'gen  Reibungen  und  Zwiste  zwischen  den  Kantons- 
und Regimentsbehörden''  —  die  erwähnte  Kantons- 
verwaltung mit  1.  November  1800  aufzuheben, 
und  auch  die  ganze  innere  Landesverwaltung 
wieder  den  Kommandanten  derFeldtruppe  eines 
jeden  Regiments,  unter  Mitwirkung  aller  Stabs- 
und Oberoffiziere  zu  übertragen. 

Der  wahre  Beweggrund  zu  dieser  Massregel 
war  aber  nur  die  Tendenz  der  absoluten  Militärge- 
walt, jede  Einsprache  gegen  ihr  Kommando 
auszuschliessen,  und  die  Landesverwaltung 
auch  auf  das  Prinzip  des  blinden  Gehorsams 
zurückzuführen. 

Noch  immer  war  sowohl  die  Verfassung  als  die 
Verwaltung  der  Gränzländer  ein  blosses  Stückwerk. 
Die  Missbräuche  waren  abermals  so  arg  geworden, 
dass  die  Gränztruppen ,  welche  1799  am  Rhein 
standen,  und  von  den  Bedrückungen  ihrer  Familien 
im  Lande  in  Kenntniss  kamen,  nur  mit  Gewalt  ab- 
gehalten werden  konnten,  den  Rückmarsch  in  ihre 
Heimat  anzutreten. 

Im  Jahre  1801  erhielt  endlich  der  zum  Kriegs- 
ministerium gelangte,  wie  vor  dem  Feinde,  eben  so 
in  der    Administration   grosse   Erzherzog   Karl   den 
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Auftrag,  die  nöthigen  Verbesserungen  in  der  Militär- 
gränze  einzuleiten. 

Diess  war  endlich  der  rechte  Mann,  der  das  arme 
Land  aus  einer  Jahrhunderte  lange  währenden  Anarchie 
und  Willkürherrschaft  erlösen  konnte,  und  der  schon 
durch  seine  Voreinleitungen  bewies,  dass  er  ein  Riese 
unter  den  bisherigen  Gränzorganisatoren  war. 

Er  Hess  im  Gegenstande  nicht  bloss  die  Akten 
sprechen,  sondern  erliess  die  nachdrückliche  Auffor- 
derung, dass  es  jedermann  ohne  Unterschied  des 
Ranges  und  des  Standes  freistehe,  seine  Ansichten 
über  die  Gebrechen  und  Mängel  der  Verfassung  und 
Verwaltung  der  Gränzländer  und  die  mögliche  Ver- 
besserung derselben  freimüthig  niederzuschreiben, 
und  diese  Aufsätze  zur  Beseitigung  jedes  Hinder- 
nisses unverhohlener  Aeusserung  —  dem  Erzherzog 
unmittelbar  einzusenden. 

Ein  wahrhaft  genialer  Gedanke  in  jener  Zeit, 
der  kaum  jetzt  noch  vor  Kurzem,  nach  60  Jahren, 
so  leicht  Nachahmer  gefunden  haben  würde. 

Die  eingelangten  mehr  als  200  solcher  \  erbes- 
serungsvorschläge  Hess  der  Erzherzog  zusammenstel- 
len mit  dem  ausdrücklichen  Befehle ,  dass  keinem 
dieser  Aufsätze  die  nöthige  Aufmerksamkeit  entzogen 
werde. 

Nicht  genug  an  dem,  der  Erzherzog  suchte  und 
fand  tüchtige  Männer,  die  er  durch  neun  Monate  die 
Gränzländer  bereisen  Hess,   damit  sie  nicht  nur  die 
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Behörden,  sondern  auch  selbst  Männer  aus  der  Land- 
bevölkerung über  die  schwebenden  Anträge  verneh- 
men. Nach  dem  Resultate  dieser  Enquete  wurden 
alle  vorigen  Anträge  d^  Behörden  umgearbeitet,  und 
so  endlich  ein  wirkliches  Militär-Gränzverfassungs- 
System  entworfen,  welches  Kaiser  Franz  J.  am  7. 
August  1807,  unter  dem  Namen  ,,Gränz-Grund- 
ge setze**  ohne  Mitwirkung  des  Landtages  geneh- 
migte, und  das  sonach  bis  zum  Jahre  1848  in  der 
üebung  verblieb. 

Wenngleich  dieses  Gesetz  in  vielen  seiner  Be- 
stimmungen sehr  hart  und  strenge  war,  so  bildete  es 
dennoch  ein  wirkliches  Verfassungssystem  zu  dem 
Zwecke,  den  man  im  Auge  hatte;  jedermann  wusste, 
woran  er  sei.  Das  Gesetz  war  mindestens,  was  den 
Grundbesitz  anbelangt,  vollständig  mit  der  Volkssitte 
der  Hausgenossenschaften  in  Einklang  gebracht, 
und  der  Willkür  in  Bezug  auf  Mein  und  Dein  ein 
Ziel  gesetzt,  wenn  auch  nicht  in  Bezug  auf  den  Be- 
sitzer, so  doch  in  Bezug  auf  den  Besitz. 

Nach  diesem  Gränz-Grundgesetze  wurde  aber- 
mals auf  Grund  der  ,,Gränitzrechte"  vom  Jahre  1754 
der  willkürliche  Grundsatz  aufgestellt; 

1)  Dassdas  gesammte  Grundeigenthum  in  den 
Gränzländern  ein  Militärlehen  ist,  auf  welches  dem 
Besitzer  mit  V^ orbehalt  des  dem  Kaiser  zustehenden 
Obereigenthums,  gegen  Erfüllung  der  Gränzobliegen- 
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heiten,  das  immerwährende  erbliche  Nutzeigenthum 
zukommt. 

2)  Dassdie  Gränzer,  welche  die  Waffen  Zu  tra- 
gen im  Stande  sind,  alle  ohne  Ausnahme,  die 
Verpflichtung  zu  persönhchen,  (durch  gar  keine 
Kapitulation  beschränkten)  Kriegsdiensten  in  und 
ausser  Landes  haben.  Die  Gränzhäuser  musstenauch 
im  Lande  ihre  Soldaten  selbst  verpflegen. 

3)  Das  sociale  (Hausgenossenschaf'ts-)  Leben  des 
Volkes  wurde  dem  Militärzwecke  dienstbar  gemacht, 
und  das  Rekrutirungssystem  auf  dem  Hausgenossen- 
schafts- oder  Hauskommunionssystem  beojründet. 
Keine  Hausgenossenschaft  durfte  sich  theilen,  die  nicht 
von  jedem  Familientheile  einen  Soldaten  stellen  konnte. 

4)  Das  Recht  der  Gränze,  sich  auf  Gewerbe, 
Handel  und  Wissenschaften  zu  verlegen,  wurde  syste- 
matisch beschränkt  und  auf  ein  Minimum  reduzirt. 

5)  Die  Gränzbevölkerungmusste  zu  den  öflPent- 
lichen  Anstalten  von  jedem  Joche  Acker  und  Wiese 
einen  Tag  Hand-  und  einen  halben  Tag  /ngarbeit 
im  Jahre  unentgeltlich  leisten. 

6)  Die  Gränzbevölkerung  hatte  im  Verhältnisse 
zur  Ertragsfähigkeit  und  Kultursgattung  des  Grund 
und  Bodens  eine  Grundsteuer  von  1 2  kr.  bis  3  ^. 
K.  M.  pr.  n.  ö.  Joch  zu  zahlen,  ausserdem  die  sonsti- 
gen Handels- und  Industrialsteuern,  so  dass  die  Mi- 
litärgränze  im  Ganzen  gegenüber  den  Staatsfinan- 
zen    nicht    passiv    war,    und     sich     ungeachtet    der 
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grossen  Militärlast  vollständig  selbst  bezahlte.  Freilich 
war  sie  um  den  Betrag,  der  dadurch  den  Finanzen 
zu  Gute  kam,  an  ihrem  Nationaleigenthum  verkürzt, 
da  sie  sich  eigentlich  selbst  aufzehrte. 

Die  Gränzverwaltung  wurde  aber  mit  einem 
Zirkular-Reskripte  vom  30.  März  1808  unter  Auf- 
rech thaltung  des  Militärprinzips  definitiv  geregelt, 
und  blieb  fortan  bis  1850  in  folgender  Weise  bestellt: 

Jedem  Kompagnie  -  Bezirks  -  Kommandanten 
wurde  ein  subalterner  Gränzverwaltungs  -  Offizier, 
jedem  Regimentsbezirks-Kommandanten  ein  Gränz- 
verwaltungs-Hauptmann,  welche  hiezu  eine  Vor- 
bildung erlangen  mussten,  als  Referent  und  Rath- 
geber  in  allen  politischen  und  ökonomischen  Landes- 
verwaltungsangelegenheiten beigegeben. 

Dem  Regiments-Kommandanten  stand  ausser- 
dem für  diesen  Zweck  ein  Rechnungsführer,  ein 
Waldbereiter,  ein  Ingenieur  und  ein  oder  mehrere 
Richter  (Auditore)  zur  Seite.  Alle  diese  Referenten 
sammt  den  Gränzverwaltungs -Offizieren  bei  den 
Kompagnie-Kommandanten  v^^aren  und  sind  noch 
nur  Beamte,  einige  davon  mit  dem  Offizierscharakter 
ad  honores  bekleidet. 

Die  Kompagnie-Kommandanten  waren  bezüg- 
lich der  nicht  enrolirten  Bevölkerung  an  einen  Bei- 
rath  aus  den  Ortsältesten  und  das  votum  informativum 
des  Verwaltungsoffiziers  gebunden ,  eben  so  der 
Regiments-Kommandant  an  den  Beschluss  des  Kelle- 
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ginms  seiner  Referenten,  und  nur  in  dringenden 
Fällen  konnten  die  Kommandanten  ohne  Einhokmg 
höherer  Entscheidung  gegen  dieses  Votum  verfügen. 
Das  Kompagnie-Kommando  war  nur  eine  exekutive, 
das  Regiments-Kommando  mit  seinem  Referenten- 
Kollegium  die  erste  entscheidende  Instanz  fast  in 
allen  Angelegenheiten. 

Die  Brigade-  und  Divisions-Generale  hatten 
einen  bloss  inspizirenden  Wirkungskreis. 

Die  Landes -Generalkommanden  zu  Agram, 
Peterwardein  und  Temesvar,  dann  in  Siebenbürgen 
waren  in  allen  politisch-ökonomischen  Angelegen- 
heiten die  zweite  Instanz;  und  der  kommandirende 
General,  der  seither  in  Kroatien  und  Slavonien  der 
jedesmalige  Ban  sein  musste,  war  ebenfalls  an  den 
Beirath  von  Referenten  gebunden:  eines  Peldkriegs- 
Sekretärs  für  das  politische,  eines  Oberkriegs-Kom- 
missärs  für  das  ökonomische  Fach,  eines  General- 
Auditors  für  das  administrative  Justizwesen,  wovon 
die  zwei  ersteren,  so  wie  die  übrigen  subalternen 
Hilfsarbeiter  nicht  einmal  charakterisirte  Offiziere, 
sondern  nur  einfache  Militärbeamte  waren. 

In  Justizsachen  bestand  das  gew(")hnliche  Militär- 
Appellationsgericht  und  der  oberste  Militär-Gerichts- 
hof in  Wien  für  alle  iVozesse  aus  den  Gränzländern. 

Dagegen  wurden  für  die  politisch-ökonomischen 
Angelegenheiten  der  Gränzländer  eigene  Departe- 
ments beim  Ilofkriegsrathe  (Fvriegsministerium)  be- 
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stellt,  wo  abermals  der  Präsident  (Kriegsminister] 
an  den  Beirath  seiner  Referenten  in  Gränzangelegen- 
heiten,  die  Hofräthe  waren,  gebunden  war. 

Die  reinmilitärischen  Angelegenheiten  dagegen 
besorgen  die  Kommandanten  mit  ihren  Adjutanten 
ganz  selbstständig,  ohne  irgend  eine  Dazwischenkunft 
der  Referenten  der  anderen  Geschäftszweige. 

Zum  eigentlichen  Militär  (Feldstand)  gehören 
die  enrolirten,  einexerzirten  und  in  jeder  Hinsicht 
als  ,,ein  Theil  der  Reichsarmee"  geltenden 
Gränztruppen  mit  den  Obersten  und  den  Stabs-  und 
Oberoffizieren  an  der  Spitze.  Der  Oberst  und  die 
Stabsoffiziere  sind  in  Stabsorten ,  die  Hauptleute,  in 
jedem  Regimente  zwölf,  in  Kompagnie-Bezirksorten 
stationirt,  die  übrigen  Offiziere  hingegen  in  den 
fibrigen  Ortschaften. 

Der  Regimentsbezirk  ist  ein  Kreis  von  beiläufig 
60 — 80  tausend  Seelen,  der  Kompagniebezirk  von 
beiläufig  5 — 6  tausend  Einwohnern. 

Diese  Eintheilung  entspricht  also  ganz  der 
Kreis-  (Komitats-)  und  Bezirkseintheilung  im  Zivil- 
gebiete. 

Die  zum  Feldstande  eingeschriebenen  Rekruten 
werden  von  den  Hauptleuten  und  Offizieren  einexer- 
zirt,  alle  acht  Tage  zum  inneren  und  äusseren  Sicher- 
heitsdienste auf  Kordons  und  andere  Wachen  abge- 
fertigt. Diese  Soldaten  wohnen  bei  ihren  Häusern 
und  werden  dort  verpflegt.    Nur    im  Dienste  ausser 
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dem  Kompagniebezirke,  am  Kordon  und  auf  Wachen, 
oder  beim  länger  anhaltenden  bataillonsweisan  Exer- 
zieren  erhalten  sie  eine  Löhnung  in  Baarem  vom 
Aerar. 

Die  Anzahl  der  Feldstandstruppen  der  zwei 
ersten  Bataillons  beträgt  in  Friedenszeiten  in  jedem 
Regimentsbezirke  beiläufig  3000  Mann  und  etwa 
1500  Mann  als  Reserve. 

Wenn  nun  ein  Krieg  ausbricht,  so  marschiren 
diese  Feldtruppen  bataillonsweise  aus,  und  werden 
von  diesem  Augenblicke  an  gleich  den  Linientruppen 
behandelt,  und  an  ihre  Stelle  tritt  im  Lande  das 
dritte  Bataillon  oder  die  Reserve.  Wenn  auch  diese 
ausmarschirt,  oder  wenn  es  für  nöthig  befunden  wird, 
übernimmt  den  inneren  Dienst  das  sogenannte  vierte 
Bataillon  (bewaffnete  Population),  in  der  Regel  haben 
aber  diese  letzteren  zwei  Bataillons  keine  ordentlich 
bemontirten  Soldaten,  sondern  so  lange  sie  im  Lande 
sind,  erhalten  sie  nur  Aerarial-Gewehre  und  Patrou- 
taschen.  Anderwärts  würde  man  dieses  Aufgebot 
etwa  Nationalgarde  nennen,  welche  man  in  I'Yillen 
der  Noth  mobil  macht. 

Auf  diese  Militärmacht  erstreckt  sich  der  eigent- 
liche militärische  Wirkungskreis  der  Ofli/iere. 

Neben  «lern  reiumilitürischen  Wirkungskreise 
hinsichtlich  der  militärischen  Ausbildimg  uii«!  \  er- 
wendung  der  Leldtru|)peu  siud  die  ( )t'rt/.iere  vom 
Obersten    abwärts     berufen,     auch     die    eigentliche 
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Landesverwaltung  in  Bezug  auf  die  gesammte 
Bevölkerung,  welche  nicht  zu  den  Truppen  ge- 
hört, zu  versehen.  Diese  letztere  Geschäftsabtheilung 
wird  sowohl  bei  den  Kompagnien  als  auch  beim 
Stabe  die  Gränzverwaltungs-Abtheilung  ge- 
nannt. 

Wenn  nun  die  Feldtruppen  ausmarschiren ,  so 
bleibt  beim  Stabe  der  Oberst  oder  Oberstlieutenant 
als  Kreis -Chef  und  Landes -Regimentskomman- 
dant im  Lande  und  handhabt  den  Sicherheitsdienst 
mittelst  der  etwa  aktivirt  werdenden  Reserve  oder  der 
bewaffneten  Population  (viertes  Bataillon). 

In  solchen  Fällen  versehen  die  Landesverwaltung 
bei  den  Kompagnien  die  Gränzverwaltungs-Offiziere 
mit  den  Gränzverwaltungs-Unteroffizieren  selbst- 
ständig, und  beim  Stabe  die  ohnehin  zur  Feldtruppe 
nicht  gehörigen  Referenten. 

Man  sieht  also,  dass  die  Anwesenheit  der  Feld- 
offiziere im  Lande  für  die  Zwecke  der  Landesver- 
waltung nicht  unumgänglich  nothwendig  ist.  Wenn 
sie  aber  zu  Hause  sind,  so  werden  sie  auch  zum 
Landesverwaltungsdienste  beigezogen,  und  es  ge- 
schieht sodann  unter  dem  Ansehen  der  Feldoffiziere 
nur  das,   was  sonst  auch  ohne  sie  geschieht. 

Wenn  man  nun  die  eigentliche  Landes  verwaltung 
in  der  Gränze  nicht  vom  Feldstande  ganz  trennen 
und  den  Gränz Verwaltungs-Offizieren  allein  übertragen 
will,  was  das  Beste  wäre,    sondern  wie  bisher  durch 
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die  Gränzverwaltungsorgane  unter  Mitwirkung  der 
Feldoffiziere  besorgen  lassen,  so  ist  ein  solches  Ver- 
waltungssystem an  und  für  sich  nicht  verwerflich. 
Es  kommt  nur  darauf  an,  dass  den  Griinzverwaltungs- 
und  Feldoffizieren,  so  wie  anderen  Militärverwaltungs- 
organen keine  ausgedehnteren  Wirkungskreise 
eingeräumt  werden,  als  sie  anderwärts  Zivil- 
beamte in  ähnlichen  Stellungen  haben,  und 
dass  sie  gegenüber  der  Gränzbevölkerung,  welche 
nicht  zur  aktiven  Truppe  gehört,  —  in  all  und 
jedem  nach  denselben  Gesetzen  und  Verwaltungs- 
vorschriften vorgehen,  wie  diess  in  den  übrigen 
Landestheilen  der  Fall  ist. 

Das  Gränz-Grundgesetz  vom  Jahre  1807  war 
an  und  für  sich  und  gegenüber  der  früheren  Willkiir- 
herrschaft  eine  unendliche  Wohlthat,  wenngleich 
an  die  Stelle  der  absoluten  Militärgewalt  nur  mehr 
die  absolute  Staatsgewalt  trat. 

Es  war  höchst  sonderbar,  in  einem  und  dem- 
selben staatsrechtlich  zusammengehörenden  Landes- 
gebiete in  den  Mihtärdistrikten  die  alsohite  lleorie- 
rung  und  MiHtärverwaltung,  einen  perinauenten 
Belagerungszustand,  in  dem  übrigen  Zivilgebiete  aber 
die  alte  kroatisch-uugarlsclie  koustitntioiu^lle  \'rr- 
fassung  mit  <ler  autonomen  Munizipal-\  erwaltuni: 
neben  einander  bestehen  zu  sehen. 

Das  Könioreich  Kroatien  und  Slavonien,  gleich- 
wie    theilweise    l  ni>;aru    und  Siehenbüriren,    hatten 
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somit  durch  die  Begründung  des  Gränzinstituts  ein 
Janusgesicht  erhalten:  ein  altes  gesetztes,  gesetzliches 
und  ein  junges,  allerdings  ritterliches,  aber  auch  ohne 
Unterlass  bluttriefendes.  In  den  Volkshedern  wird 
die  Krajina  (Gränze)  kervava  haljina  (der  blutige 
Rock)  genannt. 

Da  indessen  im  Zivilgebiete  bis  1848  nur  der 
Adel  die  politisch-berechtigte  Menschenklasse  war, 
der  Bauer  hingegen  unter  dem  schwersten  Drucke 
der  Feudallasten  schmachtete,  so  war  das  Loos  des 
MiHtärgränzers  bei  allem  dem  nicht  ärger  als  das 
des  Bauers  im  Zivilgebiete.  Der  Gränzer  war  auch 
darauf  stolz  und  hatte  Ursache  dazu,  kein  ,, Bauer" 
und  keinem  Gutsherrn  unterthänig,  sondern  nur  der 
Unterthan  seines  Kaisers  zu  sein. 

Unter  den  damaligen  Verhältnissen,  insbesondere 
während  des  33jährigen  Friedens  vom  Jahre  1815 
bis  1848  hätte  sich  der  Gränzer  auch  nichts  Anderes 
wünschen  können,  wenn  nur  halbwegs  in  der  An- 
wendung der  an  und  für  sich  harten  und  strengen 
Gränz-Grundgesetze  und  noch  mehr  der  übrigen  ad- 
ministrativ-ökonomischen Vorschriften  Mass  gehalten 
worden  wäre. 

Allein  die  dem  Gränzer  als  Entgelt  seiner  schweren 
Militärlast  gesetzlich  zugestandenen  Begünstigungen, 
insbesondere  in  Benützung  der  ohneweiters  zum 
Staatsgut  erklärten  Waldungen,  in  Bezug  auf  Hol- 
zung und  Weide,  wurden  im  administrativen  Wege 
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durch  blinde  Aengstlichkeit  und  fiskalische  Rück- 
sichten dergestalt  verkümmert,  dass  das  Gränzvolk 
schon  anfing,  über  seine  Lage  laut  zu  klagen  und  zu 
murren. 

Da  kam  das  Jahr  1848,  und  so  wie  es  sich 
überall  zu  regen  begann,  so  weckte  der  gehobene 
Wellenschlag  der  Freiheit  auch  die  Militärgränze  zu 
neuem  Leben. 

Sogleich  erwachte  in  der  oranzen  Militärgränze 
ohne  Ausnahme  das  Bewusstsein  der  Zusammen- 
gehörigkeit mit  dem  benachbarten  Mutterlande,  wo 
die  Unterthrmiskeit  mit  ihren  Feudallasten  ein  Ende 
nahm,  und  wo  die  politische  Berechtigung  des  Adels 
nun  ein  Gemeingut  Aller  geworden  war. 

Es  wurde  sogleich,  sowohl  von  Seite  derMilitilr- 
gränzbevölkerung  als  jener  des  Zivilgebietes  als  selbst- 
verständlich anfijenommen,  dass  die  MiHtürgränze  mit 
dem  Mutterlandc  in  einom  r.andtage  zu  tagen  habe. 
Der  ungarische  Landtag  hatte  schon  in  seinem  (be- 
setze, Art.  V,  LS48  die  Vertretung  der  MiHtürgränze 
ausgesprochen.  Allein  die  bald  hinzugekommene  ser- 
bische und  kroatische  Bewegung  bewirkte,  dass  von 
Seite  der  sü<lslavischen  Lande  der  ungarische  Landtag 
nicht  beschickt,  wohl  aber  die  kroatisch-slavonische 
Militärgränze  zum  Landtage  in  Agram,  die  syrmisch- 
banatische  zur  National- Versanuuluug  /ii  Karlowitz 
beigezogen,  dagegen  die  siebenbürgische  Gränze  bald 
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in  den  Strudel  des  ungarisclien  Aufstandes  verwickelt 
wurde. 

Am  Landtage  in  Agram  erschienen,  brachten 
die  Militärgränz-Deputirten  ihre  Beschwerden  vor, 
welche  darauf  hinausliefen,  dass  das  Militärsystem 
entweder  ganz  beseitigt,  oder  mindestens  möglichst 
erleichtert,  die  konstitutionelle  Regierungsform,  die 
alte  Landesverfassung  auf  der  nunmehrigen  breiteren 
Basis  aber  wieder  auch  auf  die  Militiirgränze  aus- 
gedehnt werden  möchte. 

Am  Landtage  waren  viele  Stimmen  für  die 
p^änzUche  Gleichstelkm^  der  Militärgränze  mit  dem 
Provinziale,  die  Mehrzahl  stimmte  indessen  für  die 
bedingte  Aufrechthaltung  des  Militärsystemes  unter 
sogleicher  Durchführung  materieller  Erleichterungen 
zumeist  ökonomischer  Natur  zu  Gunsten  der  Gränz- 
bevölkerung. 

Im  Art.  XXVI  der  damaligen  Landtagsbeschlüsse 
wurde  beantragt,  dass  die  allgemeine  konstitutionelle 
Verfassung  des  dreieinigen  Königreiches  Dalmatien, 
Kroatien  und  Slavonien  auch  auf  die  dortländige  Mi  - 
litärgränze  auszudehnen  sei,  insoferne  die  Verfassung 
nicht  durch  die  im  obigen  Landtaffsartikel  enthalte- 
nen  Bestimmungen  aus  Militärrücksichten  beschränkt 
wird. 

Die  Nationalsprache  sollte  in  allen  nicht  rein 
militärischen  Geschäften  und  in  den  Schulen  einge- 
führt werden. 


I 


51__ 

Die  Landesverwaltung  der  Militärnrränze  sollte 
hiernach  an  den  Banalrath  (Statthaltereirath)  in 
Agram  übergehen,  wozu  geeignete  Individuen  aus 
der  Gränze  selbst  beigezogen  werden  sollten. 

Die  Kreisverwaltunir  der  Gränze  hätte  durch 
einen  Regiments-Bezirksverwaltungsrath,  die  Be- 
zirksverwaltung durch  einen  Kompagnie-Bezirksver- 
waltungsrath  besorgt  zu  werden,  erstere  unter  Präsidio 
der  Obersten  und  Regimentskommandanten,  letztere 
der  Hauptleute  als  der  Kompagnie-Kommandanten. 

Die  Gerichte  sollten  hiernach  in  derselben 
Weise  wie  im  Provinziale  einiierichtet  werden. 

Mit  anerkennungswürdiger  Loyalität  hatte  der 
Landtag  hiernach  die  Militärorganisation  aufrecht  er- 
halten, ohne  der  nicht  enrolirten  Bevölkerung  in  Be- 
zug auf  ihre  politische  Berechtiguni]^  ungerecht  zu 
sein.  Diess  that  der  Landtag  mit  Hinblick  auf  den 
Krieg  in  Italien,  wo  sich  eben  30.000  Gränzer  als 
Kern  der  Tru[)pen  des  Grafen  Radetzky  befanden, 
dann  mit  Hinblick  auf  die  KrieüSffefahr  in  Unirarn, 
und  in  der  Hofihung,  dass  bei  eingetretenem  Frieden 
sich  eine  Modalität  finden  wird,  die  Theilnahme  der 
Griinzbevölkerung  an  der  Ausübung  politischer 
Rechte  zu  ermöglichen,  und  die  unverh;iltnissmässiixe 
Soldatenlast  von  dm  Schultern  des  Gränzvolkes  ab- 
zunehmen, ohne  (Irr  militririschen  Aktivität  Oester- 
reichs  einen  Abbruch  zuzufiimMi.  Im  schHmmsten 
Falle,  meinte  man,  sollte  ein    Theil  dieser  Last  sogar 
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auf  das  Provinzialgebiet  übernommen  werden,  um 
der  Gränzbevölkerung  eine  Erleichterung  zu  ver- 
schaffen ,  bis  die  Gränzfrage  endgiltig  geregelt 
wird. 

Der  Landtag  warf  dadurch  das  entscheidende 
Gewicht  in  die  Wagschale  Oesterreichs  in  Italien  und 
Ungarn.  Er  behielt  sich  vor,  nach  der  Pazifizirung 
Ungarns  und  Italiens  weitere  Anträge  zur  definitiven 
Regelung  der  Militärgränzfrage  zu  stellen,  bis  wohin 
eben  der  Landtag  vertagt  wurde. 

In  der  mittlerweile  kreirt  gewesenen  serbischen 
Wojwodschaft  wüthete  der  Krieg  ,  wobei  die  dortige 
Militärgränze  mit  dem  Aufgebot  des  Provinzialgebie- 
tes  vereint  operirte,  wo  aber  wegen  der  Zukunft  der 
Gränz Verfassung  ähnliche  Absichten  massgebend  wa- 
ren, wie  in  Kroatien  und  Slavonieii. 

Trotzdem  dass  in  Italien  bereits  30.000  Grän- 
zer  für  die  Integrität  der  Monarchie  bluteten,  brachte 
der  Ban  Jelacic  aus  der  kroatisch-slavonischen  Mili- 
tärgränze allein  andere  50.000  Mann  auf,  und  führte 
sie  nach  Ungarn  und  Wien,  wogegen  das  Landesauf- 
gebot des  dortigen  Provinzialgebietes  die  Drave-Linie 
unter  dem  k.  k.  Korps-Kommando  zu  Warasdin  be- 
setzte. 

Der  ungarische  Krieg  ging  zu  Ende.  Der  ver- 
tagte kroatisch-slavonische  Landtag  wurde  nicht 
mehr  einberufen,  die  oktroyirte  Verfassung  vom 
März  1849  pubHzirt.   Diese  enthält  im  §.  5  die  Be- 
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Stimmung:  ,,Alle  Volksstämme  sind  gleichberechtigt, 
und  jeder  Volksstamm  hat  ein  unverletzliches  Recht 
auf  Wahrung  und  Pflege  seiner  Nationalität  und 
Sprache"  und  im  §.  27:  „Alle  österreichischen 
Reichsbtirger  sind  vor  dem  Gesetze  gleich, 
und  unterstehen  einem  gleichen  persönlichen  Ge- 
richtsstande." 

Allein  der  §.  75  bestimmt  ungeachtet  des  §.  5 
und  27:  ,,Das  zum  Schutze  der  Integrität  des  Reiches 
bestehende  Institut  der  Mili  tärgrä  nz  e  wird  in 
seiner  militärischen  Organisation  aufrecht  erhalten, 
und  bleibt  als  ein  „inte grir ender  Bestandtheil 
des  Reichs  beere  s"  der  vollziehenden  Reichsgewalt 
unterstellt.  Ein  eigenes  Statut  wird  den  Bewohnern 
der  Militärgränze  in  Bezug  auf  ihre  Besitzverhält- 
nisse dieselben  Erleichterungen  gewährleisten,  wel- 
che den  Angehörigen  der  übrigen  Kronläuder  ertheilt 
wurden." 

Die  Militärgränze,  also  Soldat  und  Nichtsoldat, 
Mann  und  Weib,  Gross  und  Klein :*e in  integriren- 
der  Bestandtheil  cles  Reichsheeres!  Das  war 
dem  Grundsatze  nach  friiher  noch  niemals  ausge- 
sprochen. Das  waren  also  die  Errungenschaften  der 
Militärgränze  nach  einer  beispiellosen  Aufopferung 
im  Kriege  in  Italien  und  Ungarn  1848  und  1849!; 
Ueber  eine  Vorstellung  des  Bau  Jela^ic,  dass  diese 
Bestimmung  der  Reichsverfassung  in  der  Militär- 
gränze diegrösste  Unzufriedenheit  hervorrufen  müsse, 
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war  de  noch  1 84  9  nachträ  glich  die  Zusicherung  ertheilt , 
dass  die  Gränzer  zwar  in  ihrer  Eigenschaft  als  Sol- 
daten und  in  allen,  den  Militärgranzdienst  betreffen- 
den Angelegenheiten  der  vollziehenden  Reichsgewalt 
untergeordnet  bleiben,  jedoch  ihre  eigene  Gemeinde- 
verfassung besitzen,  und  überhaupt  an  allen,  den 
übrigen  Völkern  verliehenen  Gerechtsamen 
theilnehmen  sollen. 

Mindestens  war  hiedurch  das  Prinzip  ausge- 
sprochen, dass  die  Militärgränze  eine  Vertretung 
haben,  dass  ihre  Bevölkerung  politischer  Rechte  theil- 
haftig  werden  solle. 

Doch  die  oktroyirte  Verfassung  wurde  beseitigt, 
und  an  die  Stelle  des  Gränz-Grundgesetzes  vom  Jahre 
1807  trat  das  neue  Gränz-Grundgesetz  vom  Jahre 
1850,  auf  dessen  Grundlage  wir  es  versuchen  wollen, 
den  Status  quo  der  Militärgränzverfassung,  wie  sie 
noch  1861  besteht,   zu  skizziren. 

Hiernach  ist  laut  „§.  1  die  Militärgränze  ein 
untrennbarer  Bestandtheil  der  Österreichischen  Erb- 
monarchie." 

„§.  2.  Die  Militärgränze  und  das  gleichnamige 
Provinziale  bilden  zusammen  ein  Landesgebiet,  haben 
jedoch  ihre  gesonderte  Verwaltung  und  Vertre- 
tung." 

„§.  3.  Das  Institut  der  Militärgränze  wird  in 
seiner  bisherigen  militärischen  Organisation  aufrecht 
erhalten,  und  bleibt  in  Ansehung  des  Waffen-  und 
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Militär-Administrationsdienstes  als  ein  inte^riren- 
der  Bestandtheil  des  Reichsheeres  der  voll- 
ziehenden Reichsgewalt  (d.  i.  dem  Kriegsmini- 
sterium)  unterstellt." 

,,§.  4.  Die  Bewohner  der  Militärgränze  erhalten 
eine  freie  Gemeindeverfassung,  und  nehmen 
überhaupt  an  allen,  den  Angehörigen  der  übri- 
gen Kronländer  durch  die  Reichsverfassung 
vom  4.  März  1849  verliehenen  Rechten  in  so 
ferne  Theil,  als  selbe  mit  den  Zwecken  und  Bedürf- 
nissen des  Militärgränz-Institutes  vereinbarlich  sind." 

Dagegen  heisst  es: 

„§.  7.  In  der  Militärgränze  ist  die  Sprache  des 
Militärdienstes  jene  des  Reichsheeres."  —  Da 
aber  daselbst  unter  ,.Militärdienst"  jeder  öffent- 
liche Dienst  verstanden  wird,  so  blieb  die  Ge- 
schäftssprache ohne  Ausnahme  die  »deutsche", 
und  der  §.  8,  wornach  den  Landessprachen  in  poli- 
tisch-administrativen Gränzgeschäfteu  bei  den  Ge- 
richten, dann  in  den  Schulen  „ihre  Geltung"  ge- 
wahrt werden  solle,  nur  todter  Buchstabe. 

Nach  §.  9  sollen  die  Gränzer  für  Militilrver- 
gehen  und  Verbrechen  den  Gesetzen  des  k.  k.  Heeres, 
in  allen  übrigen  Fällen  aber  den  allgemeinen  Ge- 
setzen unterstehen.  W  \e  dieser  Paragraph  in  der 
Ausführung  kommentirt  wurde,  das  werden  wir  weiter 
unten  im  Verfolg  unserer  iu*(')rterungen  sehen. 

Ferners  heisst  es  im 
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§.10:  „Die sämmtlichen Militärgränz-Provinzen 
behalten  ihre  bisherige  Bestimmung  zu  dem  inneren 
und  äusseren  Waffendienste  unverändert  bei." 

„Die  Gränzer  sind  dieser  Bestimmung  gemäss 
verpflichtet,  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  Könige 
im  Frieden  und  im  Kriege,  in  vmd  ausser  dem  Lande 
nach  Vorschrift  der  Allerhöchsten  Anordnungen  alle 
Militärdienste  zu  leisten,  und  zur  Unterhaltung  der 
inneren  Gränzanstalten  beizutragen." 

„Dafür  erhalten  die  Gränzkommunionen  alle 
ihre  rechtmässigen  Besitzungen  für  sich  und  ihre 
Nachkommen  als  wahres,  beständiges  Eigenthum." 

„§.  11.  Alle  liegenden  Güter  der  Gränzbewoh- 
ner  sind  gegen  Erfüllung  der  gesammten  Gränzoblie- 
genheiten  vollständiges  Eigenthum  der  Gränzkom- 
munionen, welches  in  soferne  Beschränkungen  unter- 
liegt, als  solche  durch  die  nachfolgenden  Paragraphe 
festgesetzt  sind.  Das  nach  dem  § .  1  der  Gränzgrund- 
ojesetze  vom  Jahre  1807  bisher  bestandene,  aus 
dem  grundherrlichen  Lehensverbande  abgeleitete 
Nutzeigenthums-Verhältniss  wird  hiermit  aufge- 
hoben." 

,-§.  12.  Mit  dem  Besitze  liegender  Güter  in  der 
Gränze  ist  die  Waffenpflicht  verbunden,  es  wird  da- 
her von  jedermann  diese  Verpflichtung  durch  den  Er- 
werb eines  solchen  Besitzes  übernommen." 

Sodann  werden  die  Grundbesitz-  und  Hausge- 
nossenschaftsverhältnisse der  Gränzhä;User  mit  eini- 


57 

ger  Erleichterung  fürdieselben,  jedoch  ganz  im  Sinne 
der  Volkssitte ,  und  mit  Rücksicht  auf  das  alte 
Gränzgrundgesetz  von  1  HO?  geregelt,  dabei  aber  im- 
merhin die  MilitJirpflicht  auf  dieses  sociale  System 
des  Volkes  basirt. 

Der  Artikel  von  der  Wehrpflicht  enthalt  Folgen- 
des: ,.  §.  51.  Der  Wehrpflicht  unterliegen  alle  männ- 
lichen Grenzbewohner,  welche  in  der  Gränze  ein 
unbewegliches  Vermögen  besitzen,  und  die  Waffen 
zu  trafen  im  Stande  sind.*' 

,,§.  52.  Diese  Wehrpflicht  besteht  in  der  Be- 
wachung und  Vertheidigung  der  Landesgränze,  Auf- 
rechthaltung der  inneren  Sicherheit  und  in  der 
Pflicht,  auch  ausser  Landes  zum  Dienste  Seiner 
Majestät  in  das  Feld  zu  rücken." 

„§.  53.  Jedes  Gränzregiment  stellt  in  der  Regel: 

a)  zwei  Feld-  Bataillone  mit  zwölf  Kompagnien; 

h)   ein  Reserve- Bataillon  mit  vier    Kompagnien; 

c)  ausserdem  gibt  jedes  der  vier  Karlstädter  und 

zwei  Banal-Regimenter,  dann  das  Romanen- 

Banater  Regiment  zwei  Kompagnien  Sere/.a- 

ner,  und  jedes  der  warasdin(T,     slavonischen, 

deutsch-  und  serbisch-banater  (iränzregimen- 

ter  eine   Division  leichter  Reiterei.  Das  (Jsai- 

kisten-Bataillon  stellt  ein   Feld-  Fiitaillon  nüt 

sechs    und    ein    Jleserve-Bataillou    mit     vier 

Kompagnien.'* 

,,Der   dienende  Stand  der  Feld- und  Reserve- 
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Bataillone  wird  auf  Grundlage  der  nach  dem 
Bevölkerungsverhältnisse  jedes  Regiments  zu 
bewirkenden  Regulirung   nach  jeder  periodi- 
schen Hauptkonskription  bestimmt  werden." 
,,§.  54.   Zur  Erfüllung  dieser  Militärpflicht  ist 
die  gesammte  waffenfähige  Mannschaft  vom  vollende- 
ten 20.  Lebensjahre  an  berufen." 

,,§.  57.  Am  Kordon,  bei  Waffenübungen  und 
in  jedem  innern  und  äussern  Regimentsdienste  ge- 
bührt den  Gränzsoldaten  die  Löhnung  und  das  Brot- 
relutum  nach  dem  jährlich  zu  bestimmenden  Aus- 
masse; dagegen  ist  derselbe  im  eigenen  Kompagnie- 
bezirke zum  inneren  Polizei- und  Disziplinardienste 
unentgeltlich  verbunden." 

,,  §.  58.  Ebenso  tritt  die  Reserve  und  unenrollirte 
Mannschaft  bei  allgemeinen  Vorrückungen  auf  den 
Kordon  des  eigenen  Regimentsbezirkes,  wenn  solche 
über  vier  Tage    dauern,  in  die  Löhnung  und  in  den 

Bezug  des  Brotgeldes.  Zu  Räubertrieben  und  in- 
neren Allarmen  müssen  die  Gränzer  unentgeltlich 
zu  den  Waffen  greifen." 

Die  unentgeltliche  Aerarial- Robot,  welche  laut 
Gränzgrundgesetz  von  1807  auf  dem  Grund  und 
Boden  haftete,  so  wie  die  dieser  Robot  entsprechende 
Geldablösung  im  Banate,  unter  dem  Namen  der 
,, Hutweidetaxe",  wurde  laut  §.  62  aufgehoben, 
dagegen  die  Verpflichtung  zur  Leistung  bezahlter  Ar- 
beit   (nach    einem   Limitopreis)    aufrecht    erhalten, 
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eben  so  die  Verpflichtung  zu  Gemeinde-Naturalar- 
beitsleistungen,  deren  Ausdelinung  durch  nichts  be- 
grenzt, abermals  zu  vielfachen  Missbräuchen  den  An- 
lass  gibt.  So  wurde  z.  B.  auch  spater  die  Erbauung 
von  Exercier-Scheuern  als  Gemeindean^elegenheit 
angesehen,  und  durch  unentgelthche  Gemeindear- 
beitskräfte bewirkt! 

Die  direkte  Besteuerung  wurde  mittelst  beson- 
derer Verordnung  nachträghch  geregelt,  und  im  All- 
gemeinen, insbesondere  aber  in  den  Militär-Kommu- 
nitäten  (Städten  und  Märkten)  nicht  unbedeutend 
erhöht. 

Das  Tabakmonopol,  die  Stempelpflicht  etc.  wur- 
den gleichfalls  in  der  Gränze  eingeführt. 

Die  Vertretungen  der  Gränzgebiete  hätten  nach 
diesem  Gesetze,  §.  70,  durch  besondere  Verordnun- 
gen geregelt  werden  sollen,  die  aber  niemals  erschie- 
nen sind. 

Mit  dem  kaiserhcheu  Patente  vom  3  l .  Dezem- 
ber 1851  wurde  jedoch  die  oktroyirte  Verfassung 
vom  4.  März  1851  ausser  Kraft  ixesezt. 

Auch  mit  diesem  Patente  wurde  ,,die  (fleicli- 
heit  der  Staatsangehörigen  vor  dem  Cresetze", 
so  wie  die  Unzulässigkeit  jedes  Unterthiini^keits- nii.l 
Ilöriokeitsverhidtnisses  und  der  damit  v«'rl>uu(leneii 
Leistungen  neuerdiuo^s  und  ausdrücklich  hestätist. 

Gelegenheitlich  der  Mritll'uung  des  Reichsrathes 
von    1860  wurde  demselben  vom    I  liioue   herah  zur 


60 

Pflicht  gemacht ,  bei  seinen  Berathungen  darauf  zu 
halten,  dass  gleicher  Schutz  allen  Stämmen  und 
Ländern  des  Reiches  gesichert  werde,  und  dass  sie 
,, gleichberechtigt  und  gleichverpflichtet  in 
brüderlicher  Eintracht  zu  einem  mächtigen  Ganzen 
verbunden  sein  sollen." 

Allein  die  Majorität  des  damaligen  Reichsrathes 
fand  es  für  gut,  auf  ,,die  historische  Basis  der  histo- 
risch-politischen Individualitäten"  zurückzugehen. 

Nun  wohlan,  die  Militärgränze  hat  auch  eine 
historische  Basis;  aber  auch  ihre  historische  Auf- 
opferung und  die  eben  so  historische  Hintansetzung 
jeder  Gleichberechtigung  vor  dem  Gesetze,  welche 
fortan  als  eine  ungerechte  Ausnahme  in  einem  Rechts- 
staate nicht  bleiben  kann. 

Das  kaiserliche  Diplom  vom  20.  Oktober  1860 
proklamirte  zuletzt  feierlich  den  Wiederbeginn  ver- 
fassungsmässiger Institutionen  in  Oesterreich  ohne 
Feststellung  irgend  einer  ,,  Ausnahme  für  die  Militär- 
gränze", wie  diess  bei  den  sonstigen  allgemeinen 
Gesetzes-Emanationen  seit  zehn  Jahren  der  Fall  zu 
sein  pflegte. 

Die  Reichsverfassung  vom  26.  Februar  1861 
dagegen  erwähnt  mit  keinem  Worte  der  Militärgränze, 
und  aus  dem  Grundgesetz  über  die  Reichsvertretung 
ist  nur  zu  ersehen,  dass  die  Militärgränze  im  Reichs- 
parlamente besonders  nicht  vertreten  sein  soll. 

Da  hiernach  in  dem  Königreiche  Ungarn  mit 
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der  mittlerweile  dahin  wiedereinverleibten  serbischen 
Wojwodschaft  und  im  Grossi'iirstenthume  Sieben- 
bürgen, dann  in  den  Königreichen  Kroatien  und 
Slavonien  die  alte  konstitutionelle,  nur  durch  die  neue 
Reichsveifassung  beschninkte  Landesverfassung  reak- 
tivirt  wurde,  die  Militürgriinzgebiete  aber,  wie  wir 
oben  sahen,  staatsrechtlich  dazugehörig  sind,  —  so 
sollte  man  meinen,  dass  die  Militiirgranzbevölkerung 
ihre  politischen  Rechte  auf  den  betreffenden  Land- 
tagen auszuüben  haben  würde,  umsomehr,  als  sich 
Ungarn  ganz  auf  die  Basis  der  Gesetze  vom  Jahre 
1848  stellte,  und  diese  Gesetze  die  Repräsentation 
der  Militargriinze  auf  dem  ungarischen  Landtage 
Sanktion  i  reu. 

Von  Seite  Kroatiens  und  Slavoniens  hat  die 
Banalkonferenz,  welche  über  die  Basis  zur  Einberufung 
des  dortigen  Landtages  von  1861  vernommen  wurde, 
sich  für  unveränderte  Annahme  der  Landtags-Wahl- 
ordnung vom  Jahre  1848  erklärt,  wornach  die 
kroatisch-slavonische  und  die  syrmische  iMilitärgränze 
auf  dem  Landtage  in  Agram  wie  damals  vertreten 
werden  sollte. 

Da  aber  von  ungarischer  Seite,  ungeachtet  der 
184Hger-Gesetze,  auf  die  lunberufung  der  serbiscluMi 
und  romanischen  Militiirgränze  im  Bauate  nicht  be- 
standen wurde,  was  eine  merkwürdige  und  bedeiitunns- 
voUe  lnkonse(|uenz  von  Seite  der  ungarischen  Ton- 
angeber war,   so  konnte  und  wollte  mau  die  landtäg- 
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liehe  Vertretung  der  kroatiscli-slavonisch-syrmischen 
Militärgränze  nicht  zulassen.  Es  erging  daher  ein 
Allerhöchstes  Handschreiben  (vom  2 1 .  Februar  1861) 
an  den  Ban  von  Kroatien,  worin  die  Ausschliessung 
der  Militärgränzvertreter  vom  dortigen  Landtage  mo- 
tivirt  wird. 

Diese  Motive  werden  nun  im  k.  Reskripte  vom 
9.  Mai  1861  wiederholt,  und  bestehen  darin,  dass 
,,bei  dem  ganz  abweichenden  Charakter  der  Ver- 
waltung des  Militärgränzgebietes  die  Beschlüsse 
des  Provinzial-Landtages  sich  nicht  auf  dieses  Gebiet 
erstrecken  können,  ohne  den  Charakter  seiner 
Militärorganisation  aufzuheben,  die  Gränzbe- 
völkerung  aber  keinen  mitentscheidenden  Einfluss 
auf  eine  politische  Wirksamkeit  ausüben  kann,  deren 
Resultate  für  dieselbe  nicht  zur  Geltung  gelangen." 

Den  Motiven  dieser  Art  setzte  die  öffentliche 
Meinung  in  Kroatien  und  Slavonien  schon  längst 
das  Argument  entgegen:  ,,Weil  die  Gränzverwaltung 
mit  der  konstitutionellen  Gleichberechtigung  der  Mi- 
litärgränze nicht  vereinbarlich  erscheint,  so  hebe  man 
die  erstere  auf." 

Wir  wollen  dabei  nicht  untersuchen,  welchen 
Antheil  hiebei  auch  die  Rücksicht  hatte  auf  die  starre 
Opposition  der  ungarischen  Komitate  gegen  einen 
regelmässigen  Uebergang  des  Landes  auf  das  Feld 
der  verfassungsmässigen  Zustände,  und  auf  die  Be- 
denken, dass  die  gerade  zur  Zeit  der  ersten  Verband- 
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lung  über  die  Einberufung  der  Granze  zum  Landtage 
aufgetauchten  Ideen  der  Steuerzahlungs-  und  Re- 
krutenstellungs-Verweigerung  auch  in  Kroatien  und 
daher  im  Falle  der  Berufung  der  dortigen  Gränze 
zum  Landtage  auch  in  den  (iriinzländern  Eingang 
finden  könnten. 

So  viel  glauben  wir  aber  als  bestimmt  anführen 
zu  können,  dass  der  ungarische  Einrluss  nichts  dazu 
beigetragen  hat,  die  Berufung  der  Militärgränzver- 
treter  an  den  kroatisch-slavonischen  Landtag  herbei- 
zuführen;  vielleicht  auch  darum,  weil  die  Bevölke- 
rung der  Militärgränze  nicht  zu  dem  auserwählten 
Stamme  Arpad's  gehört,  und  weil  sie  vielleicht  mit- 
helfen würde,  die  gross -magyarischen  Pliine  am  kroa- 
tischen Landtage  xai  durchkreuzen,  so  wie  sie  diess 
1848  und  1849  mit  dem  Schwerte  that. 

III. 

So  standen  die  Dinge  in  dem  Augenblicke,  als 
die  Grundsätze  des  J^iploms  vom  20.  Oktober  1  860 
und  jene  der  Reichsverfassung  vom  '2i).  P\'briiar  iSliJ 
ins  Leben  treten  sollten,  wo  in  säniinrlicheii  Provin- 
zen des  lleiches  die  I -an<lesvertretiingen  iiiul  «las 
Reichsparlament  in  Wien  ins  Leben  traten. 

In  dem  Momente  also,  wo  das  kaiserliche  Li- 
plom  vom  '20.  Oktober  1  S()()  volle  Wahrheit  werden 
soll,  ignorireii  die  Staatsnrkimden   vom    '2().    I^'ebruar 
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J  861  die  Existenz  der  Militärgränze,  denn  dass  sie 
ihre  Vertretung  bei  den  Landtagen  der  betreffenden 
Provinzen  und  mittelst  dieser  beim  Reich srathe  nicht 
beabsichtigen,  das  sagt  uns  das  letzterwähnte  Aller- 
höchste Handschreiben,  so  wie  neuerdings  das  könig- 
hche  Reskript  vom  9.  Mai  1861. 

Es  ist  also  vollgiltige  Wahrheit,  dass  im  Öster- 
reichischen Kaiserstaate,  ungeachtet  der  unbestrit- 
tenen Allgemeingiltigkeit  des  kaiserHchen  Diploms 
vom  20.  Oktober  1860,  welches  die  konstitutionelle 
Regierungsform  und  die  ausnahmslose  Gleichstellung 
aller  Völker  und  Länder  des  Kaiserstaates  vor  dem 
Gesetze  ausspricht,  von  Seite  der  Regierung  im  di- 
rekten Gegensatze  zu  diesem  Diplome  faktisch  eine 
Ausnahme  dennoch  gemacht  wird,  dass  also  die  Mi- 
litärgränzbevölkerung  fortan  thatsächlich,  wenn  auch 
nicht  prinzipiell  von  der  Ausübung  politischer  Rechte 
ausgeschlossen  werden,  und  fortan  ausschliesslich 
dem  Militärzwecke  des  Gesammtstaates  dienst- 
bar bleiben  soll,  weil  sich  die  militärische  Organisa- 
tion der  Gränzländer  mit  der  Ausübung  politischer 
Rechte  nicht  verträgt. 

Vielleicht  wollte  man  hiedurch  die  alten  glückli- 
chen Zustände  der  Militärgränze  durch  das  dem  übri- 
gen ganzen  Reiche  neugebotene  Glück  nicht  gefähr- 
den; immer  bleibt  die  Frage  zu  lösen,  wen  man 
durch  die  neuen  verfasssungsmässigen  Institutionen 
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beglücken  wollte:    die  35  Millionen  der   Zivil-    oder 
die  Eine  Million  der  Gränzbevölkerung? 

Bei  der  Gleichheit  aller  Staatsbürger  vor  dem 
Gesetze  muss  man  annehmen,  dass  einer  von  den 
beiden  Theilen  sich  jedenfalls  im  Nachtheile  befindet. 

Die  Gränzbevölkerung  ist  also  noch  immer  fak- 
tisch an  die  Scholle  gebunden,  für  sie  gibt  es  keine 
Grundentlastung,  denn  laut  S-  1^  des  Gränzgrund- 
gesetzes  vom  Jahre  1 850  ist  mit  dem  Besitze  liegen- 
der Güter  in  der  Militärgränze  die  WafFenpflicht 
verbunden,  welche  laut  §.  54  desselben  Grundge- 
setzes mit  dem  20.  Lebensjahre  beginnt,  und  da 
eine  Kapitulation  nicht  besteht,  nur  mit  dem 
Tode  oder  dem  Eintritte  einer  physischen  Unfähig- 
keit zum  Waffendienste  erlischt. 

Welche  Begünstigunnr  ist  also  aus  der  Aufhe- 
buns  desNutzeioenthums-Verhältnisses  für  dieGränz- 
bevölkerung  erwachsen,  da  der  Gninzer  auch  bis  zum 
Jahre  1848  vollstiindijT^er  Nutzeigenthümer  des  Grund 
und  Bodens  war,  und  zwar  unter  Beschränkungen, 
die  auch  jetzt  fortbestehen?  Nachdem  aber  das  Le- 
hensobereigenthums-VerliJlltniss  nicht  prinzi- 
piell aufgehoben  w  urde,  und  die  VerpHichtungen  des 
Eigenthümers  wirkli(di  fortbestehen,  so  ist  die  Aufhe- 
bung des  Nutzeij^enth ums- Verhältnisses  von 
gar  keinem  praktischen  Werthe. 

Der    ursprüngliche    Zweck     einer    oriianisirten 
Landwehr  gegen  die  Türken  besteht  nicht  mehr,  aber 
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die  Gränzer  sind  noch  immer  verpflichtet,  im  Frie- 
den und  im  Kriege,  in  und  ausser  Lande  (§.  10) 
Mihtärdienste  zu  leisten,  in  so  ferne  sie  im  Gränzge- 
biete  ansässig  und  die  Waffen  zu  tragen  im  Stande 
sind. 

Wir  wollen  nun  vorerst  die  Summe  der  gros- 
seren Belastung  der  Militärgränze  zu  Militärzwe- 
cken, und  sonach  die  Gründe  untersuchen,  welche 
diese  grössere  Belastung  und  die  poHtische  Enter- 
bung der  Gränzbevölkerung  nach  der  Meinung  unse- 
rer Gegner  rechtfertigen  sollen. 

Zu  diesem  Zwecke  wollen  wir  auf  Grund  voll- 
kommen verlässlicher  Daten  einige  ziffermässige  Ver- 
gleichungen  anstellen. 

Die  Militärgränzländer  haben  auf  einem  Flä- 
chenraume  von  580 [~]  Meilen  insgesammt  1,082.000 
Einwohner. 

Die  Gesammtzahl  der  dienenden,  zum  Ausmar- 
sche bestimmten  Gränzer  beträgt  in  allen  Gränzlän- 
dern  in  runder  Summe  60.000  Mann. 

Von  je  achtzehn  Einwohnern  (männhch  und 
weiblich,  gross  und  klein)  ist  daher  Einer  Soldat. 

Werden  nur  die  männlichen  Einwohner  (547.749) 
in  Betracht  gezogen,  so  ergeben  sich  neun  männliche 
Eiliwohner  auf  Einen  Soldaten  im  Frieden,  dagegen 
aber  kaum  sechs  bis  sieben  Einwohner  auf  Einen 
Soldaten  im  Kriege. 

In  den  anderen  Provinzen  des  Reiches  kommen 


67 

auf  einen  Soldaten  im  Frieden    145,   im  Kriege    64 
Einwohner. 

Was  heisst  das  anders  als  einfach  dieses : 
wenn  Eine  Million  Gränzeinwohner  circa  60  Tau- 
send Soldaten  stellt,  und  wenn  alle  Provinzen  Oester- 
reichs  in  diesem  Masse  in  Anspruch  genommen  wer- 
den, so  würde  der  österreichische  Kaiserstaat  von 
36  Millionen  Einwohnern  eine  Armee  von  2,160.000 
Mann  besitzen,  während  er  wirklich  in  Kriegszeiten 
beiläufior  550.000  Mann  besitzt,  auf  welche  Zahl  die 
Militärgränze  unter  gewöhnlichen  Umständen  statt 
60.000,  von  Rechtswegen  nur  ein  Contingent  von  circa 
15.000  Mann,  oder  im  Frieden  etwa  bei  einem  Ar- 
meestande von  380.000  Mann  kaum  10.856  Soldaten 
7Ai  stellen  hätte. 

Es  stellt  die  Militärgränze  demnach  in  Frie- 
•denszeiten  sechsmal  mehr  Soldaten,  als  sie,  nach  dem 
Grundsatze  der  Gleichheit  aller  Staatsangehörigen 
vor  dem  Gesetze,  stellen  müsste. 

Das  ist  denn  doch  eine  offenbar  unüerechte  Vor- 
tbeilung  der  drCickendsten  Steuer  eines  Staates,  der 
Blutsteuer. 

Dieser  Ueberlastung  will  man  das  Entgelt  ent- 
gegenstellen, welches  der  Militärgränze  aus  einigen 
finanziellen  Erleichterungen  zugehen,  nämlicb  aus 
oinem  etwas  niedereren,  nicht  nach  dem  dermaligen 
Reinerträgnisse  des  IWlens ,  sondern  willkürlich 
.angenommenen  Steuerfusse,  der  aber  mit    Rücksicht 
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auf  das  geringe  Reinerträgniss  in  dem  gross ten  Theile 
des  Gränzgebietes  keineswegs  imverhältnissmässig 
den  Gränzer  begünstiget. 

Diess  und  noch  einige  solche  geringe  Begünsti- 
gungen sollen  das  Linsengericht  dieses  modernen 
Esau  sein,  um  welches  derselbe  sein  Erstgeburtsrecht, 
seine  politische  und  nationale  Gleichberechtigung, 
verkaufen  soll. 

Abgesehen  davon  aber,  dass  die  Blutsteuer  mit 
keiner  Vermögenssteuer  in  Vergleich  kommen  kann, 
kann  die  Militargränze  dem  Finanzminister  eine  Ge- 
genrechnung präsentiren,  bei  deren  Ansicht  derselbe 
erst  inne  werden  muss,  dass  sich  die  Militargränze 
gegenüber  den  andern  Provinzen  eben  so  aktiv  ver- 
hält, als  diess  hinsichtlich  der  Soldatenstellung  der 
Fall  ist.  Die  Rechnung  ist  einfach: 

Nach  den  verlässlichsten  Daten  kosten  die  80 
Linien-Regimenter  der  österreichischen  Arme  allein, 
bei  einem  Friedensstande  von  128,900  Mann,  jähr- 
lich 20,823.000  fl.;  und  die  14  Gränzregimenter 
und  das  Titler  Bataillon  mit  60,000  Mann  jährlich 
2,464.000  fl.  Es  kostet  daher  ein  Liniensoldat  jähr- 
lich 161/4  fl.,  ein  Gränzsoldat  aber  nur  40%  fl. 

Diess  ergibt  bei  einem  nur  mit  40,000  Mann 
berechneten  effektiven  Stande  der  Gränztruppen,  da- 
her einer  Beköstigung  von  62  fl.  per  Gränzsoldat 
noch  immer  eine  Ersparung  gegenüber  von  eben 
so  viel  Linien-Soldaten  jährlich  um  einen  Betrag  von 
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3,960.000  fi.,  wobei  aber  die  Bequartirungskosten  der 
Linientruppen  nicht  in  Anschlag  kommen .  welche 
Last  in  der  Gränze  die  Häuser  tragen. 

Das  will  sagen,  was  der  Finanzminister  erspart, 
oder  noch  besser,  was  die  Bevölkerunor  des  Gesammt- 
Staates  weniger  an  Steuern  zum  Staatsschatze  bei- 
trägt, das  zahlen  die  armen  Militärgränzländer  für 
einen  J'heil  der  k.  k.  österreichischen  Reichsarmee, 
welche  statt  in  der  Kaserne  bei  der  Gränzbevölke- 
rung  einquartirt  ist,  den  Kordons-  und  den  innern 
Sicherheitsdienst  versieht,  und  stets  bereit  ist,  wenn 
die  Trommel  gerührt  wird,  wohin  man  will,  zu  mar- 
schiren. 

Wenn  aber  die  Arbeitskraft  von  nur  40,000 
Mänuern,  welche  die  Gränze  im  Frieden  über  ihr 
Kontinorent  stellt,  im  Durchschnitte  bloss  mit  zwanzicj 
Kreuzer  öst.  Whg.  pr.  Mann  und  nur  auf*  300  Tage 
im  Jahre  in  Anschlag  gebracht  wird,  weil  der  Gränz- 
soldat  selbst  dann,  wenn  er  im  Lande  ist,  so  sehr 
von  seinen  Uerut'spflichten  in  Anspruch  genommen 
wird,  dass  er  zu  Hause  fast  von  aar  keinem  Nutzen 
ist,  —  so  ergibt  dieser  Entgang  an  produktiver  Kraft 
einen  weiteren  Betrag  von  2, 4 00. ()()()  H.,  in  alleui 
daher  von  6,3(iO.OOO  ti.  jährlich,  welcher  Betrag  dem 
Nationalvermögen  der  (rränzländer  durch  die  ihnen 
durch  die  Militäroraanisation  auf^ebünlete  Leber- 
las  tu  na  entgeht. 

Fvs  ist  somit  ein  Wahn,  wenn  man  alaiii)t,  dass 
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die  Militärgränze  für  ihre  unverhältnissmässig  stär- 
kere  Militärlast  in  finanzieller  Hinsicht  begünstiget 
ist,  und  diejenigen,  die  da  glauben,  durch  die  Auf- 
hebung des  Gränzinstitutes  eine  Finanzoperation  zu 
Gunsten  des  Staatsschatzes  zu  machen,  sind  in  eineni' 
argen  Irrthume  befangen,  da  die  volle  Gleichstellung 
des  Steuerfusses  der  Militärgränze  mit  dem  Provin- 
zialgebiete  einen  solchen  Vortheil  keineswegs  ver- 
spricht, welcher  auch  nur  entfernt  dem  oben  berech- 
neten Betrage  gleichkommt. 

Die  durchschnittliche  Armuth  des  Gränzvolkes 
ist  hiernach  leicht  erklärlich,  und  sie  muss  und  wird 
unter  diesen  Verhältnissen  von  Jahr  zn  Jahr  zu- 
nehmen. 

Man  kann  sich  übrigens  denken,  welche  Ver- 
heerungen, welch  unsägliches  W^ehe  ein  Krieg  über 
die  Gränzländer  und  das  dortige  ausgebreitete  Fami- 
lienleben mit  sich  bringt,  wenn  die  Gränztruppen  wie 
1848  und  1849  in  Masse  zum  Ausmarsch  gelangen. 
Der  damalige  Krieg  in  Italien  und  Ungarn  hat  30.000 
V^^itwen  und  50  —  60.000  Waisen  in  der  Militär- 
gränze hinterlassen.  Man  tröstete  vms  indessen  mili- 
tärischerseits  damit,  dass  die  Witwen  wieder  gehei- 
ratet haben,  die  Waisen  aber  gross  geworden  sind, 
daher  aufgehört  haben  es  zu  sein!  Wir  sind  auch  tief 
durchdrungen  von  diesen  Trostgründen, 

Der  Verlust  an  Mannschaft  bei  den  Linientrup- 
pen vertheilt  sich  in  den  grossen  Werbbezirken  der 
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übrigen  Provinzen  des  Reiches  so,  dass  er  nicht  zu 
spüren  ist.  In  der  Gränze  aber  ist  dadurch  fast  jede 
FamiHe  berührt.  Dort  hinterlässt  der  Soldat  wenig- 
stens keine  Waisen,  da  er  in  der  Regel  vor  vollende- 
ter Kapitulation  nicht  heiraten'  darf.  Hier  ist  fast 
ein  jeder  verheiratet  und  mit  Kindern  versehen, 
denn  einmal  soll  er  doch  heiraten,  und  da  keine 
Kapitulation  besteht  und  niemand  absehen  kann, 
wann  er  feldkriegsdienstuntauglich  wird,  so 
heiratet  jeder  lieber  früher  als  später. 

Wenn  nun  zu  Kriegszeiten  nach  den  bei  der 
Linientruppe  gefallenen  Familienhäuptern  eine  Fami- 
lie weint,  fliessen  hier  die  Thränen  von  Hunderten. 

Hier  lebt  niemand  sich  und  seiner  Familie,  son- 
dern vor  allem  dem  Staate,  l^in  neues  Sparta,  das  nun 
auch  im  freien  Oesterreich  wohl  nicht  zum  Lohne 
für  so  grosse  beispiellose  Aufopferung  von  der  Aus- 
übung politischer  Rechte  vielleicht  darum  ausge- 
schlossen werden  soll,   damit  es  nicht  verweichliche. 

Im  Angesichte  dieses  Verfahrens  ^ei^euüber  eines 
Landes,  das  an  J.oyalität  und  Opferwilligkeit  von  kei- 
nem anderen  im  Kaiserstaate  übertroffen  wird,  müs- 
sen wir  annehmen,  dass  nur  hochwichtiue  Rücksich- 
ten  vorhanden  waren,  welche  die  Rjitlie  der  Krone 
veranlasst  haben,  1,082.700  Seelen  der  treuesten 
Bevölkerungen  aus  der  politischen  Gemeinschaft  mit 
den  übrigen  Völkern  auszuschUessen,  sie  politisch 
zu  exkonununiziren. 
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Welche  Rücksichten  können  das  sein? 

Nach  allem  was  man  vernünftigerweise  anneh- 
men kann,  könnten  diese  Rücksichten  nur  a)  finan- 
zieller, oder  h)  militärischer,  oder  c)  politischer  Natur 
sein. 

Die  finanziellen  Beweggründe  haben  aber 
hiebei  gewiss  nicht  den  Ausschlag  gegeben.  Wir  glau- 
ben gut  unterrichtet  zu  sein,  wenn  wir  behaupten, 
dass  man  von  betreffender  Seite  noch  vor  kurzer  Zeit 
sehr  bestrebt  war,  die  Aufhebung  des  Militärinstitutes 
der  Gränzländer  geradeaus  finanziellen  Gründen  durch- 
zusetzen, wenngleich,  wie  wir  oben  sahen,  die  Rech- 
nung falsch  war.  Nur  in  einer  ferneren  Zukunft,  wenn 
die  durch  diese  Aufhebung  entfesselten,  dermal 
finanziell  inponderablen  Produktivkräfte  sich  entwi- 
ckelt und  die  Objekte  der  Besteuerung  vervieltältigt 
haben,  dann  nur  würde  sich  allerdings  der  dermalige 
unausbleibliche  Ausfall  ausgleichen  können.  Auf  eine 
solche  Perspektive  hat  man  aber  gegenwärtig,  wo 
man  von  der  Hand  in  den  Mund  zu  leben  gezwun- 
gen ist,  gewiss  nicht  reflektirt. 

Die  militärischen  Rücksichten  können  allerdings 
ein  positives  Gewicht  in  die  Wagschale  der  Gerech- 
tigkeit gegen  die  politische  Berechtigung  der  Mifitär- 
gränzbevölkerung  geworfen  haben,  denn  es  ist  im- 
merhin sehr  bequem,  60- und  wenn  nöthig  j  00.000 
Mann  zu  haben,  welche  im  Frieden  gegenüber  der 
Linientruppe  so  wenig  kosten,  und  wovon  man  nach 
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Belieben  so  oder  soviel  zu  jeder  Stunde  marschiren 
lassen  kann. 

Allein  diese  Rücksicht  allein  dar F nicht  mass^e- 
bend  sein.  Handelt  es  sich  um  Soldaten,  so  gibt  es 
Rekruten  in  dem  Kaiserstaate  genug,  und  es  ist 
unschwer,  nöthigenfalls  das  Mihtärgränzsystem  auf" 
das  ganze  Reich  auszudehnen.  Man  führe  einmal  die 
Gleichberechtigung  auf  diese  Weise  aus,  indem  man, 
statt  die  Gränze  zu  entwaffnen,  das  ganze  Reich  auf  das 
Niveau  militärischer  Aktivität  hebt,  auf  dem  sie  der- 
mal steht.  Dadurch  würde  sich  die  Last  gleichzeitig 
auf  die  Schultern  aller  Völker  und  Länder  vertheilen, 
welche  die  arme  Gränzbevölkerung  erdrückt. 

Was  ist  die  Militärgränz Organisation  anders, 
als  eine  gut  organisirte  Nationalgarde,  eine  stets 
kriessbereite  Landwehr. 

Machetz.  b.  in  iNiederösterreich  zu  Kreishaupt- 
leuten Oberste,  zu  i^ezirksvorständen  llauptleute, 
welche  neben  der  militärischen  zugleich  die  politische 
und  Justizverwaltung  besorgen,  und  befehlet,  dass 
wenn  im  Dortc  die  Trommel  gerührt  wird,  jeder- 
mann, wer  die  Waffen  tragen  kann,  exerzieren 
und  Schild  wache  stehen  geht:  dass  wenn  es  nöthiijj, 
die  Blüthe  der  männlichen  nevr)lkerun2  von  dem 
Sturme  des  Krieges  nach  allen  Wcltgegenden  in  und 
ausser  Landes  hinweggeweht  wird,  dass,  um  ja  die- 
sem einzii2,(»n /wecke  zu  genügen,  jeder  andere  Li^- 
benszweck   des   iMenschcu   als  Nebensache  an- 
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gesehen,  dass  sich  niemand  aus  diesem  militärischen 
Prokustesbett  rühren  kann,  so  lange  er  Waffen 
zu  tragen  im  Stande  ist,  denn  wohlgemerkt,  eine 
Kapitulation  ist  daunbekannt;  —  machet,  dass  jeder- 
mann kriegsrechtlich  behandelt  wird,  der  sich  unter- 
fängt, an  eurem  Glücke  zu  zweifeln;  übersetzt  alle 
eure  humanen  Gesetze  in  die  Sprache  des  blinden 
Gehorsams,  schaffet  eure  Rekursinstanzen  ab,  denn 
Gehorsam  ist  erste  Pflicht  des  Staatsbürgers  in  der 
Gränze;  verschärft  alle  die  Paragraphe  eures  zu  huma- 
nen Strafgesetzes,  welche  auf  Arrest  lauten,  entweder 
mit  Festunorsarrest  oder  mit  Stockstreichen,  damit 
der  Gesetzesübertreter  durch  Absitzen  seiner  Straf- 
zeit „nicht  zu  viel  Zeit  versäumt";  mit  einem 
Worte :  führet  einen  ewigen  Belagerungszustand  ein 
in  Stadt  und  Land,  und  führet  das  Kriegsgesetz  mit 
aller  Strenge  durch:  da  habt  ihr  die  Militärgränze 
auch  in  Niederösterreich,  und  Soldaten  mehr 
als  nöthig  ist! 

Was  endlich  die  politischen  Rücksichten  anbe- 
langt, welche  der  Gleichberechtigung  der  Militär- 
gränze im  Wege  stehen,  so  können  solche  nur  in  den 
vmgarischen  und  den  orientalischen  Verhältnissen 
wurzeln,  und  es  kann  nur  eine  ganz  falsche  Auffassung 
der  Lage  sein,  wenn  die  Militärgränze  aus  diesen 
Rücksichten  politisch  enterbt  werden  soll,  denn  das 
hiesse  nichts  Anderes,  als  dem  Uebel  in  die  Arme 
gehen,   dem   man  eben   ausweichen  will,    ja  solches 
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oreradezu  heraufbeschwören.  Es  hiesse  diess  der 
Militärgräiizbevölkerimg  einen  VVechselbrIef  an  De- 
magogen ausstellen ,  damit  sie  von  denselben  alles 
Heil  in  Anspruch  nehmen  könne,  das  man  ihr  ander- 
wärts vorenthält. 

Wenn  man  der  Militärgränze  gerecht  ist,  wenn 
man  die  Rechtsansprüche  der  Serben  und  Kroaten 
ernstlich  würdigt  und  ihnen  gerecht  wird,  so  hat 
Oesterreich  die  revolutionären  ÜebergrifFe  ihrer  Nach- 
barn nicht  zu  fürchten.  Gebt  den  Südslaven  Oester- 
reichs  eine  glückliche  Heimat,  wo  sie  im  Schatten 
einer  redlich  durchgeführten  Verfassung  ihre  Natio- 
nalität und  Volksthümlichkeit  entwickeln  können, 
entfernt  innerhalb  der  Staatsgränzen  die  chinesischen 
Mauern,  die  sie  scheiden,  und  welche,  aus  dem  Schutte 
der  Ruinen  ihrer  schöneren  Vergangenheit  gebaut, 
mit  ihrem  eigenen  Herzblute  gekittet  wurden,  und 
sie  werden  es  euch  mit  dankbarer  I']rkeuntlichkeit 
vergelten. 

Hiezu  reicht  aber  nicht  <lie  Gleichberechtigung 
nach  den  Prinzipien  von  J^'rciherrn  von  Bach  und 
Graf  Gol'uchowski,  da  die  Absichten  des  ersteren  die 
Idee  der  nationalen  Gleichberechti^uncr  verkehrten, 
jene  des  letzteren  aber,  in  seinen  \  erorduungen  über 
Amtssprachen,  ad  absurdum  führten.  Jede  Nationa- 
lität in  Oesterreich  will  einen  üesicherten  Hort,  einen 
Herd  zur  Entwickelung  der  Individualität  ihres  Volks- 
thums.     Diesen   gesicherten   Herd    will   jede  liaben. 
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nicht  aber  die  Verfolgung  der  Gleichberechtigung  bis 
in  die  äussersten  Ausläufer,  bis  in  das  letzte  Dorf  und 
bis  auf  das  Individuum  ihrer  Familie  in  der  Volks- 
masse einer  anderen  Nationalität,  anstreben. 

Welch  immer  Art  aber  die  politischen  Rück- 
sichten für  den  Absolutismus  in  der  Militärgränze 
auch  sonst  sein  mögen,  so  können  solche  in  einem 
verfassungsmässigen  Rechtsstaate  nicht  anders  als 
in  Gesetzes  form  zur  Geltung  kommen.  Waren  die 
Gründe  zur  Ausschhessung  der  Militärgränze  von  der 
Wohlthat  verfassungsmässiger  Berechtigung  wh^klich 
der  Art,  dass  ihnen  Rechnung  zu  tragen  war,  so 
musste  auch  diese  Ausnahmsstellung  gesetzlich  in 
der  Verfassungsurkunde  ihren  Ausdruck  finden,  so 
wie  diess  in  der  Verfassung  vom  Jahre  1849  und 
dem  Gränzgrundgesetze  von  1850  der  Fall  war. 

Wie  die  Dinge  jetzt  stehen,  so  erscheint  die 
Stellung  der  Gränzländer  nur  als  Folge  einer  im  ad- 
ministrativen Wege  zu  ihrem  Nachtheile  geschehenen 
Interpretation  des  Diploms  vom  20.  Oktober  1860. 

Dieses  Diplom  bezeichnet  den  Wendepunkt  der 
inneren  Politik  Oesterreichs  vom  Absolutismus,  ja, 
wie  man  sagt,  noch  mehr,  nämlich  vom  Felde  der 
Revolution  Venoben,  auf  den  historischen  Rechts- 
boden. Wer  nun  aber  noch  1861  kommt  und  sagt, 
die  Militärgränze  habe  keine  Rechte,  sondern  nur 
Pflichten,  nur  bei  ihr  komme  es  auf  staatsrechtliche 
Prinzipien    und   politische  Rechte  nicht   an,   der  ist 
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Gesammtvaterlandes,  denn  er  will  uns  weiss  machen, 
dass  wir  überhaupt  gar  keinen  anderen  Rechtsboden 
haben,  als  jenen  des  Dienstreglements,  in  das  Schein- 
konstitutionelle übersetzt. 

Dieses  Spiel  mit  der  Heihgkeit  des  kaiserhchen 
Wortes  von  Seite  falscher  Freunde,  im  administrati- 
ven Wege,  muss  endlich  aufhören.  Es  hat  seit  zwölf 
Jahren  zuviel  des  Unheils  im  Jleiche  gesäet,  es  hat 
das  Ansehen  der  Regierung  bei  Freund  und  Feind 
untergraben. 

Es  handelt  sich  heutigen  Tages  vor  allem  darum, 
durch  die  Heiligachtung  der  Gesetze  der  Regierung 
<lie  gebührende  Achtung,  dem  Throne  seinen  Heiligen- 
schein zurückzugeben,  dem  gesetzlich  ausgesproche- 
nen kaiserlichen  Worte  die  absolute  Rechtswirksam- 
keit  nach  allen  Richtungen  hin  zu  vindiziren  und 
dadurch  das  so  sehr  «gesunkene  Vertrauen  zu  heben. 

Es  fragt  sich  nun: 

1.  Ist  die  Militärjiränze  mit  einer  solchen  Aus- 
nahmsstellung  zufrieden,  oder  will  sie  eine  Aen- 
derung,  und  in  wie  ferne? 

2.  Haben  die  Mutterländer  ein  Recht,  diese  Aen- 
derung  zu  soüizitiren? 

Vor  allem  kommen  zwei  Dinge  hi<T  in  Anschlag: 
1.  Entweder  ist  die  konstitutionelle  Verfassung  eine 
Wohlthat,  eine  politische  Nothwcndi^keit  fiir  di'u 
Kaiserstaat  oder  '2.  sie  ist  es  nicht. 
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Ist  das  Letztere  der  Fall,  ist  das  Diplom  vom 
20.  Oktober  1860  nichts  weiter  als  ein  Stück  Papier, 
eine  Fata  morgana  des  modernen  Zeitgeistes,  so  liegt 
nichts  daran,  dass  die  Militärgränze  einem  Schein - 
konstitutionalismus  ferne  bleibt,  wiewohl  sie  unter 
allen  Umständen  das  Recht  hat  zu  verlangen,  dass 
man  von  ihr  keine  grösseren  Opfer  an  Gut  und  Blut 
fordert,  als  von  allen  übrigen  Staatsbürgern. 

Ist  aber  das  Diplom  vom  20.  Oktober  1860, 
wie  wir  nicht  zweifeln,  eine  Wahrheit,  eine  politische 
Nothwendigkeit,  die  Verfassung  eine  Wohlthat  für 
Land  und  Leute,  so  darf  die  Militärgränze  nie  und 
nimmermehr  hievon  ausgeschlossen  bleiben.  Diess 
darf  am  wenigsten  auf  eine  stillschweigende,  daher  mit 
Rücksicht  auf  das  erwähnte  Diplom  ungesetzliche 
Weise  geschehen. 

Dieses  Diplom  ist  der  Felsen,  auf  dem  der 
Kaiser  den  Staat  mit  konstitutionellen  Hilfsmitteln, 
mit  dem  Kitte  der  verfassungsmässigen  Zustimmung 
aller  Staatsbürger  neu  begründen  will,  nachdem  die 
absolute  Regierungsweise  den  Staat  dem  Abgrunde 
nahe  gebracht  hatte.  Man  soll  in  diesen  Felsen  keine 
Minen  graben,  denn  niemand  kann  die  Tragweite 
der  Ladung  und  die  Richtung  ihrer  Explosion  berech- 
nen. In  der  Allgemeinheit  und  vollen  Rechtswirk- 
samkeit der  Verfassung  nach  allen  Seiten  hin,  in  der 
Heiligkeit  des  so  oft  proklamirten  und  nun  aber- 
mals   in    der    Thronrede  am   1.  Mai   1861   be- 
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kräftigten  Gleicliberechtigungspriuzips  aller 
Staatsangehörigen  vor  dem  Gesetze,  in  der  Auf- 
nahme einer  von  allen  Hintergedanken  befreiten, 
einer  rein  Osterreichischen  (nicht  deutschen,  nicht 
slavischen,  nicht  magyarischen)  Politik,  in  der  Ge- 
rechtigkeit gegen  Alle  liegt  das  Geheimniss,  diesen 
Staat  zu  retten,   ihn  gross  zu  machen. 

Wer  wird  mit  Vertrauen,  mit  Liebe  und  Hin- 
gebung zu  einer  Regierung  hinaufblicken,  welche 
schon  in  einer  Zeit,  wo  sie  die  Verfassung  erst  ins 
Leben  führen  will,  hievon  stillschweigende  Ausnah- 
men macht,  und  mehr  als  Einer  ^lillion  Seelen  jede 
politische  Berechtigung  entziehen  will?  So  kann  es 
in  der  That  nicht  bleiben.  Reformen  sind  nöthig,  die 
Militärgränze  hat  ein  Recht  hierauf. 

Doch  h()ren  wir  auch  die  Gründe,  welche  unsere 
Gegner  für  den  Status  quo  in  der  Militärgränze  vor- 
bringen. 

Es  fallt  uns  eben  bei,  dass  einige  Blätter  von 
einer  gewissen  Bedeutung  (Donau-  und  A.  Allg.  Zei- 
tung) es  vor  aller  Welt  zu  verstehen  gaben,  wienach 
die  Militärgränzbevölkerung  von  radikalen  Reformen, 
insbesondere  von  einer  Vereinigung  mit  den  Mutter- 
ländern nichts  wissen  will,  da  dieGränzer  „an  ihrer 
militärischen  Oriranisation  mit  zäher  Vor- 
liebe festhalten"  und  dass  in  verschiedenen  Zeiten 
Versuche,  ihre  Neigungen  einer  Zivilverwaltun^  zu- 
zuwenden,  erfolglos    geblieben    sind.    Di<'se   Blätter 
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wollen  die  Utilität  der  Frage  nicht  untersuchen.  Sie 
wollen  nur  mit  statistischen  Thaisachen  beweisen,  dass 
sich  seit  1840  die  Bevölkerung  der  Militärgränze, 
trotz  der  Kriegsepoche  1848,  1849  und  1859  um 
den  fünfzehnten  Theil  vermehrt  hat.  Die  Zahl  der 
Häuser  habe  sich  um  13.000,  das  Ausmass  der  kul- 
tivirten  Bodenfläche  um  4000  Joch  vermehrt.  „Mögen 
die  sozialen  Verhältnisse  und  die  Bildungszustände 
daselbst  auch  viel  zu  wünschen  übrig  lassen,  so  steht 
doch  fest,  dass  die  Ernte  der  Brotfrüchte  sich  durch- 
schnittlich um  den  vierten  Theil  erhöht,  der  Stand 
des  Hornviehes  seit  1840  sich  verdoppelt  hat.*'  — 
„Allerdings  bedarf  diese  Verwaltung  in  mehreren 
Punkten  eingehender  Reformen,  aber  diese  können 
ohne  Aufgeben  der  militärischen  Organisation  des 
Landes  verwirklicht  werden.  —  Im  Ganzen  herrscht 
Zufriedenheit  in  der  Gränze,  und  es  ist  ohne  Zweifel 
kein  schlechtes  Zeichen,  dass  wiederholt,  und  auch 
in  der  neuesten  Zeit,  ganze  Gemeinden  in  der  Nach- 
barschaft sich  die  Aufnahme  in  den  Gränzverband 
als  Gnade  erbeten  haben.  —  Auch  die  Gränzer  haben 
ihr  historisches  Recht.  Die  Grundlagen  ihrer  Organi- 
sation beruhen  auf  einem  Versuche,  der  schon  um 
die  Zeit  des  Jahres  1245  gemacht  wurde.  Das  Gränz- 
volk  hat  selbst  einen  Theil  seiner  Heimat  in  blutigen 
Kämpfen  den  Türken  abgerungen,  einen  anderen 
Theil  von  Fürsten  unseres  Herrscherhauses  als  Lohn 
für  geleistete  Kriegsdienste  zum  Geschenke  erhalten, 
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und  auf  solchen  Schenkungen  beruhen  zum  Theile 
die  Verpflichtungen  der  Gränzer  zu  den  Diensten, 
die  sie  seither  geleistet  haben,  und  noch  leisten.  Die 
Zivilverwaltung  ist  nicht  historisch  inderGränze." 
—  So  die  „Allgemeine"  in  einem  Artikel  aus  Wien,  in 
Nr.  108,  vom  18.  April  1861,  indem  sie  noch  das 
Recht  der  Gränzer  betont,  dass  die  Stammgenossen 
ausserhalb  der  Gninze  den  unverwischbaren  Einflüs- 
sen einer  Jahrhunderte  alten  Organisation  und  heb- 
gewordener Traditionen  Rechnung  tragen  mögen, 
und  den  klug  sein  sollenden  Rath  gibt,  dass  die  öster- 
reichischen Südslaven  sich  gegen  Agressionsgelüste 
anderer  Nationalitäten  am  besten  dadurch  sichern, 
wenn  sie  sich  loyal  an  die  Gesammtmonarchie  an- 
schliessen. 

Diese  Behauptungen  sind  mehr  als  journahstische 
Korrespondenzartikel;  sie  sind  der  wahre  Ausdruck 
der  Ideen  in  Kreisen,  unter  deren  Protektion  dieMi- 
litärgranze  ausschliesslich  steht.  Sie  sind  auch  nicht 
in  allen  Theilen  absolut  falsch,  wie  man  es  vielleicht 
hie  und  da  voraussetzen  würde.  Es  ist  diess  eine  wäs- 
serige journalistische  Tinktur,  worin  immerhin  ein 
Bodensatz  von  reellem,  greifbarem  Gehalte  existirt,  der 
aber  in  dem  Medium  eines  seichten  unkritischen  Rai- 
sonnements  schwimmt,  so  dass  der  Nichteingeweihte 
den  Inhalt  für  etwas  ganz  Anderes  halten  wird,  als 
er  es  ist. 

Mit  Leuten  aber,  die  in   der   Militärgränze  gt»- 
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boren  und  erzogen  sind,  die  dortselbst  und  im  Pro- 
yinzialgebiete  des  Landes  gedient  haben,  die  Verfas- 
sung und  Verwaltung  da  und  dort  kennen,  die  keine 
Ignoranten  in  der  Geschichte  des  Landes,  und  ge- 
wohnt sind,  über  diese  Dinge  zu  denken,  —  die  end- 
lich nur  in  einer  gerechten  Lösung  dieser  und  aller 
politischen  Fragen  eine  wirkliche  Lösung  ohne  Stoff 
zu  unheilvollen  Verwicklungen  erblicken,  dabei  aber 
den  blinden  Gehorsam  nur  vor  der  Front  am  Platze 
finden:  —  mit  solchen  Leuten  lässt  sich  in  der  Art 
und  Weise  der  erwähnten  Zeitungsartikel  über  eine 
Angelegenheit  nicht  reden,  von  der  das  W^ohl  und 
Wehe  ihrer  Heimat  abhängt. 

Wir  lassen  uns  dadurch  nicht  Sand  in  die  Au- 
gen streuen,  und  müssen  schon  um  Nachsicht  bitten, 
dass  wir  nicht  dafür  können,  den  Dingen  auf  den 
Grund  zu  sehen,  und  sich  herausnehmen,  die  Begriffe 
kritisch  zu  sondern,  das  Wahre  von  dem  Falschen 
zu  unterscheiden. 

Wir  haben  schon  oft  Militärs  darüber  sprechen 
gehört,  welche  in  dem  Worte  „Komitatsrestaura- 
tionen" den  Inbegriff  jener  Verfassung  sehen,  die 
man  von  Seite  des  Zivile  der  Militärgränze  aufok- 
troyiren  will.  Es  war  verlorene  Mühe,  auf  die  Unter- 
schiede zwischen  Verfassung  und  Verwaltung,  zwi- 
schen Soldat  und  Nichtsoldat,  zwischen  MiUtärge- 
setzen  und  den  allgemeinen  Gesetzen  etc.  zu  reden. 
Wer  seine  Philosophie  nur  aus  dem  Dienstreglement 
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herausstudirt  hat,  der  hat  für  solche  Begriffe  kein 
Verständniss ;  dafür  hat  der  Nichtsoldat  auch  nicht 
immer  Sinn  für  so  manches  Andere,  was  den  Soldaten 
vom  Spiessbürger  unterscheidet. 

Man  soll  aber  von  Leuten  ohne  politische  Bil- 
dung auch  nicht  verlangen,  dass  sie  über  Dinge  ur- 
theilen  und  entscheiden,  welche  sie  nur  oberflächlich 
oder  gar  nicht  kennen,  zumal  von  Leuten,  welche  die 
Militärgränze  niemals  oder  nur  im  Fluge  auf  der 
Hauptstrasse  gesehen  haben.  Die  höchste  Gefahr 
liegt  aber  für  das  Land  darin,  dass  noch  immer  ge- 
rade solche  Leute  diejenigen  sind,  welche  diessfalls 
das  entscheidende  Wort  zu  reden  und  mit  ihren 
ganz  inkompetenten  Rathschlägen  an  massgebender 
Stelle  nur  Unheil  anrichten. 

Mit  der  oberwähnten  Angabe,  dass  die  Zivil- 
verwaltung in  der  Militärgränze  nicht  behebt  ist, 
hat  es  seine  volle  Richtigkeit,  nur  muss  man  darüber 
sich  verständigen ,  was  man  unter  Zivilverwaltung 
versteht? 

Der  Gränzer  seinerseits  versteht  im  Allgemei- 
nen darunter:  Unterthänigkeit  des  Landman- 
nes unter  Privatgrundherrschaften,  Willkür- 
herrschaft von  Munizipalbeamten,  welche 
von  der  alle  drei  Jahre  wiederkehrenden  Re- 
stauration der  Munizipalmagistratur  abhän- 
gig, jedem  Winke  gestrenger  Herrschaften 
gehorchen,  und  den  Landmann  aussaugen,  der 
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in  der  Vulgärsprache  des  Gränzers  gegenüber  dem 
Provinzialbauer,  der  verachtete:  „paor"  heisst. 

Wer  nun  zum  Granzer,  der  niemals  einer  Herr- 
schaft, sondern  nur  des  Kaisers  Unterthan  war,  und 
diess  auch  nicht  im  eigentlichen  feudalen,  sondern 
bloss  im  pohtischen  Sinne,  mit  der  Frage  kommt: 
„Willst  du  Granzer  bleiben,  oder  Bauer  (paor) 
werden?''  —  der  wird  sicherlich  die  Antwort  erhalten» 
dass  der  Granzer  das  bleiben  will,  was  er  ist.  Bei  ei- 
ner solchen  Fragestellung  kann  man  ohneweiters  ein 
SufFrage  universel  in  der  Gränze  vornehmen,  ohne  ir- 
gend  eine  Gefahr  für   das  dortige  „Militärinstitut". 

Wir  gehen  noch  weiter  und  behaupten,  dass 
der  Bauernstand  im  Provinzialgebiete  selbst  nur  unter 
gewissen  Voraussetzungen,  nämlich  Herabsetzung  der 
öffentlichen  Lasten  auf  ein  Minimum,  der  Wieder- 
einführung der  Komitatsmagistratur  nicht  abgeneigt 
war,  dass  er  aber  gegen  diese  Art  von  Landesverwal- 
tung mindestens  noch  1850  so  sehr  eingenommen 
war,  dass  der  Bauer  mehr  Zutrauen  zu  einem  uni- 
formirten  Zollaufseher  (als  königlichen  Diener)  hatte» 
als  zu  manchem  Stuhlrichter  des  alten  Systems. 

Wenn  man  nun  in  der  Militärgränze  die  Komi- 
tatsbeamtens- Wahlen  und  Restaurationen  einführen 
wollte,  da  möchten  wir  gewiss  zuerst  einen  Protest 
dagegen  erheben,  weil  wir  und  mit  uns  viele  Andere 
diese  Art  von  Beamtenseinsetzungen  im  Prinzip  nicht 
für  zweckentsprechend  halten,  und  solche  nicht  bloss 
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in  der  Gränze  nicht  einführen,  sondern  auch  im  Pro- 
vinzialgebiete  abschaffen  möchten,  u.  z.  nicht  bloss 
bei  den  Gerichten,  sondern  auch  in  den  politischen 
Amtszweigen. 

Hierzu  sind  viele  Gründe  vorhanden,  und  der 
Hauptgrund  die  Unmöglichkeit,  ein  solches  Beamten- 
einsetzungs-Prinzip  mit  den  Erfordernissen  einer  ent- 
sprechenden nach  allen  Richtungen  hin  unpartei- 
ischen, geregelten,  und  die  volle  Garantie  einer  wirk- 
samen Exekutive  gewährenden  Verwaltuno:  und  Ge- 
richtspflege  zu  vereinbaren. 

Nun  ist  aber  das  Prinzip  der  Komitatsmagistra- 
turs-Wahlen  nicht  der  Inbegriff  der  gesammten 
Landesverfassung  und  Verwaltung.  Es  ist  die 
Frage,  wenn  diese  Beamtenanstellungs-  und  Abse- 
tzungsmodalität in  der  Gränze  nicht  in  Anwendung 
kommt,  ob  denn  nicht  ausserdem  dieses  oder  jenes 
vorhanden  ist,  was  ohne  weiteres  im  Provinzial-  und 
dem  Militärgebiete  gleichartig  sein  könnte,  ohne  dass 
deshalb  die  militärische  Organisation  der  Gränzbe- 
zirke  aufgehoben  werden  müsste? 

So  viel  ist  gewiss,  dass  dicGränzbevölkerung  in 
der  Voraussetzung,  dass  das  alte  feudale  Unterthii- 
nigkeits-Verhiiltniss  im  Zivilgebiete  sammt  den  Be- 
amten-Restaurationen fortbesteht,  mit  der,. Zivilisirung 
der  Militärgränze'*  nicht  einverstanden  wäre.  In  so 
fern  hat  der  Korrespondent  der  „Allgemeinen"'  und  der 
„Donauzeitung"  Recht.  Die  Vorliebe  derGränzer  für 
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das  Gränzsystem  ist  aber  auch  nur  in  diesem  Sinne 
zu  verstehen. 

Wer  es  aber  mit  der  Militärgränzbevölkerung 
redhch  meint,  wer  nicht  die  Unwissenheit  in  solchen 
Dingen  der  vom  Provinzialgebiete  entfernteren  Gränz- 
bevölkerung  missbrauchen  will,  der  müsste  zu  dem 
Gränzer  sagen:  „Siehe,  die  Landleute  im  Provinzial- 
gebiete, so  wie  im  ganzen  Kaiserstaate  sind  nicht 
mehr  Unterthanen  von  Grafen  und  Edelleuten ,  son- 
dern einzig  und  allein  Unterthanen  des  Kaisers,  sie 
zahlen  Steuern  alle  nach  gleichem  Verhältnisse  zu 
ihrem  Vermögen,  sie  stellen  aber  verhältnissmässig 
viel  weniger  Soldaten,  als  die  Gränzer  und  zwar  nur 
junge  Leute  von  20  bis  22,  höchstens  26  Jahren.  Sie 
werden  hierzu  durch  das  Loos  auf  acht  Jahre  beru- 
fen, und  sind  nach  Ablauf  dieser  Kapitulationszeit 
und  nach  einer  Reservefrist  frei,  und  müssen  nicht 
mehr  auf  den  Kordon  gehen,  nicht  zum  Exerziren 
ausrücken,  nicht  nach  Italien  ausmarschiren,  sondern 
können  zu  Hause  oder  wo  sie  wollen  leben  und  arbei- 
ten. —  VV^enn  die  Gränze  auch  hiernach  eingerich- 
tet werden  würde,  so  würden  bei  euren  Behörden 
stabile  Beamte  oder  nach  Umständen  selbst  Offiziere 
angestellt,  welche  nur  nach  gleichen  allgemeinen  Ge- 
setzen vorgehen  dürfen.  In  der  Gemeinde,  im  Bezirke 
und  Kreise  können  eure  angesehensten  Männer,  die 
keine  Soldaten  sind,  in  Versammlungen  zusammen- 
treten, um  sich  über  die  Angelegenheiten  öffentlicher 
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Wohlfahrt  zu  berathen.  In  gleicher  Art  könnet  ihr 
Deputirte  zum  Landtage  senden,  derüber.  Gesetze  be- 
rathschlagt,  welche  der  Kaiser  bestätigt,  und  welche 
sonach  jedermann  befolgen  muss.  Wer  aber  wirk- 
licher Soldat  ist,  der  muss  und  wird  überall  nach 
den  strengen  Kriegsgesetzen  behandelt  werden*^  — 
Da  glauben  wir,  wird  es  nicht  einen  Griinzer  geben, 
der  aus  „zäher  Vorliebe  für  die  militärische 
Organisation"  und  dem  Korporalsstocke  zu  Liebe 
eine  „Zivilisirung"  zurückweisen  wird. 

Die  Angaben  der  erwähnten  Journalsartikel  in 
Bezug  auf  das  materielle  Wohl  des  Gränzvolkes  sind 
mit  kritischer  V  ersieht  aufzunehmen.  Wir  wollen  nicht 
sagen,  dass  der  Provinzial-Bauer  gegenwärtig  diess- 
falls  besser  steht  als  der  Gränzer.  Auf  dem  Provin- 
zialunterthan  lastete  bis  1848  der  Druck  des  Feuda- 
lismus mit  allem  Hörigkeits-Beiwerk,  und  die  noch 
immer  bestehenden  Kontraktualisten-,  Bergholden- 
und  Zinsverhältnisse  sind  noch  heutigen  Tages  ein 
grosses  Hinderniss  des  materiellen  Aufschwunges  der 
Provinzialbevölkerung. 

Allein  diese  Verhältnisse  sind  für  <las  Gränzvolk 
gleichgiltig,  sie  können  auf  seine  persönHchen  und 
ökonomischen  Verhältnisse  nicht  wirken,  uud  wenn 
es  auch  in  mancher  Beziehung  da  und  dort  sogar 
besser  steht  als  die  l^evölkerung  des  Provinzialsgebie- 
tes,  so  wurzelt  die  Ursache  dazu  in  den  Zuständen 
vor  dem  Jahre   1848,  nicht  aber  in  den   dermali^en. 
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und  es  beweist  diess  keineswegs,  dass  ein  noch  bes- 
serer Aufschwung  des  materiellen  und  auch  des  geisti- 
gen Wohlstandes  in  der  Gränze  ganz  und  gar  nicht 
wünschenswerth  ist. 

Mit  der  von  den  erwähnten  Zeitungen  geltend 
gemachten  Bevölkerungszunahme  seit  20  Jahren 
um  den  15-ten  Theil  ist  nichts  bewiesen.  Eine 
solche  Vermehrung  bei  einer  Bevölkerung  von 
1,082.000  Seelen  wo  der  Schhessung  der  Ehen  gar 
kein  Hinderniss  entgegensteht,  wo  im  Gegentheile  das 
Heiraten  dem  Zwecke  des  „Instituts'^  ganz  ent- 
spricht, —  da  müsste  eine  ganz  andere  Zunahme 
der  Bevölkerung  stattfinden,  wenn  die  Blüthe  der 
männHchen  Bevölkerung  nicht  öfters  in  Masse  dem 
Kriegsgotte  geopfert  werden  würde. 

Nach  vollkommen  authentischen  Daten  hat  die 
MiHtärgränzbevölkerung  der  gegenwärtig  noch  beste- 
llenden Gränzdistrikte  im  Jahre  1847  in  allen 
1,098.868  Seelen  betragen.  Im  Jahre  1859  dagegen 
nur  1,074.118  Seelen,  daher  nach  Verlauf  von  zwölf 
Jahren  um  24,750  Seelen  weniger. 

Hiezu  noch  die  normale  jährliche  Vermehrung  von 
10.000  Seelen,  welche  hätte  eintreten  sollen,  macht 
durch  12  Jahre  nicht  weniger  als  120.000,  mit  den 
obigen  24.000  ergibt  diess  insgesammt  144.000  Men- 
schen. Das  dürfte  der  reelle  Verlust  an  Volksmenge 
sein,  den  die  Kriege  in  ItaUen  und  Ungarn  im  Jahre 
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1848,  1849  und  1859,  im  Gefolge  von  Epidemien, 
Noth  und  Elend  in  obiger  Zeit  herbeigeführt  haben. 

Wenn  wir  aber  auf  die  Periode  von  zwanzig  Jah- 
ren  zurückgehen,  wie  jener  Korrespondent,  so  beträgt 
die  von  ihm  anfjerühmte  Volkszunahme  um  den 
15-ten  Theil  der  Volksmenge  von  1840  mit  1,023.697 
Seelen  nur  68.246  Menschen.  Da  aber  nach  statisti- 
schen Tabellen  und  praktischen  Erfahrungen  die  jähr- 
Hche  Bevölkerungszunahme  in  der  Militärgränze 
durchschnittlich  10.000  Seelen  betragen  müsste,  so 
hätte  sich  die  Bevölkerung  nicht  nur  um  obigen 
68.246,  sondern  um  200.000  Seelen  oder  um  den 
5-ten  Theil  der  Volksmenge  vermehren  sollen. 

Hiernach  kann  man  den  Werth  der  Vermeh- 
rung der  dortigen  Volksmenge  nach  der  Berechnung 
in  den  mehrerwähnten  Zeitungskorrespondenzen  er- 
messen. 

Die  Vermehrung  von  Häusern  ist  nicht  der  Be- 
weis von  Zunahme  des  Wohlstandes,  sondern  eher 
der  Verarmung  durch  Gruudzerstücklungen  und  Fa- 
milientheilungen,  wie  diess  jeder  Geschäftsmann  in 
der  Grunze  weiss. 

Dass  die  „sozialen  Verhältnisse  und  die 
Bildungszustände  daselbst  viel  zu  wünschen 
übrig  lassen",  —  das  gesteht  der  fragliche  Korre- 
spondent als  Vertheidiger  des  Status  quo  selbst  zu, 
ebenso:  dass  ..diese  X'erwaltung  in  mehreren 
Punkten  eingehender  Reformen  bedarf,  welche 
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aber  ohne  Aufgebung  der  militärischen  Orga- 
nisation verwirklicht  werden  können.'' 

Diese  Geständnisse  aus  dem  entgegengesetzten 
Lager  sind  uns  hinreichend.  Wir  nehmen  Akt  hievon, 
um  später  auf  die  Art  und  Weise  dieser  Reform  zu- 
rückzukommen. 

„Im  Ganzen  herrscht  Zufriedenheit  in 
der  Gränze,"  sagt  uns  der  fragUche  Artikel.  Wenn 
dem  so  ist,  so  wäre  es  am  allerbesten,  statt  der  Re- 
präsentativverfassung eher  diese  allein  seligmachende 
Militärgränzverfassung  auf  ganz  Oesterreich  auszu- 
dehnen, indem  es  schwer  werden  dürfte,  noch  eine 
Provinz  im  Reiche  zu  finden,  die  wegen  ihrer  Zufrie- 
denheit so  wie  die  Gränze  gerühmt  wird. 

Die  Umstände,  welche  einzelne  Provinzialisten 
vermögen,  sich  in  der  Gränze  anzusiedeln,  die  sind 
nach  unserer  Erfahrung  gewöhnlich  lokaler  und  per- 
sönlicher Natur,  und  beweisen  nichts. 

Wenn  uns  der  angeführte  konkrete  Fall  näher 
bekannt  wäre,  so  würde  es  sich  ohne  Zweifel  heraus- 
stellen, dass  dabei  andere  Motive  als  die  Vorliebe  zum 
Gränzinstitute  wirken. 

Wir  haben  übrigens  oben  gesehen,  welcher  Art 
die  historische  Entwicklung  der  Gränze  ist,  und  wä- 
ren sehr  neugierig  auf  die  historischen  Beweise  des 
Korrespondenten ,  wornach  er  die  Entstehung  der 
Gränze  sogar  auf  das  Jahr    1245  zurückführen  will. 

Dass  das  Gränzvolk  selbst  „einen  Theil  sei- 
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ner  Heimat  in  blutigen  Kämpfen  den  Türken 
abgerungen''  —  das,  glauben  wir,  ist  nicht  der 
Grund,  dass  sie  nicht  daselbst  freie  Menschen  sein 
dürfen. 

Auf  Grund  obiger  historischer  und  staatsrecht- 
licher Belege  müssen  wir  aber  schon  so  frei  sein,  ge- 
genüber den  absprechenden  Behauptungen  des  frag- 
lichen Korrespondenten  zu  behaupten,  dass  die  Zivil- 
verwaltung wohl  weit  historischer  in  der  Militär- 
griinze  ist,  als  die  Militärverwaltung,  welche  niemals 
eine  staatsrechtliche  Berechtigung  zu  ihrer  Grundlage 
erlangt  hat,  sondern  nur  durch  eine  durch  die  Zeit- 
verhältnisse ermöglichte  Diktatur  eingeführt  wor- 
den ist. 

Hiemit  glauben  wir  die  Frage,  ob  die  G ranze 
eine  Ausnahmsstellung   will,   beantwortet  zu  haben. 

Wenn  sie  aber  unbeachtet  alles  dessen  in  ihren 
bisherirren  Verhältnissen  bleiben  wollte?  —  Dann  — 
würden  wir  dennoch  Anstand  nehmen,  die  Unwissen- 
heit und  Gutmütliigkeit  einer,  eines  bessern  Schick- 
sales würdigen  Bevr)lkerung  zu  missbrauchen,  denn 
diess  kann  wahrlich  nur  die  Zufriedenheit  eines  Dio- 
trenes  in  seinem  Fasse  sein. 

Die  Sonne  der  (icrechtigkcit  soll,  so  wie  jene 
am  Himmel,  lürjidermaun  leuchten,  ob  er  es  will 
oder  nicht! 

Wehe  dem  Staate,  wo  man   nur   durch   Sturm- 
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Petitionen  das  Gemeingut  der  Gerechtigkeit  erlangen 
kann. 

Dass  die  Mutterländer,  von  welchen  die  Militär- 
gränzdistrikte  abgerissen  wurden,  ein  heiliges  An- 
recht haben  auf  die  wirkliche  und  nicht  bloss  auf 
eine  ideale  Einheit  ihres  Territoriums,  das  kann 
nach  dem  Vorstehenden  nicht  abgesprochen  werden. 

Die  Gränze  ist  iBlut  von  ihrem  Blute,  sie  ist 
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das  Kind  der  Familie,  das  in  der  Fremde  umherirrt, 
und  zum  ewigen  Dienen  verurtheilt,  nicht  gewohnt 
ist.  Rechte  auszuüben,  nicht  einmal  Rechte  anzu- 
sprechen. 

Wer  soll  sich  der  Waise  annehmen,  wenn  es 
die  Familie  nicht  thut ,  der  sie  der  Abstammung 
nach  angehört? 

In  der  Gränze  ist  alles  verboten,  was  nicht  eben 
der  „Vorgesetzte"  erlaubt.  Was  man  anderwärts 
Ausübung  politischer  Rechte  nennt,  das  ist  in  der 
Gränze  Komplott,  Aufwieglung,  Meuterei,  und  ehe 
man  sich's  versieht,  steht  man  vor  dem  Kriegsge- 
richte. 

Wer  soll  da  reden,  wer  petitioniren,  wer  Adres- 
sen schreiben,  ausser  nach  Kommando? 

Die  Regierung  kann,  ohne  gegen  die  Militär- 
gränzbevölkerung  ungerecht  zu  sein,  sie  von  der  Aus- 
übung politischer  Rechte,  von  der  Gemeinschaft  mit 
ihren  Brüdern  in  demselben  Lande,  dem  sie  angehö- 
ren, von  der  Entwickelung  ihrer  nationalen,  historisch- 
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politischen  Individualität  nicht  ausschliessen.  Ist  der 
Fortbestand  des  dortigen  MiUtärinstitutes  unum- 
gänglich nothwendig ,  so  muss  ein  Mittel  gesucht 
werden,   beide  Ziele  thunlichst  zu  erreichen. 

Die  Mutterländer  haben  kraft  der  staatsrecht- 
Uchen  Zusammengehörigkeit  mit  den  zur  Militär-Or- 
ganisation via  facti  okkupirten  Landestheilen  das 
Recht,  sich  mittelst  ihrer  Landtage  für  das  Schicksal 
ihrer  Brüder  im  Gränzaebiete  anzunehmen ,  welche 
kein  Mittel  haben,  ihre  staatsrechtlichen  und  politi- 
schen Rechtsansprüche  geltend  zu  machen. 

IV. 

Wir  kommen  nun  zur  Beantwortung  der  Frage 
über  das  künftige  Schicksal  der  Miütärgränze. 

Um  die  Frage  der  Zukunft  der  MiUtiirgränze 
näher  ins  Auge  fassen  zu  können,  resumiren  wir  die 
Resultate  unserer  Erörterungen  über  die  Verhältnisse 
dieses  Landes  aus  der  Vergangenheit  und  Gegenwart 
wie  folgt: 

1)  Die  Militärdistrikte  sind  integrirende  Theile 
der  gleichnamigen  Mutterländer,  deren  unverjährtes 
gemeinschaftliches  Eigenthum  ab  antiquo  eine  kon- 
stitutionelle Verfassung  ist,  die  in  den  Gränzdistrikteu 
nur  zeitweilig  suspendirt  war,  aber  rechtsgiltig  nicht 
aufgehoben  werden  konnte. 

2)  Diese  staatsrechtliche  Zusammengeh(>riij;kcit 
der  MiHtär-  und  Provinzial-F^andcsgebiete  ist  gesetz- 
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lieh  prinzipiell  stets  anerkannt,  und  nun  neuerdings 
durch  das  k.  Reskript  vom  9.  Mai  1861  ausgespro- 
chen worden. 

3)  Die  ursprüngliche  Landesvertheidigungs-Or- 
ganisation  gegenüber  den  Türken  wurde  in  der  Zeit- 
folge in  eine  bleibende  militärische  Organisation  der 
Gränzländer  verwandelt,  und  unter  fortwährender 
Rechtsverwahrung  von  Seite  der  verfassungmässigen 
Gewalten  der  Mutterländer  via  facti  durchgeführt. 

Sie  wurde  auch  dann  noch  aufrecht  erhalten, 
als  die  Türkengefahr  verschwunden  war.  Das  Mittel 
hat  den  Zweck,  die  Wirkung  ihre  Ursache  überlebt. 

4)  An  die  Stelle  des  alten  natürlichen  Zweckes 
wurde  ein  neuer,  der  ursprünglichen  Absicht  ganz  fremd 
gewesener  gesetzt.  Die  gesammte  waffenfähige  Bevöl- 
kerung des  Landes  wurde  faktisch  als  ein  integri- 
render  Theil  der  österreichischen  Armee,  ohne 
Kapitulation  und  ohne  Kontingents- Ausmass,  ange- 
sehen, und  dieser  Grundsatz  neuerdings  in  der  auf- 
gehobenen oktroyirten  Verfassung  vom  Jahre  1849 
und  später  im  Gränzgrundgesetze  von  1850  formell 
und  zwar  zu  gleicher  Zeit  wie  die  nominelle  Aufhe- 
bung des  Militär-Lehensrechtes  ausgesprochen. 

5)  Praktisch  wird  hiedurch  das  Ziel  verfolgt, 
auf  Kosten  von  Gut  und  Blut  der  Gränzbe Völker ung 
eine  möglichst  wohlfeile  Armee  für  die  Militärzwecke 
des  Gesammtstaates  zu  unterhalten. 
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6j  Diess  geschah  alles  unter  dem  Rechtstitel 
eines  Militärlehens  -  Obereigenthums  über  den  ge-' 
sammten  Grund  und  Boden  in  den  von  den  König- 
reichen Kroatien,  Slavonien  und  Ungarn  abgerissenen 
Landestheilen. 

7)  Allein  die  Erklärung  des  Grundbesitzes  in 
den  Gränzländern ,  welche  staatsrechtlich  als  inte- 
grirende  Theile  der  erwähnten  konstitutionellen  Kö- 
nigreiche angesehen  werden,  als  „Militärlehen", 
entbehrte  jedes  Rechtstitels  ,  da  hiezu  die  Zustim- 
mung der  verfassungsmässigen  Legislative  abgeht. 

8)Die  Aufhebung  des„Militärl  eben  s-Verhält- 
nisses''  nach  dem  kais.  Patente,  oder  des  „Nutzei- 
ge nthums-Verhältnisses"  nach  dem  Gränzgrund- 
gesetze  vom  7.  Mai  1850,*)  ist  mit  Ausnahme  der 
gleichzeitig  erfolgten  Aufhebung  der  Aerarial-Robot 
eine  nur  nominelle  Begünstigung  ohne  sonstige  prak- 
tische Folgen  ,  da  der  Grundbesitz  in  der  Gränze 
noch  immer  mit  der  Waffenpflicht  verbunden  ist,  so 
lange  der  Besitzer  Waffen  zu  tragen  im  Stande  ist. 

9)  Der  noch  bis  zum  Jahre  1807  mehr  oder 
minder  festgehaltene  Unterschied  zwischen  dem  ei- 
gentlichen Gränzsoldaten  und  der  dortigen  Bevcilke- 
rung  ist  durch  die  immer  mehr  überhandnehmenden 
Usurpationen  der  Militärgewalt  verwischt,  und  es  sind 


*)  Es  ist  sonderbar,  dass  nicht  einmal  das  Objekt  der  Aufhebung 
in  diesen  zwei  gleichzeitigen  Vorordnungen  mit  demselben  Be- 
griffe bezeichnet  wird. 
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auch  für  die  nicht  enrolirte  Gränzbevölkerung  neben 
einer  reinmilitärischen  Verwaltung  auch  von  den 
allgemeinen  Landesgesetzen  ganz  verschiedene  Aus- 
nahmsgesetze eingeführt  worden. 

10)  Die  Uebelstände  einer  solchen  Verwaltung 
hatten  schon  unter  Kaiser  Josef  IL  zu  einer  völligen 
Trennung  der  militärischen  von  der  politischen  Lan- 
desverwaltung in  den  Gränzdistrikten  geführt.  Diese 
Trennung  wurde  jedoch  später  beseitigt ,  weil  die 
Militärbehörden  eine  Einschränkung  ihrer  Gewalt 
über  die  gesammte  Landesbevölkerung  nicht  dulden 
wollten. 

Diese  Uebelstände  bestehen  fort. 

1  l)Da  seit  dem  Jahre  1 848  alleUnterthänigkeits- 
und  Hörigkeitsverhältnisse  in  dem  österreichischen 
Kaiserstaate  aufgehoben  worden  sind,  und  die  Gleich- 
berechtigung aller  Staatsangehörigen  vor  dem  Gesetze 
durch  das  kaiserliche  Patent  vom  3  L  Dezember  1851 
abermals  ausgesprochen,  und  nun  durch  das  kaiser- 
liche Diplom  vom  20.  Oktober  1860  selbst  die  alte 
Landesverfassung  in  den  fraglichen  Ländern  wieder 
hergestellt  worden  ist ,  so  haben  die  MiHtärgränzdi- 
strikte  als  integrirende  Bestandtheile  der  Mutterländer, 
das  unzweifelhafte  Recht  zur  Ausübung  politischer 
Rechte  im  verfassungsmässigen  Wege  mit  den  Mutter- 
ländern, das  volle  Recht  auf  staatsbürgerliche,  poli- 
tische und  nationale  Gleichberechtigung. 

1 2J  Dieser  prinzipielle  Rechtsanspruch  ist  durch 
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das  allerh.  Handschreiben  vom  2 1 .  Februar  und  das 
kön.  Reskript  vom  9.  Mai  1861  nicht  abgesprochen, 
sondern  unter  Auf'rechthaltung  der  staatsrechthchen 
Einheit  der  betreffenden  Landestheile  bloss  erklärt 
worden,  dass  nur  wegen  des  abweichenden  Charakters 
der  Verwaltung  des  Provinzial-  und  des  Militär- 
gränzgebietes  die  Mitwirkung  der  Militärgninze  am 
Provinziallandtage,  ausser  in  staatsrechtlichen  Fragen, 
nicht  thunlich  erscheint. 

Die  Rechtsfrage  in  Bezug  auf  den  Anspruch  der 
Militärgränze  auf  Gleichberechtigung  mit  den  übrigen 
Staatsangehörigen  im  Allgemeinen    und  mit  der  Be- 
völkerung der  Mutterländer  insbesondere,    in  Bezug 
auf  den  Anspruch  auf  Gleichheit  vor  dem   Gesetze, 
ist  somit  im  Prinzipe  zu  Gunsten  der  Gränzbevöl- 
kerung  gelöst.     Sie  unterliegt   um  so  weniger  einem 
Zweifel,    als  an  allerhöchster,   massgebender  Stelle, 
dessen  sind  wir  fest  überzeugt,  für  niemanden,  am  aller- 
wenigsten aber    ganzen  Bevölkerungen    irgend  eine 
Verkümmerung    von    Berechtigungen    beabsichtiget 
wird.    Nicht  einmal    den  Kriegsminister,    in   dessen 
Berufe  es  liegt,  Bataillone  aus  derEnle  zu  stampfen, 
halten  wir  für  fähig,    dass   er    es  für  recht  und  hillig 
halte,  wenn  die  Militärgränze  nur  als  eine  unerschöpf- 
liche Kaserne  behandelt  wird. 

Die  Rechtsfrage  auf  diese  Art  klar  gestellt,  kann 
es  weiterhin  auch  nicht  bezweifelt  werden ,  dass  vom 
Standpunkte  des  positiven   un<l  natürlichen  l^echtes 
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der  einfachste  Weg,  der  Militärgränze  gerecht  zu 
werden,  derjenige  wäre,  welcher  zur  absoluten  Gleich- 
stellung dieser  Ländergebiete  mit  den  Mutterländern 
führt,  d.  i.  die  Aufhebung  des  Militärinstitutes  in  den 
Gränzländern. 

Allein  es  gibt  im  praktischen  Leben  Momente, 
wo  man  aus  Klugheitsrücksichten  selbst  die  Ausübung 
eines  Rechtes  unterlassen  oder  vertagen  soll,  damit 
man  nicht  Gefahr  laufe,  in  die  Kosten  des  Prozesses 
sein  ganzes  Hab  und  Gut  einzusetzen. 

Ein  solcher  Moment  rückt  nun  immer  näher 
heran  für  die  Militärgränze  und  deren  Mutterländer. 

Man  soll  uns  nicht  missverstehen;  so  lange  wir 
in  diesen  Erörterungen  nur  die  Rechtsfrage  im  Auge 
hatten,  haben  wir  von  der  Utilitätsfrage  dieser  Länder 
selbst  ganz  abgesehen,  um  vollends  die  Bilanz  rich- 
tig zu  stellen  zwischen  unserem  Haben  und  Sollen 
im  Kaiserstaate.  Wir  haben  die  Summe  unseres  De- 
fizits an  Gut  und  Blut  berechnet  und  wollen,  dass 
man  diese  Opfer  zu  Gunsten  des  Gesammtstaates 
mindestens  nicht  als  puren  Pflichttheil  ansehe,  son- 
dern als  das,  was  es  wirklich  ist,  als  das  blutige  Opfer 
einer  armen,  durch  Jahrhunderte  gemisshandelten 
Bevölkerung,  für  die  Grösse  und  Machtstellung  Gross- 
österreichs. 

Wir  wollen,  dass  man  es  endlich  gelten  lasse, 
dass  es  der  edle,  freie,  ritterliche,  loyale  Sinn  ist,  der 
diese  Bevölkerung  beseelt,    wenn  sie  auch  hinfort  in 
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diesem  IVIasse  solche  Opfer  bringt,  und  wenn  dieser 
grosse  Diogenes  in  seiner  armseligen  Behausung  zu- 
frieden ist,  dass  ihn  die  Sonne  bescheint. 

Was  man  bisher  gewissermassen  von  Rechts- 
wegen und  gewaltsam  erreichte,  wird  man  künftig 
als  eine  freiwillige  Gabe  für  den  Altar  des  Gesammt- 
staates  ohne  Zwang  erhalten,  wenn  man  nicht  ansteht, 
das  bisherige  System  der  absoluten  Herrschsucht 
in  den  Gränzländern  aufzugeben,  und  einen  vollstän- 
digen Unterschied  zu  machen  zwischen  der  Bevölke- 
rung und  den  Soldaten  in  diesen  Ländern. 

Nur  diese  Konzession  zugegeben,  so  ist  die  Ba- 
sis auch  zur  praktischen  Lösung  der  Frage  vorhanden. 
Hiezu  trägt  auch  die  politische  Weltlage  bei,  welche 
bewirkt,  dass  die  höchsten  politischen  Interessen 
Oesterreichs  mit  den  politischen  und  materiellen  In- 
teressen der  südslavischen  Provinzen  des  Reiches 
ü;erade  in  unserer  Zeit  in  Eines  zusammenfallen. 

Die  orientalische  Krisis  rückt  immer  mehr  heran, 
und  die  lateinische  Perfidie  sucht  schon  ihre  Minen 
in  der  illyrischen  ILalbinsel  anzulegen,  wahrlich  nicht 
aus  eitel  platonischei*  F.iebe  zu  Südslavieii. 

Sei  dem  wie  es  will,  so  viel  ist  gewiss,  dass  eine 
Bewe<i^unir  in  der  euroi)äischcn  Türkei  am  westlichen 
Gänoelbandc  für  die  Militäri^n-änzbinder  höchst  \n  - 
denklich  ist,  wenn  diese  nicht  in  der  Verfassung  sind, 
iieirenüher   von  I'reund    und  I'eind    zu    ied«  r  Stunde 
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mit  den  Waffen  in  der  Hand  sich  auf  das:  qui  vive? 
zu  stellen. 

Eine  einzige  feindliche  Diversion  über  die  Gränze 
ist  im  Stande,  Gut  und  Blut  von  Tausenden  zu  zer- 
stören und  Verwicklungen  von  unabsehbarer  Trag- 
weite anzustellen. 

Wer  die  Verhältnisse  der  Militärgränzländer, 
insbesondere  in  Kroatien,  zumal  am  trockenen  Kor- 
done,  in  jenen  unermesslichen  Waldgebirgen  kennt, 
der  wird  es  einsehen,  dass  diese  Bevölkerungen  auch 
jetzt  noch,  avo  man  von  Türkengefahr  diesseits  der 
Gränze  nur  noch  in  den  Kinderstuben  spricht,  immer- 
hin zur  Erhaltung  der  eigenen  Landessicherheit  in 
einer  kriegerischen  Verfassung  sein  müssen.  Wie 
denn  aber  nicht  im  Angesichte  der  neuerlichen  Scission 
zwischen  dem  Islam  und  dem  Christenthume ,  zwi- 
schen Ost  und  West  Europas,  wie  sie  sich  gerade 
hier  im  Angesichte  der  Militargränzländer,  an  der 
Schwelle  ihrer  dreihundertjährigen  Wachtposten,  vor- 
bereitet. 

Bei  der  Lösung  der  orientalischen  Frage  sind 
die  Gränzer,  gleichviel  ob  Soldaten  oder  nicht,  die 
Vorposten  Oesterreichs,  Sie  müssen  in  diesem  Falle 
zur  eigenen  Sicherheit  zu  den  Waffen  greifen. 

Nun  kommt  es  aber  gerade  darauf  an,  bei  der 
Lösung  der  Militärgränzfrage  eine  solche  Modalität 
zu  finden,  dass 

1)  Reformen    Platz    greifen   können,    um 
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der  dortigen  Bevölkerung  zur  Ausübung  ihrer  un- 
zweifelhaften politischen  Rechte  zu  verhelfen, 
ohne 

2)  die  Wehrfähigkeit  derselben  zu  be- 
einträchtigen, und 

3)  ohne  der  militr«  rischen  Machtstellung 
des  Gesammtstaates  einen  Eintrag  zu  thun. 

Durch  die  sogleiche  Aufhebunji  der  Militäror- 
ganisation  in  der  Gränze  würde  eine  solche  Lücke  in 
den  Reihen  der  Armee  entstehen,  dass  der  Kriegs- 
minister bilhgerweise  Zeit  haben  müsste,  um  solche 
auszufüllen. 

Eine  solche  Lösungsmodalität  ist  möglich  un<l 
unbedingt  nothwendig;  sie  ist  praktisch  und 
den  Umständen  angemessen,  wenn  auch  nicht 
dem  strengen  Rechte.  Hier  muss  man  aber  auch  an 
den  weisen  Spruch  denken  :  Summum  jus,  summa 
injuria. 

Anstatt  unseres  positiven  Rechtes  auf  vollstän- 
dige Gleichstellung  mit  den  übrigen  Staatsangelun-i- 
gen,  fordern  wir  nun  aus  Nützlichkeitsgrüuden  für 
mis  und  den  Gesammtstaat,  nur  das  Minimum  dessen, 
was  man  uns  schuldig  ist  kraft  der  positiven  ge- 
setzlichen Garantie  eines  Rechtsstaates,  der 
Oesterreich  heisst,  und  der  nun  eine  allgemeingiltige 
Verfassungsquelle,  einen  positiven  Rechtsboden  im 
kais.  Diplome  vom  20.  Oktober  1860  gewonnen  hat. 

Diese  unsere  Magna   ( "liarta  halten  wir  empor. 
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und  fordern  für  unsere  Heimat  wenigstens  Rücksich- 
ten der  gewölinliclien  Humanität  von  Seite  einer 
christlichen,  einer  konstitutionellen  Regierung. 

Solche  Reformen  sind  in  den  Gränzländern 
ohneweiter s  durchführbar,  wenn  man  vor  allem  auch 
die  Militärgränze  auf  das  Niveau  des  öster- 
reichischen Rechtsstaates  erhebt,  und  ein  für 
allemal  feststellt,  dass  dort  nicht  wie  bisher  alles  ak 
verboten  anzusehen  ist,  was  nicht  erlanbt  wird,  son-  - 
dern  umgekehrt,  dass  alles  erlaubt  ist,  was  nicht  da.s         J 


Gesetz  verbietet. 


Es  ist  nothwendig  prinzipiell,  zu  dem  Status  quo 
ante  der  gegenwärtigen  absoluten  Militärverwaltung 
zurückzukehren,  und  einen  allgemein  giltigen  nnd  all- 
gemein geltenden  Unterschied  zu  machen  zwi- 
schen dem  Soldaten  und  dem  Nichtsoldaten  in 
der  Gränze,  wie  solcher  im  vorigen  Jahrhunderte  noch 
gemacht  wurde. 

Sobald  dieser  selbstverständliche  Unterschied  in 
vollem  Masse  zur  Geltung  gelangt,  so  ist  nicht  einmal 
die  militärische  Verwaltung  der  Gränzländer  eia 
absolutes  Hinderniss  der  Reformen.  Denn  von  militä- 
rischer Seite  selbst  wird,  wie  wir  oben  sahen,  zuge- 
geben, dass  diese  Verwaltung  „eingehende  Refor- 
men bedarf,  welche  aber  ohne  Aufgebung  der 
militärischen  Organisation  verwirklicht  wer- 
den können". 


^  103 

Mehr  wollen  wir  auch  nicht  und  kein  Vernünf- 
tiger im  Provinzialgebiete  des  Landes.  Es  kommt 
nur  auf*  die  Verständigung  über  das  Wie  an. 

Wir  unsererseits  glauben,  dass  diese  Reformen 
mit  Festhaltung  dieses  Unterschiedes  zwi- 
schen Soldat  und  Nichtsoldat  in  der  Gränze 
nach  denjenigen  Grundzügen  ohne  weiters  realisirt 
werden  können,  welche  wir  nachstehend  formuliren 
und  begründen: 

A.  Bezüglich  der  Landesverfassung. 

IJ  Das  Militärgränz-  und  das  gleichnamige  Pro- 
vinzialgebiet  werden  an  einem  gemeinschaftlichen 
Landtage  vertreten,  jedoch  nach  einer  verschiedenen 
Wahlordnung. 

2)  Die  Vertreter  der  Gränze  an  diesem  Land- 
tage werden  nur  von  der  zum  aktiven  Truppenstande 
nicht  gehörigen  Gränzbevölkerung  gewählt,  wobei 
von  Seite  der  Hauskommunionen  nur  die  Hausväter, 
die  Geistlichkeit,  die  sonstigen  Honoratioren,  die 
Handels-  und  Gewerbsleute  etc,  welche  unbeschol- 
ten sind,  und  das  30  r.ebensjahr  erreicht  liaben,  mit- 
konkurriren,  jedoch  ihre  Vertreter  aus  <ler  gesammten 
wahlfähigen  Intelligenz  der  MiUtärgränze  frei  wählen 
können. 

3)  l^ie  im  Provinzialgebiete  <lermal  bestehen- 
den allgemeinen  österreichischen  Gesetze  gelten  auch 
im   Militärgränzgebiete,    iusoferuc    dicssfalls   im  ge- 
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setzlichen    Wege    nicht    ausdrückliche    Ausnahmen 
statuirt  werden. 

4)  Das  ganze  GränzmiUtär  wird  zur  Landes- 
vertheidigung  im  ganzen  dreieinigen  Königreiche  und 
der  Woiwodschaft  Serbien,  bezüglich  im  Temescher 
Banate,  unbedingt  verwendet,  und  in  Bezug  auf  den 
MiHtärdienst  und  während  desselben  als  ein  Theil  der 
österreichischen  Reichsarmee  nach  den  allgemeinen 
Militärgesetzen  behandelt,  jedoch  wird  die  im  Pro- 
vinziale  und  im  ganzen  Reiche  bestehende  Militär- 
Kapitulation  auch  in  der  Militärgränze  bezüglich  der 
Feldtruppen  eingeführt. 

5)  Für  den  Fall  des  Ausmarsches  der  Gränz- 
truppen  ausser  Landes  soll  die  Militärgränze  nur  mit 
dem  auf  die  dortige  Bevölkerung  nach  dem  allgemeinen 
Heeresergänzungs-Gesetze  entfallenden  Kontingente 
im  Verhältnisse  zu  den  anderen  Ländern  des  Kaiser- 
staates in  Anspruch  genommen,  und  eine  grössere 
Truppenzahl  nur  mit  Zustimmung  des  Landtages 
ausser  Landes  mobil  gemacht  werden. 

6)  Li  Landesvertheidigungsfällen  hat  das  Pro- 
vinziale  die  Gränzarmee  mit  einem  verhältnissmässi- 
gen  Aufgebote  zu  unterstützen. 

7)  Im  Fiebrigen  gilt  die  allgemeine  Landesver- 
fassung. 
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B.  Bezüglich  der  Verwaltung. 

1)  Der  gegen wiirtige  Gränzverwaltungs- Orga- 
nismus in  den  Griinz- Regimentsbezirken  wird  mit 
Modifikazionen  aufrecht  erhalten ,  und  wird  den 
Gränz- Kompagnie-  und  den  Regimentskommandan- 
ten in  Bezug  auf  Gegenstände  der  öflPentlichcn  Wohl- 
fahrt, der  Beirath  einer  Kompagnie-  und  Regiments- 
bezirksvertretuna"  aus  dem  Stande  der  angesehen- 
sten und  höchstbesteuerten  Hausväter  und  der  Ho- 
noratioren, welche  das  Wahhecht  zum  Landtage  ge- 
niessen,  beigegeben,  welche  Vertretungen  theils  be- 
schhessend,  theils  begutachtend  wirken,  und  in 
Angelegenheiten  der  öflfentlichen  A\  ohlfahrt  selbst 
eine  Initiative  haben  sollten. 

2)  Der  Kom[)agnie-Kommandant  hat  in  Bezug 
auf  die  Landesverwaltung  seines  Kompagnie-Bezir- 
kes nur  den  Wirkungskreis  eines  politischen  Be- 
zirksvorstehers, der  Regiments-Kommandant  aber 
den  eines  Komitats  vor  Standes,  nach  dem  bis 
1860  bestandenen  Verwaltungssysteme  in  Provinzial- 
Kroatien,  jedoch  beschränkt  durch  den  Wirkungs- 
kreis der  erwähnten  Vertretungen. 

3)  Die  JustizpHege  <ler  Gränzbevcdkerung  übt 
in  erster  Instanz  in  jedem  Stabsorte  ein  unabhängi- 
ger Gerichtshof  unter  dem  Präsidio  eines  Stabsaudi- 
tors mit  der  im  Provinzialgebiete  den  Einzelnriclitern 
imd  den  Kolle'4ial-Gerichtsh()f«'n  eingeräumten  Kom- 
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petenz  im  Sinne  der  landesfürstlichen  Gerichtsorga- 
nisations-  und  Jurisdiktionsnormen,  die,  wie  vernünfti- 
gerweise zu  hoffen,  auch  in  Provinzialgebiete  mit 
allfälligen  Modifikationen  beibehalten  werden  dürften. 

4)  Alle  höheren  Landesbehörden,  Gerichte  und 
Zentralstellen,  nämlich  Statthalt  er  ei,  Appellations- 
gericht, Oberster  Gerichtshof,  Hofkanzlei,  Post-  und 
Baudirektion,  allgemeine  Volks-,  Mittel-  und  höhere 
Schulen  und  Schulbehörden,  Buchhaltung  etc.  sind 
in  Absicht  auf  den  Nichtsoldaten  gemeinschaft- 
lich für  das  Militär-  und  Provinzialgebiet  des  Lan- 
des zu  bestellen,  bezüglich  zu  vereinigen. 

5)  Die  Gränztruppen  als  solche  und  die  Militär- 
schulen und  Anstalten  stehen  ausschliesslich  unter  dem 
Landes-Generalkommando  und  Kriegsministerium. 

6)  Alle  diese  Zentral-  und  Landesbehörden, 
Gerichte  etc.  sind  durch  Mitglieder  aus  der  Militär- 
gränze  und  zwar  in  allen  Graden  und  im  Verhältnisse 
zur  dortigen  Bevölkerungszahl  zu  verstärken. 

7)  Die  Orts-,  Markt-  und  Stadtgemeinden  wer- 
den nach  dem  allgemeinen  Gemeindegesetze  gleich- 
artig wie  im  Provinzialgebiete  eingerichtet. 

8)  Die  Gränzverwaltungsoffiziere,  die  für  die 
nichtmilitärischen  Justizangelegenheiten  bestellten 
Auditore,  so  wie  die  übrigen  Organe  der  Gränzlandes- 
verwaltung  sind  in  jeder  Beziehung  nicht  anders  denn 
als  landesfürstliche  Beamte  zu  behandeln. 

9)  Die  Regiments-  und  Kompagnie-Komman- 
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danten  stehen  in  Bezug  auf  den  ihnen  übertragenen 
pohtisch-ökonomischen  Wirkungskreis  in  Landes- 
angelegenheiten in  einem  Disziphnarverhiiltnisse  nur 
zum  Ban  und  bezüglich  kommandirenden  General,  ge- 
genüber den  nichtmilitärischen  Behörden  aber  nur  in 
demjenigen  Verhältnisse,  in  welchem  der  Ban  zu 
den  nichtmilitärischen  Zentralstellen  (z.  B.  Finanz- 
ministerium) steht,  d.  i.  im  Verhältnisse  gesetz- 
mässiger  Parition. 

10)  In  allen  nichtmilitärischen  Landesangelegen - 
heiten,  bei  den  Gerichten  und  in  den  sämmtlichen 
Schulen  ist  die  Landessprache  vollständig  in  Anwen- 
dung zu  bringen. 

1 1 )  In  rein  militärischen  Dienstesangelegenheiten 
ist  die  Amtssprache  des  Reichsheeres  anzuwenden. 
In  den  militärischen  Schulen  aber  die  Nationalsprache 
mindestens  als  ordentlicher  Lehrgegenstand  zu  kul- 
tiviren. 

1 2)  Jede  Ausschreitung  gegen  die  Landesgesetze 
wird  im  Sinne  der  Gesetze  bestraft. 

Nur  eine  derartige  Einrichtung  der  Verfassung 
und  Verwaltung  der  Militärgränzländer  kann  eine 
Reform  genannt,  und  als  (Garantie  für  die  un ver- 
kümmerte Theilnahme  der  G  räuzbeviWkerung 
an  der  politischen  Berechtigung  angesehen 
werden.  Sie  ist  aber  auch  weit  entfernt,  die  Wehr- 
fähigkeit des  Landes  oder  die  Machtstellung  des 
Gesammtstaates  zu  beeinträchticen,  vieluichr  siever- 
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mag  die  kroatisch-serbische  Nation  nur  um  so  mehr 
zu  befähigen  und  zu  begeistern,  dass  sie  ihre  „hohe 
Mission"  ganz  im  Sinne  Oesterreichs  erfülle,  welche 
der  Kaiser  selbst  dieser  Nation  nach  einer  bedeutungs- 
vollen Ansprache  zuerkannt  hat. 

Im  Nachstehenden  wollen  wir  die  Begründung 
obiger  Anträge  versuchen: 

Sie  stimmen  dem  Prinzipe  nach  mit  jener  Ten- 
denz überein,  welche  der  kroatisch-slavonische Landtag 
vom  Jahre  1 S48  in  seinem  Gesetzentwurfe  Art.  XXVI. 
aufgestellt  hat,  welcher  Entwurf  hier  im  Anhange 
vorliegt;  nur  dass  wir  auch  den  Plan  geben,  wie  nach 
diesem  Prinzipe  ein  System  aufgebaut  werden  kann. 

Was  nun  unsere  Grund züge  zur  Landesver- 
fassung (A)  anbelangt,  so  ist  zu  Punkt 

1)  zu  erinnern,  dass  eine  Vertretung  derMilitär- 
gränzbe Völker ung  am  Landtage  und  im  Reich srathe 
nach  dem  Obigen  eine  unbedingte  Nothwendigkeit, 
ein  Recht  ist,  dessen  Entziehung  gegenüber  dem 
Diplome  vom  20.  Oktober  1860  überhaupt  die  Ne- 
gation eines  Rechtsbodens  in  Oesterreich  involvirt. 

Diese  Vertretung  ist  auch  nicht  in  Frage,  sie 
wurde  durch  die  Reichsverfassung  von  1849,  den 
Landtagsabschied  und  das  Gränz-Grundgesetz  von 
1850,  das  Diplom  vom  20.  Oktober  1860  als  Axiom 
ausgesprochen. 

Nur  die  Opportunität  der  Vertretung  der  Gränze 
am  Provinzial-Landtage   in  Agram   in  anderen 
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als  staatsrechtlichen  i ragen   ist  im  Zweifel,    wegen 
des  abweichenden  Charakters  der  Verwaltung. 

Nun  sind  aber  zweierlei  abgesonderte  Landes- 
vertretungen   in  einem  staatsrechtlich  zusammenge- 
hörigen Lande  rechtlich  unmöglich,  praktisch  zweck- 
los, ja  ein  Unding,  denn  man  wird  doch  nicht  daran 
denken,    die  Bewohner  eines  schmalen  Landstriches, 
der  von  Dalmatien  bis  nach  Siebenbürgen  reicht,  an 
einem   Landtage  zu  versammeln.    Der  karlstädter-, 
banal-,  warasdiner-  und  slavonisch-svrmische  Grän- 
7.eT  hat  wahrlich  mit  dem  banatischen  kaum  irgend  eine 
Landesangelegenheit,   dagegen   hundert  Fragen   des 
materiellen  und  geistigen  Wohles  mit  seinen   näch- 
sten Provinzlalnachbarn  zu  besprechen,  da  sie  in  den 
meisten  Ge<;enden  im  Handel   und  Wandel  an  ein- 
ander  angewiesen  sind,   und   einer   ohne  den  andern 
nicht  bestehen,  sich  nicht  einmal  bewegen  kann,    da 
sie  in  manchen  Gegenden,  um  von  einem  Dürfe  oder 
von  einem  Acker  auf  den  andern    zu  kommen,    das 
Gebiet  des  anderen  Landestheiles   passiren  müssen, 
wo  in  all  und  jeder  Beziehung  andere  Gesetze,  andere 
Behörden,  andere  Verwaltungsgrundsatze  herrschen. 

Die  Berufuuir  der  Griinzhinder  auf  mehrere 
Landtage  im  (ininzgebiete  würde  die  Idee  des  Land- 
tages zur  Karikatur  verkehren,  ohne  deshalb  der 
Interessenvertretung  gerecht  zu  werden. 

Wenn  man  bedenkt,  wie  man  bestrebt  ist,  eine 
möglichste    Gleichheit    der    Gesetzgebung    zwischen 
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verschiedenen  Staaten,  z.  B.  Oesterreicli  und  Deutsch- 
land, zu  Wege  zu  bringen,  wesshalb  soüte  man  das 
nicht  in  einem  und  demselben  Kronlande  Oester- 
reichs  gestatten,  wo  die  Bewohner  gegenseitig  durch 
eine  Art  chinesischer  Mauern  geschieden,  auf  Schritt 
und  Tritt  auf  Hindernisse  des  Verkehrs,  jedes  geisti- 
gen und  materiellen  Fortschrittes  stossen? 

Das  Mittel  zu  dieser  Gleichheit  der  Gesetzgebung 
und  zur  Feststellung  von  Ausnahmen,  in  so  ferne  sie 
nöthig,  ist  der  gemeinschaftliche  Landtag,  wel- 
cher jedoch  mit  Hinblick  auf  die  wahlberechtigten 
Elemente  nach  einer  verschiedenen  Wahlordnung 
einberufen  werden  müsste. 

Dass  die  Verschiedenheit  der  Verwaltung 
kein  Hinderniss  für  die  Beschickung  eines  gemein- 
schaftlichen Landtages  für  beide  Theile  des  Lan- 
des sein  kann,  das  ist  klar,  sobald  man  zugesteht, 
dass  in  der  Gränze  nicht  Alles  nur  Soldat  und  sonst 
nichts  weiter  ist. 

Das  muss  aber  zugegeben  werden,  denn  die 
Bestimmung  des  Gränz-Grundgesetzes,  dass  jeder 
Gränzer,  der  Waffen  zu  tragen  im  Stande  ist, 
lebenslang  zum  Waffendienste  in  und  ausser 
Land  verpflichtet  ist,  muss,  abgesehen  von  der 
Rechtsbasis  dieses  Gesetzes,  denn  doch  am  Ende  nur 
als  ein  legislativer  Pleonasmus  angesehen  werden, 
der  trotz  allem   doch   niemals   ganz  in  x\usführung 
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kommt ,  denn  sonst  wäre  diess  eine  wahre  militäri- 
sche Leibeigenschaft. 

Wir  wollen  wieder  rechnen:  Die  Grunze  hat 
1,082.000  Seelen.  Nehmen  wir  an,  dass  davon 
100.000  wirklich  zn  Kries^sdiensten  ausser  Lande 
und  andere  100.000  im  Lande  berufen  sind,  was 
nicht  der  Fall  ist ,  so  bleiben  doch  noch  immer 
882.000  Seelen,  welche  keine  Soldaten  sind. 

Diese  sollten  denn  doch  anders  als  wie  Soldaten 
behandelt  werden. 

Sobald  das  Obige  zugegeben  wird,  so  löst  sich 
von  selbst  das  Räthsel  bezüglich  der  Ausübung  der 
politischen  Rechte  der  Gränzbevölkerungen ,  ihrer 
Vertretung  am  Landtage  und  durch  diesen  im  Reichs- 
rathe ,  so  wie  die  Frage  in  Bezug  auf  die  Gegen- 
stände ,  bei  welchen  sie  in  den  gesetzgebenden  Kör- 
pern mit  den  übrigen  Deputirten  mitwirken  können 
oder  nicht. 

Wird  dieser  in  der  Natur  der  Militärgränze 
wirklich  bestehende  Unterschied  zwischen  dem  Sol- 
daten un<i  dem  Nichtsoldaten  festgehalten,  so  ist  es 

2)  ganz  klar,   dass 

a)  der  enrolirte  Soldat  weder  zur  IVzirks-,  noch 
zur  Kreis-,  noch  zur  Lan<lesvertretung  widilen 
kann,  noch  gewühlt  werdt^i  soll,  weil  die  Ar- 
mee nicht  debattirt; 

b)  dass  aus  der  nicht  zum  aktiven  Gr;inzmilit«'ir 
gehörigen   Griinzbevölkerung  ,    btM   welcher  gar 
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kein  Unterschied  gegenüber  der  Provinzialbe- 
völkerung  besteht,  die  geeigneten  Personen  nach 
einer  bestimmten  Wahlordnung  für  alle  die  er- 
wähnten Vertretungen  das  aktive  und  das  pas- 
sive Wahlrecht  ausüben  können ,  ohne  irgend 
eines  Nachtheiles  für  das  Militärprinzip  der 
Gränztruppe. 

Wahlberechtigt  können  alle  Hausväter  sein,  die 
ohnehin  nie  Soldaten  sind ,  so  wie  die  Geistlichkeit, 
die  Gränzverwaltungs-Offiziere  und  sonstige  Honora- 
tioren, Handels-  und  Gewerbsleute  etc. 

3)  Am  Landtage  erscheinend,  können  die  Depu- 
tirten  der  nichtenrolirten  Gränzbevölkerung  nun  ohne 
weiters  sich  an  den  Debatten  über  alle  Angelegen- 
heiten betheiligen,  welche  laut  des  kaiserlichen  Di- 
ploms vom  20.  Oktober  1860  in  den  Königreichen 
Kroatien,  Slavonien  und  Ungarn  den  dortigen  Land- 
tagen zugewiesen  sind,  deren  Kompetenz  mit  jener 
des  engeren  Reichsrathes  in  Wien  zusammenfällt. 

Z.  B.  £s  wird  am  betreffenden  Landtage  ver- 
handelt ein  Gesetz  in  Bezug  auf  die  staatsrechtli- 
che Stellung  des  Landes,  das  bürgerliche  Recht, 
das  Strafgesetz,  das  Zivil-  und  Kriminal-Ver- 
fahren, das  Wechsel-  und  Handelsrecht,  das 
Berggesetz,  Forstgesetz,  Gemeindegesetz, 
Gewerbs'gesetz,  Hausgenossenschaftsgesetz, 
Gesetz  bezüglich  des  Kultus  undUnterrichts,  über 
Kommunikationen,  Gemeinde- Angel egenhei- 
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ten,  das  Landes-Budget  etc.  etc.,  so  können  die 
Griinzdeputirten  in  allen  diesen  Angelegenheiten  mit- 
sprechen ,  da  solche  das  eigentHche  sogenannte 
,.M  ili  tkrinstitut"  nicht,  wohl  aber  das  Militiir- 
gränzland  und  die  dortige  Bevölkerung  berühren,  in- 
dem die  Gränzbevölkerung  kein  „Institut"  ist,  und 
gar  kein  Grund  vorhanden  ,  warum  die  allgemeinen 
Gesetze  nicht  für  beide  Theile  des  Landes  gleichartig 
sein  könnten. 

Sie  können  diess  umsomehr,  als  z.  B.  das  allge- 
gemeine  bürgerliche  Gesetzbuch  ohnehin  auch 
jetzt  in  der  Gränze  in  Anwendung  steht ,  in  sofern 
das  Hausgenossenschaftssystem  nicht  gewisse  Rück- 
sichten erfordert ,  worüber  politische  Aoi  Schriften 
über   Erbfolge   in   Bauernoütern    massijebend    sind. 

o  o  o 

Ganz  dasselbe  ist  auch  im  Provinziale  der  Fall. 

Dass  es  keinesweors  für  die  Griinzbevölkerunü 
gleichgiltig  ist,  ob  ihre  Gesetze  die  allgemeine  n 
sind,  oder  ob  sie  ihr  im  mili  tiiri seh- absolutis ti- 
schen Gesetzgebungswege  aufoktroyirt  werden,  das 
dürfte  sich  aus  einem  einzigen  Beispiele  zur  Genüge 
herausstellen: 

Es  ist  bekannt  ,  dass  bis  /.um  Regierungsan- 
tritte des  Kaisers  Franz  Josef  in  der  Militärgränze 
nicht  nur  für  den  Soldaten,  sondern  auch  für  den  Nicht- 
soldaten die  furchtbare  Strafe  des  Spiessruthenlaufens 
bestand,  welche  oft  sogar  im  DiszipliuarwcLi«'  ;iui'h 
gegen  nichtenrohrte  Grün /.er  verhängt  werden  konnte, 

ö 
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weil  bis  dahin  überhaupt  jeder  Gränzer  nach  der  so- 
genannten Maria-Theresianischen  peinUchen  Halsge- 
richtsordnung vom  31.  Dezember  1768  behandelt 
wurde. 

An  die  Stelle  dieser  Gerichtsordnung  trat  das 
Militärstrafgesetzbuch  vom  Jahre  1855. 

Hierin  wurden  zwar  in  Bezug  auf  die  der  Mili- 
tärjurisdiktion unterstehenden  Personen,  welche  keine 
Soldaten  sind,  folglich  auch  für  die  gesammte  Mili- 
tärgränzbevölkerung,  hinsichtlich  der  Verbrechen  und 
Vergehen  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  öster- 
reichischen Strafgesetzbuches  vom  Jahre  1852  auf- 
genommen, die  Strafsanktionen  aber  in  Bezug  auf  die 
körperliche  Züchtigung  darin  nur  grundsätzlich  nor- 
mirt,  und  die  weiteren  Bestimmungen  in  einer  be- 
sonderen Verordnung  (zum  §.  30,  Cirkulare  des  Ar- 
mee-Oberkommandos vom  10.  März  1855)  erlassen. 

Nun  enthält  dieses  Militärstrafgesetz  und  diese 
Verordnung  solche  Verschärfungen  des  allgemeinen 
Zivil-Strafgesetzbuches  vom  Jahre  1852,  dass  uns 
die  Rücksichten  der  Gerechtigkeit  und  Menschlich- 
keit gebieten ,  diese  Unterschiede  hier  anzuführen, 
um  dadurch  die  Nothwendigkeit  der  Einführung 
gleicher  allgemeiner  Gesetze  im  Militärgebiete  wie 
im  Provinziale  zu  beweisen. 

Im  Sinne  des  §.  30  des  erwähnten  Militär- 
strafgesetzes kann  nämlich  die  körperliche  Züch- 
tigung gegen  die  in  der  Militärgränze  in  der  Haus- 
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kommunion  lebenden  Gränzer  (und  so  leben  sie  alle), 
sowie  gegen  ihre  Weiber  und  Kinder  als  selbst- 
ständige Strafe  statt  des  in  diesem  Gesetze  ange- 
drohten, nicht  fünf  Jahre  übersteigenden  Kerkers  in 
Anwendung  gebracht  werden. 

Diese  Bestimmungen  wurden  durch  das  erwähnte 
Zirkulare  des  Armee-Oberkommandos  näher  präzisirt. 

Wir     entnehmen    diesem    Zirkulare     folgende 

o 

Stellen : 

,,§.  1.  Gegen  die  im  §.  30  des  M.  St.  G.  B. 
bezeichneten  Personen  ist  in  der  Regel  wegen  Ver- 
brechen  und  Vergehen  statt  der  nach  dem  Gesetze 
zu  verhängenden  Strafe  des  Kerkers  oder  Arrestes, 
wenn  jener  nicht  fünf  Jahre  übersteigt,  dieser  aber 
mehr  als  vierzehn  Tage  dauern  würde,  und  diese  Per- 
sonen nach  ärztlichem  Befunde  zur  körperlichen 
Züchtigung  geeignet  sind,  diese  Züchtigung  als 
Strafe  auszusprechen." 

„§.  2.  Es  ist  jedoch  dem  mit  dem  Begnadigungs- 
rechte versehenen  Gerichtsherrn  unbenommen, 
kraft  dieses  Rechtes  die  gerichtlich  zuerkannte  Lei- 
besstrafe nach  Massgabe  der  Umstände  in  eine  Frei- 
heitsstrafe  umzuwandeln." 

„§.  3.  Bei  Ausmass  der  kr)rp(Tlich(;n  /iicliti- 
gung  ist  zu  beobachten,  dass 

a)  statt  des  in  einer  nicht  längeren  Dauer  als  von 
sechs  Monaten  zu  verhängenden  Kerkers  höch- 
stens   fünfundzwanzig  bis   vierzig,     und   statt 

8» 
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des  ein-  bis  fün^ährigen  Kerkers   vierzig  bis 
höchstens  fünfundsiebzio'  Streiche; 

b)  statt  des  Arrestes  bis  zu  sechs  Monaten  höch- 
stens zwanzior  statt  des  Arrestes  von  sechs 
Monaten  bis  zu  einem  Jahre  zwanzig  bis  dreis- 
sig,  von  einem  bis  zwei  Jahren  dreissig  bis 
vierzig,  und  von  zwei  bis  drei  Jahren  vierzig 
bis  fünfzig  Streiche  gegeben  werden.'' 

,,§.  4.  Soll  die  Strafe  des  schweren  Kerkers 
durch  die  körperliche  Züchtigung  ersetzt  werden,  so 
ist  die  Anzahl  der  Streiche  verhältnissmässig  höher, 
jedoch  in  keinem  Falle  über  fünfundsiebzig  zu  be- 
stimmen, und  nach  Umständen,  besonders  wenn 
nach  dem  Gesetze  fünfjähriger  schwerer  Kerker  in 
Anwendung  zu  kommen  hätte,  mit  der  an  dessen 
Stelle  zu  verhängenden  Leibesstrafe  ein  verschärfter, 
erst  nach  Vollzug  der  letzteren  auszustehender  Ver- 
haft  im  Militärgefängnisse  von  sechs  Monaten  bis  zu 
einem  Jahre  zu  verbinden. '^ 

Hält  man  nun  diesen  Bestimmungen  die  Sat- 
zungen 'des  allgemeinen  Österreichischen  Strafge- 
setzes entgegen:  so  fällt  der  Vergleich  entschieden 
zum  Vortheile  des  Letzteren  aus.  —  Hier  machen  wir 
vorerst  die  erfreuliche  Wahrnehmung,  dass  die  kör- 
perliche Züchtigung  wegen  Verbrechen  als  selbst- 
ständige Strafe  niemals,  und  als  Verschärfung 
der  Kerkerstrafe  (§.24)  lediglich  gegen  rückfällige, 
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also  bloss  gegen  sittlich  verkommene   Individuen   in 
Anwendung  gebracht  werden  kann. 

Wegen  Vergehen  und  Uebertretungen  kann 
zwar  auch  nach  dem  allgemeinen  österreichischen 
Strafgesetze  die  körperliche  Züchtigung  in  Stellver- 
tretung der  Arreststrafe  (§.  260  lit.  b)  verhängt 
werden;  allein  es  sind  hier  (§.  248)  die  Vergehen 
und  Uebertretungen,  bei  welchen  diese  Strafart  in 
Anwendung  gebracht  werden  kann  —  taxativ  ange- 
führt, und  das  Ausmass  dieser  Strafe  dem  Gebote 
der  Menschlichkeit  und  den  Sanitäts- Rücksichten 
entsprechend  begränzt. 

Während  also  die  körperliche  Züchtigung  nach 
den  Satzungen  des  allgemeinen  österreichischen 
Strafgesetzes  nur  ausnahmsweise  eintreten  kann, 
hat  sie  nach  den  Bestimmungen  des  Militärstrafge- 
setzes innerhalb  der  weitgezogenen  Gränzen  des  §.  30 
dieses  Gesetzes  in  der  Regel  Platz  zu  greifen. 

Aus  diesem  Prämissen  ergibt  sich  aber  auch 
die  weitere  Schlussfolgerung ,  dass  dem  sittlichen 
Momente  in  dem  allijemeinen  r)sterreichischcn  Straf- 
gesetze  weit  mehr  Rechnung  getragen  wurde,  als 
diess  in  dem  Militärstrafgesetze  der  Fall  ist. 

Ist  doch  die  Bestimmung  des  §.  30  des  M.  St.  G.  B. 
so  allgemein,  dass  die  körperliche  Züchtii^auii;  selbst 
auf  den  Hausvater,  d(?n  Patriarchen  der  Ilauskom- 
munion,  angewendet  werden  kann. 
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Die  moralischen  Verheerungen,  welche  hiedurch 
angerichtet  werden,  sind  leicht  zu  ermessen. 

Nur  zu  laicht  können  auch  solche  Leute,  welche 
einen  tiefen  morahschen  Fond  besitzen,  durch  eine 
unglückHche  Verkettung  von  Umständen,  ein  Ver- 
brechen oder  Vergehen  begehen. 

Wird  nun  ein  solches  Individuum  mit  einer  so 
entehrenden  Strafe  —  wie  es  die  körperliche  Züchti- 
gung ist  —  belegt,  so  wird  diese  Sühne  nur  dazu  bei- 
tragen, jedes  moralische  Gefühl  in  seiner  Brust  zu 
ersticken,  und  den  Bestraften  erst  recht  auf  die  Bahn 
des  Verbrechens  zu  drängen. 

Aber  abgesehen  von  diesen  Erwägungen  ist  die 
in  Frage  stehende  Ungleichheit  vor  dem  Gesetze  für 
die  Gränzbevölkerung  gegenüber  der  Provinzialbe- 
völkerung  desselben  Landes  um  so  drückender,  als 
die  Zivil- Strafanstalten  in  ihrer  dermaligen  Einrich- 
tung mehr  Korrektions-  als  Strafanstalten  sind. 

V^ir  glauben  also  genügend  dargethan  zu  haben, 
dass  die  Einführung  des  allgemeinen  österreichischen 
Strafgesetzes  in  der  Militärgränze  ein  Gebot  der  Ge- 
rechtigkeit und  eine  nothwendige  Folge  des  Grund- 
satzes der  Gleichberechtigung  aller  Staatsbürger  vor 
dem  Gesetze  sei. 

Eben  so  unterliegt  es  keinem  Anstände,  dass 
das  im  Provinzialgebiete  bestehende  allgemeine  öster- 
reichische Gerichtsverfahren  in  Zivil-  und  Straf- 
angelegenheiten ,    und ,    wenn   es    anderwärts    dazu 
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kilme,  selbst  die  Geschwornengerichte  auch  in  der 
Granze  ins  Leben  treten. 

Das  ganze  Unterrichtswesen,  mit  Ausnahme  der 
rein  mihtärischen  Schulen,  kann  gleichfalls  gleichartig 
in  beiden  Landestheilen  sein. 

Allenfalls  notliwendigre  Ausnahmen  von  den  all- 
gemeinen  Gesetzen  können  aber  auch  nur  im  ver- 
fassungsmassigen Wege  statuirt  werden. 

4)  Dass  die  Gränztruppen  während  des]\Iilitär- 
dienstes  als  Tlieil  der  Reichsarmee  nach  den  allge- 
meinen Kriegsgesetzen  behandelt  werden  müssen,  ist 
selbstverständlich. 

Dass  die  Einfidirung  einer  Kapitulation  auch 
für  das  aktive,  /um  Ausmarsche  ausser  Landes  be- 
stimmte Gräuzmilitär  an  der  Zeit  und  im  Prinzipe 
der  so  oft  proklamirten  Gleichheit  aller  Staatsange- 
hörigen vor  dem  Gesetze  begründet  ist,  das  glauben 
wir  nicht  erst  weitläufig  beweist  u  zu  müssen. 

5)  Wir  h(*)ren  im  (i(»iste  die  gewöhnlichen  Ein- 
wendungen der  Militärparten:  Wozu  denn  die  ande- 
ren Gränztruppen,  welch«*  man  nicht  nach  Belieben 
ein  Bataillon  nach  dem  andern  iibcrallhin  inarscliiicu, 
immer  wieder  neue  Bataillone  aufstellen  kann,  i>is 
nicht  am  Kwla  alle  (iränzer  ausmarschiren,  welche 
„Waffen  zu  tragen  im  Staude  sind?" 

Wir  konnneu  wieder  auf  die  Frage  zurück,  ob 
wir  in  einem  Rechtsstaate  oder  in  dem  einer  asiati- 
schen Despotie  uns  befinden?  Wer  das  Letztere  nicht 
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zugeben  will,  der  muss  es  einsehen,  dass  die  willkür- 
liche Vermehrung  und  Verwendung  der  Gränztrappen 
—  welche  ursprünglich  vorzugsweise  zur  Landesver- 
theidigung  gegenüber  der  Türkei  gedient  haben,  und 
auch  jetzt  noch  die  Landes-  und  Gesammtstaats- 
Sicherheit  im  Angesichte  der  orientalischen  Krisis 
und  der  westhchen  Angriffspläne  am  allermeisten  im 
dreieinigen  Königreiche  zu  vertheidigen  haben  wer- 
den, —  nicht  mehr,  so  wie  bisher,  ohne  Mass  und 
Ziel  zu  Militärzwecken  ausser  Landes  stattfinden 
kann.  Die  Verwendung  von  Gränztruppen  in  einer 
grösseren  Anzahl,  als  diess  nach  dem  allgemeinen 
Heeresergänzungsgesetze  im  Verhältnisse  zum  Armee- 
und  zum  Bevölkerungsstande  auf  die  Gränzländer 
an  Kontingent  entfällt,  sollte  jedenfalls  an  die  Zu- 
stimmung des  Landes  gebunden  sein. 

6)  und  7)  Diese  Punkte  benöthigen  keine  Be- 
gründung. 

In  Hinsicht  auf  unsere  Anträge  bezüglich  der 
Verwaltung  (B)  der  Militärgränzländer  haben  wir 
das  Ziel  im  Auge: 

1)  den  landesüblichen  Verwaltungsorganismus 
in  den  Regiments-  und  Kompagniebezirken  mit  Mo- 
difikationen des  Wirkungskreises  der  Kommandanten, 
mit  Hinblick  auf  die  Anwendung  der  allgemeinen 
Gesetze  in  Angelegenheiten  der  nichtenrolirten  Be- 
völkerung beizubehalten,  indem  wir  den  Gränzver- 
waltungsorganismus    nur    auf   einen    anderen    Fuss 
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stellen,  und  ihm  jene  Wirkungskreise  vorzeichnen 
möchten,  welche  die  analogen  Behörden  im  Provin- 
zialgebiete  haben.  Die  Verwaltungsmaschine  bliebe 
in  den  Regimentsbezirken  dieselbe,  aber  ihre  Grund- 
lage wäre  eine  andere:  keine  willkürliche  mehr,  son- 
dern eine  streng  gesetzliche.  Der  Bevölkerung  würde 
sie  äusserlich  als  die  alte  erscheinen,  aber  bald  würde 
sie  inne,  dass  das  alte  Triebwerk  dieser  Maschinerie 
nicht  mehr  ein  so  gewaltsames  ist,  wie  ehemals,  dass 
es  nicht  so  wie  früher  ohne  Noth  knarrt  und  poltert, 
dass  eine  sachkundige  Iland  dieses  Triebwerk  mit 
dem  Oele  der  Gesetzlichkeit  netzt  und  alles  Poltern 
aufgehört  hat,  weil  jedes  Rädchen  der  Maschine  in 
das  ihm  zukommende  Geleise  festoebannt,  nicht  mehr 
in  die  Wirkungskreise  anderer  Bewegungssysteme 
hinüberschnurrt. 

An  die  Stelle  der  rein  militärischen  würde  eine 
humane,  moralische  Gewalt  in  Bewegung  kommen. 
Die  Herren  in  Uniforni  würden  zu  denken  anlangen, 
wie  man  die  Ruthe  biegt,  ohne  sie  zu  brechen,  wie  man 
durch  moralischen  I^linfluss,  ohne  Korporalsstock  re- 
gieren kann. 

Der  Verfasser  will  hier  ein  Beispiel  ans  seinem 
eigenen  Erlebnisse  erzählen  als  Bele^,  dass  er  kein 
Ideolog  ist!  \iv  war  ehemals,  während  seiner  Dienst- 
leistunii  im  Lande  der  „Ilaslin^er",  seincT  armen  Hei- 
mat  auch  der  festen  l  eberzeugung,  dass  mit  der 
Landbev()lkerunu  ohne  Stock  nielit  anfzukomnien,  sie 
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insbesondere  zu  einer  Thätigkeit  im  eigenen,  öffent- 
lichen Besten  ohne  dieses  Bestimmungsmittel  nicht 
zu  bringen  ist.  In  solchen  Meinungen  befangen,  kam 
er  zufallig  in  eine  Amtswirksamkeit  im  Provinzialge- 
biete,  wo  er  einen  Bezirk  von  64.000  Seelen  zu  ver- 
walten hatte.  Da  er  aber  nach  den  betreffenden  Juris- 
diktionsvorschriften und  den  Grundsätzen  des  Zivil- 
Verwaltungsorganismus  in  seiner  politisch-admini- 
strativen Amtsthätigkeit  gar  keine  Befugnisse  zur 
Diktirung  von  körperlichen  Züchtigungen,  sondern 
höchstens  zu  Geldstrafen  hatte,  und  grössere  Strafen 
nur  durch  ordentliche  Strafgerichte  verhängt  werden 
konnten,  welche  von  den  politischen  Behörden  ganz 
geschieden  waren,  so  verwaltete  er  seinen  Bezirk  in  po- 
litischer Linie  durch  sechs  Jahre  auch  ohne  Stock,  und 
hat  dennoch  durch  moralischen  Einfluss  und  Beharr- 
lichkeit es  dahin  gebracht,  dass  in  diesem  Bezirke  in 
obiger  Zeit  für  das  allgemeine  Wohl  durch  die  Gemein- 
den  Unglaubliches  geleistet  wurde.  Es  wurden,  um  nur 
ein  Beispiel  anzuführen,  an  ganz  neuen  festen  Bezirks- 
strassen achtzen  Meilen  gebaut,  hunderte  von  Brücken 
errichtet,  fünfundzwanzig  Berge  und  A  nb  öh  en  mit  ni vel- 
lirten  Strassenzügen  umgangen.  Alles  ohne  Anspruch- 
nahme  öffentlicher  Fonds,  nur  mit  der  konkurrenz- 
mässigen  Naturalarbeitskraft,  die  es  galt  planmässig 
in  Bewegung  zu  setzen.  Also  wurden  ganze  Pfarreien 
aus  ihrer  trostlosen  Abgeschiedenheit  in  unzugäng- 
lichen Gebirgen  erlöst.   Die  Eröffnung  solcher  neuan- 
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gelegten  Strassenzüge  war  ein  wahres  Volksfest,  wobei 
oft  der  Pfarrgeistliche  in  der  Kirche  ein  feierliches 
Te  Deum  zelebrirte. 

Wie  viele  Prügel  wären  aber  nicht  da  ansge- 
tlieilt  worden,  wenn  die  aussergerichtlichen  Strafbe- 
fugnisse der  Beamten  damals  nicht  so  enge  Gränzen 
gehabt  hätten? 

Der  oben  beantragte  Belrath  der  Komniandan- 
ten  von  Seite  einer  Kompagnie-  und  Regimentsbe- 
zirksvertretung wäre  weder  so  zahlreich ,  noch  mit 
solchen  Attributen  bekleidet,  wie  die  Komitats-Kon- 
gregationen,  deren  Einfidirung  in  derGränze  eben  so 
wenig  als  die  Beamtenswahlen  am  Platze  sind. 

2)  Mit  den  obigen  Ansichten  stimmt  der  An- 
trag im  zweiten  Punkte  überein,  wornach  der  W  w- 
kungskreis  der  Kommandanten  den  bisherigen  Vor- 
schriften über  behiirdliche  Kompetenz  in  Provinziale 
angepasst  werden  soll.  Dieser  Unterschied  zwiscln  n 
der  rein  militärischen  und  der  politischen  Jurisdiktion 
der  Gränzbehörden  ist  auch  dem  Prinzipe  nach  kei- 
neswegs neu. 

Es  ist  diess  eine  unheilvolle  Begriffsverwirrung, 
wenn  man  glaubt,  dass  das  eigentliche  Militär- 
wesen in  der  Militärgränze  mit  der  dortigen  I.audes- 
verwaltung  ganz  identisch,  und  dass  eine  IVen- 
nung  zwischen  diesen  Zweigen  der  Gränzadministra- 
tion  gar  nicht  denkbar  ist.    Das  sogenannte  „Grilnz- 
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Institut"  ist  kein  wirkliches  Institut,  wo  alles  mit 
einander  verwachsen  ist. 

Im  Gegentheil ,  der  Unterschied  zwischen  der 
eigentlichen  Militär-  und  der  Landesverwaltung  in 
der  Gränze  musste  theilweise  auch  bisher  in  der 
Gränze,  der  Natur  der  Sache  nach,  gemacht  werden; 
aber  die  militärische  Diktatur  und  Rigorosität  absor- 
birte  und  verwischte  sehr  oft  diese  Unterschiede;  da- 
her alles  Uebel  der  Gränze. 

Es  hat  seit  1 848  nicht  ab-,  sondern  zugenommen, 
als  die  Gränzverwaltungs-Offiziere ,  welche  bis  1850 
stets  nur  als  mit  dem  Offiziers-Charakter  bekleidete 
Beamte  angesehen  wurden,  und  weder  den  Fahnen- 
eid noch  die  Kriegsartikel,  sondern  den  gewöhnlichen 
Beamtenseid  schwuren ,  plötzlich,  um  leichter  zu 
„avanziren",  zu  Feldstands-Offizieren  verwandelt  und 
statt  mit  dem  Sturmhute ,  mit  Csako  und  Feldbinde 
versehen,  zur  Fahne  schwören  mussten. 

„Es  kommt  immer  mehr  auf  den  Geist  der 
Verwaltung,  als  auf  die  Verfassungeines  Landes  an," 
sagt  der  berühmte  Pope. 

3)  Wie  dringend  nothwendig  es  ist,  die  Rechts- 
pflege für  die  nichtmilitärische  Gränz- Bevölkerung 
nach  den  im  ganzen  Kaiserstaate  geltenden  Grund- 
sätzen einzurichten,  insbesondere  unabhängige  Ge- 
richtshöfe aufzustellen,  das  erhellet  schon  aus  dem 
Vorstehenden;  die  Rechtswissenschaft,  die  practische 
Erfahrung,    die  Gesetzgebungen  der  aufgeklärtesten 


125 

Nationen  Europas  unterstützen  mächtig  diesen  An- 
traor.  Es  möore  also  hinfort  auch  in  der  MiHtäroränze 

sc  o 

in  Bezuor  auf  den  Nou -Kombattant  das  Gewissen  des 
Richters  der  alleiniure   ..Gerichtsherr"  sein. 

4)  Da  die  allgemeinen  Gesetze  in  Absicht  auf 
den  Nichtsoldaten  in  der  Gränze  in  Anwendung  kom- 
men können,  so  ist  nicht  abzusehen,  wesshalb  nicht 
auch  die  hohleren,  Landes- und  Zentral- Behörden  und 
Aemter  gemeinschafthche  für  beide  Landestheile  sein 
könnten.  Bei  gleichen  Gesetzen  ist  eine  solche  Mass- 
reojelnicht  nur  thunlich,  sondern  drinorend  nothwendig, 
damit  die  Landesverwaltung  und  Rechtspfleoje  in  glei- 
chem Geiste  treleitet  und  entwickelt  werden  könne. 
Wir  setzen  hiebei  abermals  voraus,  dass  im  Lande 
nur  stabile  landesfürstliche  Gerichte  bestehen.  Au 
Verwaltungskosten  würde  diese  Vereinigung  auch 
eine  nicht  unbedeutende  Erspaniuix  zu  \\  ege  brin- 
gen. Insbesondere  kann  cjemeinschaftlich  sein  : 

a)  die  Statthalt erei,  welche  ohne  den  min- 
desten Anstand  die  Geschäfte  der  Gränzsektion  des 
Generalkommando  übernehmen  kann  ,  während  die 
rein  militärischen  Geschäfte  «ler  Militirgräuze  beim 
Militärdepartement  des  Generalkomando  verbleiben. 
TaughcheGränzverwaltungsofTiziere  können  zu  Statt- 
haltereirfithen,  Sekretiren  etc.  ernannt  werden.  Haben 
doch  auch  bis  LS')0  bei  «len  Gränz-Lan<les-General- 
kommanden  die  Gränz  -  Lan«lesverwaltung  nicht 
Offiziere ,  son  lern  Beamte  (Sekretäre,  Konzipisten, 
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Kommissäre)  nur  unter  dem  Ansehen  des  Ban  oder 
kommandirenden  Generals  besorgt. 

h)  Der  Appellationsgerichtshof  (Banal- 
Tafel),  so  wie  der  oberste  Gerichts-  und  Kassa- 
tionshof.  Es  leidet  wahrlich  das  MiUtärprinzip  dabei 
nichts,  wenn  nicht  militärische  Zivil-  und  Strafpro- 
zesse aus  der  Gränze  bei  gemeinschaftlichen  Gerichts- 
höfen, statt  bei  Milit.  Appelgerichten  erledigt  werden, 
wo  auch  Richter  aus  der  Gränze  angestellt,  sein  können. 

Diese  Kollegien  haben  ihre  eigene  Gerichts- 
praxis, ihre  eigenen  Traditionen,  alles  geht  da  rigo- 
roser als  bei  gewöhnlichen  Gerichten,  das  ist  nicht 
gleichgiltig  für  die  Bevölkerung. 

c)  Eine  oberste  Zentralstelle,  mag  sie  Hof- 
kanzlei oder  wie  immer  heissen,  kann  und  soll  eine 
gemeinschaftliche  sein.  Gegenüber  jener  Zweitheilung 
desLandesinKreisen  und  Bezirken  ist  es  eigentlich  so 
recht  angezeigt,  dass  die  Administrativgewalt  des  gan- 
zen Landes  bei  einer  und  derselben  Statthalterei  und 
Hofstelle  gipfelt.  Das  dreieinige  Königreich  wird  doch 
so  klug  sein,  darauf  zu  bestehen,  die  einzig  wirk- 
same Garantie  seiner  Autonomie  zu  erlangen, 
nämlich  eine  eigene  Exekutive,  denn  sonst  werden 
die  besten  Gesetze  wieder  wie  vor  und  nach  den  Jahren 
1848  bis  1860  in  einem  fremden  Geiste  durchge- 
führt, wo  nicht  ganz  eludirt  werden.  Um  dieser  Ge- 
fahr zu  entgehen,  braucht  das  Land  ohnehin  eine 
eigene  Hofkanzlei,   die  ihm  keine  Sektion  bei  einer 
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andern  derlei  Stelle  ersetzen  kann,  deren  Chef  bei  sei- 
nem besten  Willen  nichts  Anderes  kann,  als  die  Politik 
seines  Landes  zu  vertreten. 

Es  versteht  sich  dagegen  von  selbst,  dass  das 
aktive  Gränzmihtär  in  höchster  Instanz  unter  dem 
Kriegsministerium  bliebe. 

d)  Die  Landes-Postdirektion  ist  ohnehin 
schon  gemeinschaftlich. 

e)  Die  Baudirektionen  können  ohne  Anstand 
sogleich  vereiniget  werden. 

f )  Ebenso  die  Landes-S  c h  u  l  b  e  h  ö  r  d  e  n,  F o  r  s  t- 
direktionen  etc.  Zu  den  Punkten  5,  6,  7,  8,  11, 
12   finden  wir  nichts  zu  erinnern;  dagegen  zu  Punkt 

9)  nur  zu  bemerken,  dass,  so  gut  der  Ban  der- 
mal das  ganze  Land  als  Landes-Chef  ohne  allen 
Anständen  verwalten  kann,  und  zwar  die  Militär- 
g ranze  nach  den  dortigen  Spezialgesetzen,  das 
Provinzialtrebiet  nach  den  allüfMueinen  Landes- 
gesetzen  und  die  Griinz-  und  Linien- rru[>pen 
nach  den  Kriegsgesetzen:  eben  so  kann  er  auch 
künftig  das  ganze  Land,  die  Obersten  die  Regiments- 
bezirke, die  Hauptleute  die  Kompagnie-Bezirke, 
mit  Beihilfe  «ler  betreffenden  Organe  und  \'ertn^tini- 
gen  iu  Sachen  der  wirklichen  Soldaten  iiicli  militii- 
rischen,  die  Nichtsoldaten  aber  nach  den  allge- 
meinen  Landesgesetzen   verwalte u. 

1 0)  Die  endliche  vollstjindige  Einfidirung  der  Na- 
tionals[)rache  in  Amt  und  Schule  in  den  (inliizliindern 
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mit  Ausnahme  des  rein  militärischen  Dienstes,  ist  eine 
unabweisliche  Nothwendigkeit  als  Konsequenz  der 
Gleichheit  vor  dem  Gesetze.  Das  Militärgränzgebiet  ist 
das  Attika  des  dreieinigen  Königreichs;  die  Volksspra- 
che daselbst  ist  die  schönste  und  reinste  im  ganzen 
Lande.  Sie  wird  aber  hier  in  ihrer  eigentlichen  Heimat 
gar  nicht  gepflegt,  denn  wer  immer  in  der  Gränze  lesen 
und  schreiben  kann,  der  dient,  und  die  Dienstsprache 
ist  überall  noch  heutigen  Tages  vor  und  hinter  der 
Front:  „die  Sprache  des  Reichsheeres."  Dafür 
wird  sie  aber  auch  in  Wort  und  Schrift  echt  un- 
klassisch  geradebrecht,  als  wenn  sich  der  National- 
geist für  die  ihm  angethane  Unbill  rächen  wollte. In 
den  dortigen  Schulen  und  KanzpUeien  verlernt  die 
Jugend  die  Muttersprache,  ohne  die  fremde  hinrei- 
chend zu  erlernen,  und  so  kann  man  sagen,  dass  die 
Schulen  in  der  Gränze    beide  verderben. 

Ein  grosser  Uebelstand  ist  aber  der,  dass  der 
Gränzer,  wenn  er  nur  halbwegs  deutsch. gelernt  hat, 
sofort  für  den  Ackerbau  verloren  ist,  und  ohne  eine 
„Anstellung",  mag  es  auch  nur  eine  Amtsdienersge- 
hilfen-Stelle sein,  nicht  bestehen  zu  können  vermeint. 
In  den  Gränzländern  ist  überhaupt  die  Intelli- 
genz, da  dort  kein  Adel  besteht,  —  „weil  alles  Edel- 
mann ist"  —  nur  unter  der  GeistUchkeit,  den  Offizieren 
und  Mihtärbeamten  zu  finden.  Wenn  die  National- 
sprache nicht  zugleich  Geschäftssprache  ist,  so  kann 
sich  auch  selten  jemand  der  nationalen  Literatur  wid- 
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men,  und  die  Kultur  und  Pflege  der  Nationalität  ist 
absolut  unmöglich. 

Nicht  einmal  in  einer  für  die  Ausbildung  der 
Gränzverwaltungs-Offiziers  bestehenden  Anstalt  wird 
die  Nationalsprache  als  ordentlicher  Lehrgegenstand 
behandelt,  wenngleich  unter  den  Zöglingen  auch 
viele  sind,   die  die  Landessprache  gar  nicht  kennen 


Diese  Anträge  kommen  aus  einer  tiefinnigen 
Ueberzeugung  von  der  Nothwendigkeit  einer  Reform 
dieser  Art  in  den  Gränzländern.  Auf  diese  Weise 
ist  es  thunlich,  die  Gegensätze  zwischen  dem  Militär- 
gränz-  und  dem  Provinzialgebiete  der  betreffenden 
Länder,  zwischen  der  Gränzverwaltung  und  der  kon- 
stitutionellen Landesverfassung  auf  ein  ^linimum  zu 
reduziren,  sie  völHp;  verschwinden  zu  machen.  Der 
Verfasser  hat  diessfalls  auch  intelligente,  im  Gränz- 
dienste  ergraute  Offiziere  gesprochen,  und  von  ihnen 
die  unbedingte  Zustimmung  zu  diesen  Ideen  ver- 
nommen. 

Es  ist  übrigens  nicht  ohne  Grund  zu  erwarten, 
dass  eine  solche  Vereinbarung  dieser  Gegensätze  im 
Provinzialgebiete  zu  Erwägungen  Anlass  geben  kann, 
ob  nicht  auch  dieser  Landestheil  auf  einen  gewissen 
Grad  militärischer  Aktivität  zu  heben  wäre,  wenn 
man  sieht,   dass  die  Integrität   und  Verfassung  des 
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Landes ,  die  nationale ,  politische  und  staatsbürger- 
liche Gleichberechtigung  nicht  darunter  leiden. 

Warum  sollte  aber  auch  ein  solches  System 
nicht  in  der  Gränze  durchführbar  sein?  Es  kommt 
darauf  an ,  der  dortigen  Verfassungsmaschine  einen 
andern  Geist  einzuhauchen.  Wenn  die  Offiziere  es 
wissen,  dass  sie  gegenüber  des  Nichtsoldaten  nur 
als  Beamte  zu  wirken  haben,  so  wird  sich  der  Geist 
militärischer  Süffisance  in  Landesverwaltungs-Ange- 
legenheiten  bald  in  gehörige  Schranken  der  Pflicht 
ziu:ückziehen.  Sind  ja  doch  die  Offiziere  vorzugsweise 
von  Pflicht-  und  Ehrgefühl  beseelt ,  und  hier  gilt  es 
einem  hohen  Zweck. 

Ist  die  konstitutionelle  Verfassung  eine  Wahr- 
heit, eine  Wohlthat  für  die  Völker,  so  hat  die  Militär- 
gränze  einen  grösseren  Anspruch  darauf,  als  irgend 
ein  Land  in  0 esterreich. 

Es  wird  vielleicht  Leute  geben,  welche  diese 
Anträge  für  unzureichend,  den  Erfolg  für  illusorisch 
halten  werden.  Auf  die  Gefahr  hin,  dass  man  uns 
auch  von  anderer  Seite  verkennt,  bescheiden  wir  uns 
mit  diesem  Minimum  der  Gleichberechtigung  für 
die  Militärgränze.  Je  geringer  unsere  Ansprüche,  um 
so  grösser  unseres  Rechtes  Kraft,  unser  Vertrauen 
auf  die  Gerechtigkeit,  welche  an  den  Stufen  des 
Thrones  eines  grossherzigen  Monarchen  waltet. 

Am  Schlüsse  dieser  Zeilen  können  wir  noch  eine 
Bemerkung  nicht  unterdrücken.    Es  gab  eine  Zeit, 
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und  die  ist  nicht  ferne,  dass  jedermann  als  Wühler, 
als  Feind  der  Ordnung  angesehen  wurde,  der  es  wagte, 
den  Trägern  des  nun  von  Freund  und  Feind,  am 
meisten  aber  durch  den  traurigen  Erfolg  verurtheilten 
zehnjährigen  Systems  in  patriotischer  Besorgniss  zu- 
zurufen, dass  sie  dem  Abgrunde  zueilen.  Der  wahre 
Freund  wurde  vornehm  über  die  Achsel  aHgesehen 
und  bei  Seite  geschoben,  bis  nicht  die  Zeit  der  Er- 
kenntniss  und  der  Einsicht  kam. 

Vielleicht  wird  man  auch  vom  Verfasser  dieser 
Zeilen  im  ersten  AuojenbUcke  ebenso  denken,  der  es 
nicht  über  sein  Herz  bringen  kann  zu  schweigen, 
wenn  seiner  Heimat  auch  jetzt  noch,  trotz  des  kais. 
Diplomes  von  1860,  Unrecht  geschieht.  Aber  die 
Zeit  der  Erkenntnis^  wird  abermals  kommen,  wir 
hoffen,  nicht  zu  spät. 

Geschrieben  im  Monate  Mai  1861. 


(Das  Ueborsetzuugsfecht  vorbehalten.) 


A  n  h  a  n  g. 


Zur  besseren,  selbstständigen  Orientirung"  für  Jedermann  mögen  die 
nachfolgenden  Behelfe  dienen: 

I. 

Beschlüsse  des  kroatisch-slavonischen Landtages 
vom  Jahre  1848  in  Gränzangelegenheiten:  *) 

Orä  HZ -Verfassung. 

BinleituTig-.  1 

Der  Landtag  der  dreieinigen  Königreiche  hat  bei  der 
Diskussion  der  künftigen  Verhältnisse  der  Militärgränze  ge- 
genüber der  übrigen  Theile  des  Vaterlandes  eingesehen,  dass 
gegenwärtig  und  bis  nicht  ruhigere  Zeiten  eintreten,  radi- 
kale Ketbrmen  in  der  Gränze  durchaus  nicht  an  der  Zeit  sind, 
und  hat  sonach  denBeschluss  gefasst,dass  die  Militärgränze, 
so  wie  alle  übrigen  Provinzen  des  österreichischen  Gesanunt- 
staates  die  konstitutionelle  Bahn  im  Vereine  mit  den  drei- 
einigen Königreichen  Kroatien,  Slavonien  und  Dalmatieu 
betretend,  einstweilen  nur  nach  dem  Prinzipe  der  Erleich- 
terungen einzurichten  sei,  dass  somit  aus  dem  bisherigen 
Gränzsysteme  nur  alles  dasjenige  ausgeschlossen  werde,  was 


*)  Dieser  Gesetzentwurf  wurde  nicht  bestätigt ;  die  Erledigung 
hierauf  enthalten  die  weiter  unten  angeführten  Auszüge  Nr.Kl. 
und  IV. 
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sich  mit  den  konstitutionellen  Prinzipien  und  der  Nothwen- 
digkeit  der  Erleichterungen  nicht  verträgt. 

Dieses  nach  den  obigen  Prinzipien  ausgearbeitete  Ge- 
setz ist  daher  als  ein  üebergang  auf  das  konstitutionelle 
Feld  bis  zur  Koordinirung  der  Zustände  des  ganzen  Vater- 
landes in  ruhigeren  Zeiten  zu  betrachten,  und  die  Militär- 
gränze  hiernach  in  ihrer  Eigenthümlichkeit  in  organischer 
Verbindung  mit  dem  Provinziale  unter  der  obersten  Landes- 
verwaltung dieser  Königreiche  (Landeskonsilium)  zu  ver- 
walten. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  1.  Die  Militärgränze  bleibt  ein  integrirender  Theil 
der  dreieinigen  Königreiche  Kroatien,  Slavonien  und  Dal- 
matien. 

§.  2.  Die  Konstitution  dieser  Königreiche  erstreckt  sich 
auf  die  ganze  Militärgränze,  insofern  sie  durch  die  nachfol- 
genden aus  der  Eigenthümlichkeit  des  Gränzinstitutes  resul- 
tirenden  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  modifizirt  wird. 

§.  3.  Die  Nationalsprache  wird  in  allen  öffentlichen  In- 
nern und  äussern  Geschäften,  dann  Schulen  eingeführt. 

§.  4.  Einstweilen,  bis  nicht  in  den  dreieinigen  König- 
reichen die  allgemeinen  Gesetze  abgefasst  werden,  kommen 
in  der  Militärgränze  folgende  Gesetze  anzuwenden: 

a)  Allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch  des  österrei- 
chischen Kaiserstaates  vom  Jahre  1811,  1.  Juni. 

b)  Das  Gesetzbuch  über  Verbrechen  und  schwere 
Polizeiübertretungen  in  den  Erbländern. 

c)  Die  allgemeine  österreichische  Gerichtsordnung  und 
summarisches  Verfahren. 

§.  5.  Gesetze,  welche  die  Militärgränze  betreffen,  kön- 
nen nur  am  allgemeinen  Landtage  der  dreieinigen  König- 
reiche geschaffen  werden. 


I 
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Alle  bisherigen  instruktiven  Vorschriften  in  der  Gränze, 
insofern  sie  den  konstitutionellen  Prinzipien  und  dem  gegen- 
wärtigen Gesetze  widerstreiten,  werden  aufgehoben. 

Besondere  Rechte  und  Pflichten  der  Gränzbe wohner. 
a)  Von  dem  Rechte  auf  unbewegliche  Güter. 

§.  6.  Alle  liegenden  Güter  der  Gränzbewohner  sind  ihr 
wahres  Eigenthum,  somit  hört  das  bisherige  Obereigen- 
thumsrecht  auf. 

§.  7.  Jedermann,  der  sich  diesen  Gesetzen  untenvirft, 
oder  wer  ihnen  von  früher  her  schon  unterliegt,  hat  das 
Recht  unbewegliche  Güter  zu  erwerben. 

§.  8.  Fremden,  welche  das  Handels-  und  Fabriksrecht 
in  der  Gränze  erwerben,  ist  es  erlaubt,  Bauplätze  für  Maga- 
zine und  Fabriken  oder  derlei  schon  fertige  Gebäude  sich 
anzueignen. 

§.  9.  In  der  Gränze  ist  jeder  Grundbesitzer  gehalten, 
Grund  zu  öffentlichen  Zwecken  gegen  angemessene  Ent- 
schädigung abzutreten. 

^.  10.  Zur  Abwendung  des  Proletariats  wird  verfügt, 
dass  jedes  Ilaus  seinen  Grund  bis  auf  drei  Joch  als  Stamm- 
gut einzutragen  hat,  welches  ohne  Ersatz  weder  verringert, 
noch  ohne  Haus  verkauft  werden  kann. 

§.  11.  Dieses  Stammgut  kann  nur  im  gerichtlichen 
Wege  vorerst  verpfändet,  dann  verpachtet,  und  wenn  eine 
Schuld  nicht  anders  befriedigt  werden  kann,  mit  dem  Haus 
veräussert  werden. 

I?.  12.  Die  Gemeindehutweiden  sind  ein  Gemeindeeigen- 
thum.  Selbe  können  mit  Einwilligung  der  ganzen  Gemeinde 
zu  Gunsten  der  Gemeindekassen  verkauft,  verpachtet  oder 
Grundbedürftigen  geschenkt,  so  wie  auch  andern  (temeindeu 
zur  Viehweide  überlassen  werden. 
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§.  13.  Die  Gränzwaldungeu  sind  ein  Staatsgut  der 
Militärgränze,  mit  dem  Beding,  dass  damit  ohne  Einwilli- 
gung der  Gemeinden  (als  Miteigenthümern)  keine  Speku- 
lation getrieben  werden  kann.  In  diesen  haben  die  Gränzer 
nach  ihren  alten  Kechten  zu  den  häuslichen  Bedürfnissen 
das  Bau-  und  Brennholz  und  die  Dachschindeln  gratis  zu 
"bekommen,  und  mit  Ausnahme  der  Schonungen,  welche  mit 
Einwilligung  der  Gemeinden  zu  bestimmen  sind,  ihr  Vieh 
unentgeltlich  zu  weiden  und  zu  mästen. 

§.  14.  Jeder  Vertrag  über  Verkauf,  Tausch,  Schenkung, 
Verpfändung,  Verpachtung  und  Beschwerung  eines  Grundes 
muss  vor  der  Kompagnie-Behörde  abgeschlossen,  bestätigt 
und  zugleich  in  das  Grundbuch  eingetragen  werden. 

Verträge,  welche  dieser  Bestätigung  ermangeln,  sind 
vor  Gericht  ungiltig. 

§.  15.  Bei  Grundverkäufen  aus  freier  Hand  haben  die 
Anrainer  das  achttägige  Einstandsrecht.  Die  Kompagnie- 
Behörde  hat  zwischen  mehreren  Anrainern  nach  Verhältniss 
des  Personals  und  des  Grundbesitzes  zu  entscheiden. 

§.  16.  Die  Verpfändung  des  beweglichen  sowohl  als 
des  unbeweglichen  Vermögens  unter  der  Bedingung,  dass 
die  verpfändete  Sache  statt  der  Schuld  verfalle,  ist  ungiltig. 

§.  17.  Das  zur  Hauswirthschaft  nöthige  Geräthe  und 
Vieh  ist  als  Stammgut  anzusehen. 

§.  18.  Wenn  ein  Obst-  oder  Weingarten  neu  angelegt 
wird,  so  ist  diess  wegen  Erhöhung  der  Besteuerung  der  zu- 
ständigen Behörde  anzuzeigen. 

§.  19.  Die  Hausfamilie,  mit  Ausnahme  der  Dienstboten, 
hat  auf  das  Hausvermögen  und  den  ganzen  künftigen  häus- 
lichen Erwerb  gleiche  Rechte,  so  wie  gegen  das  Haus  gleiche 
Pflichten. 

Wenn  ein  Mitglied  aus  dem  Hause  tritt,  so  übergeht 
sein  Recht  an  alle  übrigen  Hausgenossen. 
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§.  20.  Wenn  eine  Familie  ganz  ausstirbt  und  kein  Te- 
stament vorhanden  ist,  so  tritt  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts das  allgemeine  Erbfolgerecht  für  die  Anverwand- 
ten des  letzten  Besitzers  ein.  Die  Erben  können  das  Ver- 
mögen unter  den  Bedingungen  des  §.  7  behalten ,  im 
Oegentheile  haben  sie  sich  dessen  binnen  zwei  Jahren  zu 
entäussern.  Das  bewegliche  Vermögen  können  sie  anstands- 
los behalten. 

§.21.  Nur  der  letzte  Sprosse  einer  solchen  Hausfamilie 
kann  über  das  unbewegliche  Vermögen  testiren. 

§.  22.  Wenn  keine  erbfähigen  Personen  und  auch  kein 
Testament  vorhanden  sind,  so  kann  das  Vermögen  als 
caduc  zu  Gunsten  des  Staates  verwendet  werden. 

§.  23.  Die  Grundstreitigkeiten  sind  durch  ordentliche 
Gerichte  nach  dieser  Spezialverfassung  und  wo  diese  nicht 
hinreicht,  nach  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Rechte  zu 
schlichten. 

b)  Von  dem  Rechte  auf  Handel,  ludustr  ii' und 
wissen  schaitlicheAusbilduug. 

§.  24.  Die  Gränzbewohuer  haben  das  Recht,  ohne 
Nachstand  des  Militärdienstes,  sich  dem  Handel,  der  Indu- 
strie, den  Gewerben  und  den  Künsten  zu  widmen. 

§.  25.  Die  Zunftprivilegien  werden  aufgehoben. 

§.  26.  Das  Handelsrecht  wird  muh  dem  allgemeinen 
Handelsgesetze  ertheilt. 

§.  27.  Die  Gränzjugend  hat  ohne  Ausnahme  das  Hecht, 
sich  mindern  sowohl  als  höhern  Studien  zu  widmen. 

c)  Von  (h'T  llaui)tfamilie. 
§.   28.   Das   patriarchalisch-soziale  Leben  des  Gränz- 
volkes  als  eine  historische  Sitte  der  Slaveu  wird  unter  ilen 
Schutz  der  Gesetze  gestellt. 


138 

§.  29.  Als  eine  Hausfamilie  werden  alle  Personen  be- 
trachtet, welche  bei  einem  Hause  conscribirt  sind  und  die 
häuslichen  Obliegenheiten  nicht  als  Dienstboten  erfüllen, 
mögen  sich  diese  Personen  verwandt  oder  zu  einander  ein- 
kommunionirt  sein. 

§.  30.  Zur  Aufrechthaltung  der  Ruhe,  Ordnung,  Ein- 
tracht und  religiösen  Sittlichkeit  unter  der  Hausfamilie  hat 
der  älteste  oder  sonst  ein  tauglicher  Mann  im  Hause  nach 
eigener  bei  der  Behörde  angezeigten  Wahl  der  Familie 
selbst  die  Hausvatersstelle  zu  führen  und  das  Hausver- 
mögen zu  verwalten.  Sein  oder  ein  anderes  ältestes  hiezu 
taugliches  Weib  hat  Hausmutter  zu  sein. 

§.  31.  Bei  Kauf,  Verkauf,  Tausch,  Verpachtung,  Ver- 
pfändung oder  BeschAverung  der  Gründe,  so  wie  bei  jedem 
wichtigen  Geschäfte,  welches  die  ganze  Familie  oder  das 
häusliche  Vermögen  betrifft,  muss  der  Hausvater  die  Ein- 
willigung jedes  Familiengiiedes,  welches  das  17.  Lebens- 
jahr erreicht  hat,  vor  der  Behörde  nachweisen.  Ohne  Ein- 
willigung des  Hausvaters  kann  kein  Hausgenosse  mit  dem 
Hausvermögen  disponiren. 

§.  32.  Kein  Hausgenosse  darf  besondere  Grundstücke 
besitzen. 

§.  33.  Kein  Hausgenosse  darf  ohne  Einwilligung  des 
Hausvaters  auf  Verdienst  ausgehen  und  soll,  wenn  es  die 
Familie  begehrt,  von  dem  Verdienste  ein  Drittel  dem  Hause 
widmen. 

§.  34.  Alles,  was  einzelne  Hausgenossen  rechtlich  er- 
worben, oder  durch  besondern  Verdienst  ohne  Nachtheil 
des  Hauses  erwerben,  als:  Geld,  Kapitalien,  Werkzeug, 
Vieh,  Gebäude  und  sonstiges  bewegliches  Vermögen,  ist 
ihr  besonderes  Eigenthum. 

§.  35.  Die  Theilung  einer  Familie  ist  zu  gestatten: 

1)  Wenn  die  Mehrzahl  einer  Familie  beiderlei  Ge- 
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schlechts  vom  erreichten   18.  Lebensjahre  an  hiezu  ein- 
willigt. 

2)  Wenn  jeder  Theil  wenigstens  drei  Joch  Grund  be- 
sitzt; insoferne  diess  der  Mangel  an  Gründen  an  der  Meeres- 
küste und  in  andern  Gegenden  nicht  erlaubt,  kann  auch  bei 
weniger  Grund  die  Theilung  bewilligt  werden. 

3)  Wenn  das  Vermögen  in  voraus  nach  dem  Ueber- 
einkommen  der  Hausgenossen  getheilt  und  die  Grundstücke 
in  Gegenwart  der  Beliürde  begränzt  sind.  Sollten  sie  hierin 
sich  nicht  vergleichen  können,  so  sollen  sie  fünf  allgemein 
geachtete  Männer  als  Schiedsrichter  wählen  und  sich  ihrem 
Ausspruche  fügen. 

4)  Wenn  die  neuen  Wohngebäude  mit  Einwilligung 
der  Gemeinden  auf  dem  hiezu  bestimmten  Platze  erbaut  sind. 

5)  Wenn  der  Antheil  für  Offiziere  und  Beamte,  die  aus 
dem  Hause  dienen,  bloss  für  ihren  Kopf  bei  dem  einen  oder 
dem  andern  Theile  bestimmt  ist. 

§.  36.  Bei  jeder  solchen  Theilung  ist  ein  Vertrag  vor 
der  Session  der  Kompagnie-Behörde  schriftlieh  zu  verfassen, 
von  allen  Hausgenossen  zu  fertigen,  von  der  Kompagnie-Be- 
hörde zu  bestätigen  und  in  das  Grundbuch  einzutragen. 

§.  37.  Wo  es  nöthig  ist,  können  auch  einzelne  fremde 
Personen  oderFamilieninsHaus  aufgenommen  werden,  wenn 
sie  die  Gränzobliegenheiten  übernehmen;  nur  luuss  jeder 
Fremde  V(m  seiner  Behörde  die  Entlassung  beibringen. 

§.  38.  Jeder  Gränzer  kann  aus  seinem  Hause  in  ein 
anderes  ohne  Anstand  mit  Bewilligung  der  Komj>agnie-Be- 
hörde  übertreten  und  sieh  dorlsellist  konskriliiren  hissen, 
wenn  hiezu  die  beiderseitigen  Hausgenossen  einwilligen. 

!$.  39.  Wer  ganz  aus  der  (Ihinze  absiedeln  will,  kann 
ilmi  diess  der  Kegiments-Verwaltuiigsrath  gestatten,  wenn 
der  BetreiVende  seine  Kapitulation  ausgedient  hat,  oder  wenn 
diess   »ihne   Nachstand   der    Feldstands- Militärpflieht  ge- 
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schehen  kann,  und  wenn  die  Aufnahmszusicherung  beige- 
bracht ist. 

§.  40.  Die  Gränzbewohner,  welche  aus  ihrem  Hause  in 
ein  anderes  oder  ganz  aus  der  Gränze  absiedeln,  haben  kein 
Recht  auf  das  unbewegliche  Hausvermögen. 

§.  41.  Bei  Ausheiratungen  ist  das  Haus  nicht  ver- 
bunden ,  ausser  der  Aussteuer  und  den  Hochzeitskosten 
andere  Auslagen  zu  machen. 

d)  Von  der  Militärpflicht. 

§.  42.  Alle  welch  immer  ein  unbewegliches  Vermögen 
besitzende  männliche  Gränzbewohner  im  Allgemeinen,  welche 
Waffen  zu  tragen  im  Stande  sind  und  nicht  in  einem  andern 
öffentlichen  Dienste  stehen,   unterliegen  der  Militärpflicht, 

§.  43.  Alle  solche  zu  Kriegsdiensten  geeignete  männ- 
liche Gränzbewohner  w^erden  in  zwei  Klassen  abgetheilt. 

In  die  erste  Klasse  gehört  die  aktive  Gränzarmee, 
welche  zu  Hause  und  am  Kordon  den  Dienst  zu  bestreiten  hat 
und  mit  Einwilligung  des  Landtags  der  dreieinigen  König- 
reiche nöthigenfalls  auch  ausserhalb  der  Heimat,  was  jedoch 
in  gleicher  Proportion  mit  dem  Militär  anderer  Provinzen 
des  österreichischen  Kaiserstaates  nach  Verhältniss  der 
Seelenzahl  als  Kontingent  zu  geschehen  hat. 

In  die  zweite  Klasse  gehört  die  Nationalgarde, 
welche  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  zu  errichten  ist. 

§.  44.  Zur  aktiven  Gränzarmee  werden  taugliche 
Rekruten  von  18  bis  34  Jahren  genommen. 

Zur  Nationalgarde  hingegen  ist  jeder  beim  Feldstand 
nicht  dienende  taugliche  Mann  vom  20.  bis  zum  50.  Jahre 
sich  einzuschreiben  und  nöthigenfalls  mit  Waffen  zu  dienen 
gehalten. 

§.  45.  In  Friedenszeiten  wird  die  Kapitulation  für  den 
aktiven  Gränzsoldaten  auf  vier  Jahre  bestimmt. 
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§.  46.  Alle  für  die  aktive  Armee  geeigneten  Männer  sind 
in  vier  Altersklassen,  in  die  erste  vom  erreichten  18.  bis  zum 
erreichten  22.,  in  die  zweite  vom  22.  bis  26.,  in  die  dritte 
vom  26.  bis  30.,  in  die  vierte  vom  30.  bis  34.  Lebensjahre 
einzutheilen,  und  für  die  Feldtruppe  in  Gegenwart  einer  vom 
Regiments-  und  Kompagnie -Administrationsrathe  zusam- 
menzusetzenden Kommission  vorerst  aus  der  ersten,  sonach 
der  zweiten,  dritten  und  vierten  Altersklasse,  ötfentlich 
durch  das  Loos  auszuheben. 

§.  47.  Jedermann  kann  seinerstatt  einen  Supplenten 
stellen,  der  aber  seine  Kapitulation  ausgedient  haben  muss. 

§.  48.  Der  Stand  der  aktiven  Gränzarmee  kann  ohne 
Einwilligung  des  Landtages  der  dreieinigen  Königreiche 
nicht  erhöht  werden. 

§.  49.  Am  Kordon ,  beim  Exerziren  und  in  jedem 
Dienste  gebührt  dem  Gränzsoldaten  die  Löhnung  und  das 
gewöhnliche  Brodrelutum  im  Gelde. 

§.  50.  Jeder  Krieger  hat  vom  Staate  die  ganze  Montur. 
Armatur,  Rüstung  und  Munition  sammt  Zugehör. 

§.51.  Unter  den  Bedingungen  des  §.  49  sind  die  nöthi- 
gen  Gränzsoldaten  auf  14  Tage  auf  dem  Kordon  in  Dienst 
zu^kommandiren,  damit  die  Uebrigen  mit  mehr  Erfolg  der 
Hauswirthschaft  obliegen  können. 

§.  52.  Wenn  ein  Nationalgardist  den  Dienst  der  akti- 
ven Truppe  versieht,  so  hat  selber  die  Löhnung  und  das 
Brodrelutum  so  wie  letztere  zu  bekommen. 

§.  53.  Wenn  die  Gränzer  während  der  militärischen 
Dienstleistung  gegen  die  militärischen  Vorschriften  etwas 
versehen,  so  sind  selbe  nach  den  Kriegsartikeln  zu 
behandeln. 

Sonst  sind  sie  nach  dem  allgemeinen  Gesetze  zu 
richten. 
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e)  Von  der  Aerarial-  und  Gemeindearbeit. 

§.  54.  Die  bisherige  Aerarial-Arbeit  wird  gänzlich 
aufgehoben.  Die  Mittel  für  öffentliche  Arbeitsobjekte,  als 
ein  Arbeitsfond,  sind  aus  den  allgemeinen  Einkünften  statt 
der  Arbeit  zu  bestimmen. 

§.  55.  Die  nöthigen  Arbeiten  zum  besondern  Nutzen 
einer  einzelnen  Gemeinde  oder  zur  Unterstützung  ihrer  ver- 
armten Mitglieder  werden  die  Gemeinden  unter  sich  zu 
bestimmen  haben. 

f)  Von  der  Grundsteuer. 

§.  56.  Für  die  Innern  Bedürfnisse  der  Gränze  ist  von 
jedem  Joch  ä  1600  Q.-Klafter  ohne  Standesunterschied  des 
Besitzers  nach  der  nachfolgenden  Repartion  die  Steuer  zu 
entrichten,  u.  z.  in  KM.  *) 


Von  Aeckern  und 
Wiesen 

Von 
Wein- 
gärten 

VonObst-und 

soistigea 

Gärten 

1. 

2. 

3. 

ohne  UnterscWed 

IC  lasse 
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fl. 

kr. 

kr. 

20 
30 

27 
28 

30 

16 
26 
22 

24 

26 

12 
20 
16 
18 

20 

1 

1 
1 
1 

1 

- 

r 

;o 
;o 
;o 

;o 

30 
40 
35 
40 

40 

Im  Likan.,  Otocan.,  Ogulin., 
und  Sluiner  Regimente 

In  der  Warasdiner  Gränze 

In  der  Banal-Gränze  .  .  . 

In  dem  Gradiskaner  Rgte. 

In  dem  Brooder  und  Peter- 
wardeiner Regimente  . 


§.  57.  Alle  diejenigen,  welche  in  der  Gränze  Grund- 
stücke besitzen,  und  daselbst  nicht  wohnen,  und  deshalb 


*)  Dieser  Steuersehlüssel  wurde  naoh  den  Grundgesetze  von  1807 
beibehalten. 
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die  Militärpflicht  nicht  erfüllen,  haben  von  jedem  Joch 
Grundes  die  dreifache  Grundsteuer  und  von  jedem  Hause 
die  Haussteuer  von  ie  tausend  Gulden  KM.  des  Schätzungs- 
werthes  Einen  Gulden  KM.  zu  entrichten. 

§.  58.  Vakante  Gründe,  welche  Niemand  anschreiben 
lassen  will,  sind  wo  möglich  zum  Vortheile  des  Staates  zu 
verpachten. 

!S.  59.  Wenn  ein  steuerbarer  Grund  durch  Ueber- 
schwemmungen  oder  durch  ein  anderes  Elementarereigniss 
der  Art  beschädigt  wird,  dass  er  'nicht  melir  zur  Kultur 
geeignet  ist,  so  kann  der  Regiments-Verwaltungsrath  des- 
sen Aussersteuerbringung  gestatten.] 

g)  Von  der  Industrie-  und  Schutzsteuer. 

S.  60.  Wer  in  der  Gränze  ein  nutzbringendes  Hand- 
werk betreibt  und  den  Schutz  der  Gesetze  geniesst,  ist  einen 
angemessenen  Betrag  an  die  Gränzkasse  zu  leisten  schuldig. 

!i;|.  61.  Das  Minimum  der  Handlungssteuer  ist  20  fl., 
der  Krämersteuer  in  Slavonien  12  fl.,  in  Kroatien  6  fl.  und 
der  Gewerbsteuer  6  fl.  KM.  jährlich.  Die  Erhöhung  dieser 
Steuern  steht  der  betretfenden  Kommission,  welche  die 
Kegimentsbehörde  zur  Konskription  dos  Volkes  alljährlich 
auszusenden,  und  welche  nach  dem  Vortrag  des  Kom})ag- 
nie-Rathes,  wozu  auch  "laut  S-  76  dessen  beeidete  Bei- 
sitzer gehören,  und  nach  den  örtlichen  VerhäJtnissen  diese 
Steuer  zu  bestimmen  hat,  zu. 

§.  62.  Wer  mehrere  Handwerke  oder  neben  diesen 
auch  Handel  betreibt,  hat  von  jeder  Gattung  Erwerbes  die 
besondere  Steuer  zu  entrichten. 

§.  6.3.  Von  dem  Salzhandel  wird  keine  Steuer  ent- 
richtet. 

S-  64.  Jene  Gränzfamilit*n,  welche  kein  Geworbe  trei- 
ben und  keine  Grundstücke  besitzen,  haben  für  den  gesetz- 
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liehen  Schutz  vier  Gulden  und  fremde  Knechte,   die  keine 
Gränzer  sind  ,  je  einen  Gulden  jährlich  zu  entrichten. 

§.  65.  Von  den  Mühlen,  welche  gegen  Bezah- 
lung mahlen,  wird  von  jedem  Gange  folgende  Steuer 
gezahlt: 

a)  Wenn  die  Mühle  das  ganze  Jahr  hindurch  mahlen  kann: 
Von  Schiffmühlen 12  fl.  —  kr. 

„     Flussmühlen 12  „  — 

„     Bachmühlen 6  „  — 

„     Löffelmühlen        .       .       .       .       ,       .       6  „  — 

„     Rossmühlen  .       .       .       .       .       .       4  „  30 

„     Stampf-  und  Walkmühlen       .       .       .       4  „  30   „ 

b)  Wenn  die  Mühle  nur  zeitweise  mahlen  kann : 

Von  Löffelmühlen 2  fl.  —  kr. 

„     andern  Mühlen  3  „   —    „ 

§.  66.  Jene  Gränzbewohner,  welche  von  ihren  Kapi- 
talien leben  und  kein  Gewerbe  und  keinen  Handel  treiben, 
auch  keine  Gründe  besitzen,  zahlen  neben  der  Schutzsteuer 
eine  besondere  Steuer  zu  Ein  Prozent  von  ihrem  Einkom- 
men alljährich. 

Die   Administration. 

ZEinleiturLg-. 
Kraft  desselben  oben  aufgestellten  Prinzips,  dass  in 
der  Gränz Verfassung  einstweilen  nur  jene  Punkte,  welche 
mit  den  obersten  Prinzipien  der  Konstitution  und  jenen  der 
Erleichterungen  des  Gränzstandes  nicht  vereinbarlich  sind, 
aufgehoben  und  andere  geeignete  Verfügungen  eingeführt 
werden  sollen,  sind  im  Sinne  des  Sr.  Majestät  zur  Bestäti- 
gung vorgelegten  Landtagbeschlusses  einige  Abänderungen 
auch  hinsichtlich  der  Gränz -Administration  geschehen, 
welche  daher  auf  folgende  Weise  im  konstitutionellen 
Geiste  zu  besorgen  sind. 
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§.  67.  Die  aktive  Gränztruppe  eines  Regiments  befeh- 
ligt wie  bisher  der  Oberst  oder  sein  Stellvertreter. 

^.  6S.  Die  aktive  Truppe  und  die  Nationalgarde  aller 
Gränzregimenter  steht  unter  dem  Oberbefehl  des  Banus, 
der  auf  die  von  allen  Stabsoffizieren  gefertigten  Vorschläge 
sämmtliche  Offiziers  bis  auf  die  Stabsoffiziers  ernennt,  für 
letztere  aber  geeignete  Individuen  Sr.  Majestät  vorschlägt. 

§.  69.  Die  Landesverwaltung  der  Militärgränze  wird 
künftig  dem  verantwortlichen  Landeskonsilium  der  drci- 
eiuigen  Königreiche  zustehen. 

Bei  diesem  Landeskousilium  sind  geeignete  Individuen, 
welche  in  der  Militärgränze  gedient  haben  und  mit  den  dor- 
tigen Verhältnissen  gut  vertraut  sind,  in  jeder  Sektion  für 
die  Gränzgeschäfte  nach  Erforderniss  des  Dienstes  zu  er- 
nennen. 

§.  70.  Die  politisch-ökonomische  Verwaltung  jedes 
Gränz-Regiments-Bezirkes  steht  dem  Regiments-Verwal- 
tungsrathe  unter  dem  Präsidio  des  Obersten  zu. 

1^'.  71.  Der  Regiments-Verwaltungsrath  besttdit  aus 
dem  Präses  und  vier  der  obersten  Landesverwaltuug  ver- 
antwortlichen Räthen. 

§.   72.  Jeder  dieser  Räthe  steht  seiner  Sektion  vor: 
Der  1.  führt  die  politischen, 
„    2.      „       „   finanziellen, 
„    3.      „       „    gerichtlichen. 
„    4.      „       „    tee-hnisclien  (leschäfte. 

%.  7.S.  Dem  Regiments-Verwaltungsrath  wird  zur  Aus- 
hilfe beigegeben: 

a)  Bei   der  polilisclu'U  Seklimi. 

I  Sckri'liir,   I  Waldberciter.  1  Uegimentsurzt,  1  Tliier- 
arzt  und  1  llebamiiu'. 

b)  Bei   der  finanziel  Kmi  Sektitm. 
1  Sekretär,  .'i  .Xssistculcu. 

10 
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c)  Bei  der  gerichtlichen  Sektion. 

2  Richter  (Auditore),  1  Aktuar,  und  1  Gefangenauf- 
seher. 

d)  Bei  der  technischen  Sektion. 

1  Ingenieur  und  I  Polier. 

e)  Im  allgemeinen  Kanzell: 

1  Protokollist,  6  Schreiber,  4  Kanzleidiener. 

Die  Kanzleidiener  und  Schreiber  ernennt  der  Regi- 
ments-Verwaltungsrath  allein,  alle  übrigen  Beamten  bei 
der  obersten  Landesverwaltung  und  dem  Regimen ts-Ver- 
waltungsrathe  wird  das  Landeskonsilium  aus  solchen  in  der 
Gränze  gedienten  einheimischen  Individuen,  welche  ihre 
Tauglichkeit  hiezu  durch  Prüfung  erwiesen  haben,  ernennen. 

§.  74.  In  einem  Kompagnie-Bezirke  befehligt  die  ak- 
tive Truppe  der  Hauptmann  oder  sein  Stellvertreter. 

§.  75.  Alle  Dorfschaften  eines  Kompagnie-Bezirkes 
bilden  eine  Gemeinde. 

§.  76.  Die  politisch-ökonomische  Verwaltung  eines 
Kompagnie-Bezirkes  besorgt  der  Ko mpagnie-Ver waltun gs- 
rath,  welcher  unter  dem  Präsidio  des  Hauptmannes  (oder  in 
seiner  Abwesenheit  des  Verwaltungsoffiziers)  —  aus  dem 
Verwaltungsoffizier  und  fünf  von  Seite  des  Volkes  gewähl- 
ten und  beeideten  Beisitzern,  dann  einem  Adjunkte  als 
Notar,  der  den  Verwaltungsoffizier  in  seiner  Abwesenheit 
suppliren  kann,  besteht. 

Diesem  Kompagnierath  werden  1  Chirurg,  1  Hebamme 
und  1  Schreiber,  dann  für  Polizeiangelegenheiten  7  Polizei- 
soldaten zugetheilt. 

§.  77.  Die  beeideten  Beisitzer  werden  jedes  dritte  Jahr 
unter  dem  Präsidio  eines  Exmissen  des  Regiments-Verwal- 
tungsrathes  wo  möglich  aus  schreibenskundigen,  sonst  red- 
lichen Männern  gewählt.  Den  Schreiber  und  die  erwähnten 
Polizeisoldaten  ernennt  der  Kompagnierath  allein,  den  Ver- 
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waltuugsuffizier  und  Adjunkten  das  Landcskonsiliuiii  und 
zwar  aus  einheimischen  in  der  Gränze  gedienten  Indivi- 
duen, so  wie  auch  den  Chirurg:  die  Hebamme  ernennt  der 
Regiments- Verwaltungsrath . 

Die  Aufsicht  jedes  einzelnen  Dorfes  führen  die  Dorfs- 
ältesten, welche  die  Hausväter  jedes  Dorfes  erwählen 
werden. 

Jedes  Dorf,  welches  bis  auf  500  Seelen  zählt,  hat 
Einen,  welches  bis  auf  1000  Seelen  zählt,  zwei  Dorfs- 
älteste und  so  auf  je  500  Seelen  zu  Einen  Ortsältesten  zu 
wählen. 

%.  78.  Alle  politisch-ökonomisclien  Entschciduniren 
bewirkt  in  erster  Instanz  der  Kompagnie-Verwaltung srath, 
in  zweiter  Instanz  der  Regiments-Verwaltuugsrath  und  in 
dritter  Instanz  die  oberste  verantwortliche  Landesverwal- 
tung (Landeskonsilium)  der  dreieiuigen  Königreiche. 

§.  79.  Die  Civil-  uud  Kriminalprozesse  besorgen  die 
Gerichte,  welche  im  Allgemeinen  nach  dem  Prinzipe  der 
Geschwornengericlite  einzurichten  sind. 

§.  80.  Die  aktiven  Truppen  behalten  ferner  ihr  Kriegs- 
gericht nach  den  Gesetzen  des  ganzen  österreichischen 
Heeres. 

Aus  Anlass  der  von  den  Gränzdeputirten  dem  Land- 
tage vorgebrachten  Petitionen  sind  nachstehende  Heschhlsse 
gefjisst  worden: 

!^.  [.  Dem  i^.  \'A  diT  neuen  Gränzverfassung  zufolge 
ist  das  unentgeltliche  Sammeln  iler  Waldkastunieu  in  ilen 
ärarischen  Wäldern,  ferner  das  blähen  und  (Jraben  des  Far- 
renkrantes  ausser  den  Sciu)uungen  dvn  (iränzern  gestattet. 

^.  2.  Die  Waldblössen  werden  wie  der  Wald  selbst 
angesehen.  Iblglich  wird  in  denselben  das  Mähen  und  Gra- 
ben des  Farrenkrautes  freigegeben. 

10  * 
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§.  3.  Das  Ausführen  des  in  den  Wäldern  liegenden 
Holzes  ist  an  jedem  Tage  der  Woche  erlaubt. 

§.  4.  Das  Fällen  des  buchenen  Bauholzes  ist  auch  im 
Sommer  gestattet. 

§.  5.  Kein  den  Gränzfamilien  nicht  zugehöriges  Vieh 
darf  ohne  Bewilligung  der  Gemeinden  in  die  Waldungen 
und  Weideplätze  der  Gränzgemeinden  gelassen  werden. 

§.  Ö.  Die  Gränzer  dürfen  mit  Bewilligung  der  Gemein- 
den und  des  Regimentskommandos,  wo  es  die  Zeitumstände 
erheischen,  Viehstände  (stan's)  bauen  und  dieselben  be- 
wohnen. 

§.  7.  Die  entholzten  Waldaussprungswinkel  ausser 
den  Waldhunken  können  den  Gränzern  zugeschrieben 
werden. 

§.  8.  Wegen  Waldschäden  dürfen  die  Waldaufseher 
ohne  begründete  Ursachen  keine  Hausdurchsuchungen  vor- 
nehmen. 

§.  9.  Die  Weide-  und  Eichehnastzettel  werden  ab- 
geschafft. 

§.  10.  Die  Gränzer  dürfen  auf  eigenem  Grund  und 
Boden  Waldungen  anlegen. 

§.  11.  Die  Heiratsbewilligungen  sind  den  Gränzern 
nicht  in  der  bisherigen  Weise,  sondern  bei  der  Kompagnie- 
Bezirksbehörde  zu  ertheilen. 

§.  12.  Der  Preis  des  Meersalzes  ist  für  die  Gränze 
vom  Landtage  durch  den  Artikel  XXV.  auf  den  gleichen 
Preis,  wie  er  in  Dalmatien  besteht,  herabgesetzt  worden. 

§.  13.  Die  Vorspann  wird  verpachtet  werden. 

§.  14.  Die  Erzeugung  und  Zufuhr  des  Holzes  für  Offi- 
ziere und  Beamte,  Geistlichkeit,  Schulen,  Kanzleien,  Wach- 
posten etc.  soll  in  Pacht  gegeben  werden. 

§.  15.  Die  Gränzer  sind  nicht  einmal  gegen  Bezah- 
lung gehalten,  zwangsweise  Aerarialarbeiten  zu  verrichten; 
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solche  Arbeiten  solleo  künftig  Privatpersonen  überlassen 
werden,  die  die  Arbeiten  um  den  bedungenen,  aus  dem 
Baufonde  zu  verabfolgenden  Lohn  herstellen  werden. 

S.  16.  Das  Recht  der  freien  Holzung,  der  Weide  und 
der  Eichelmast  erstreckt  sich  auf  alle  Gränzbewohner. 

§.  17.  Die  Gränzer  können  ohne  die  gebräuchliche 
Militär-Eskorte  ihre  am  Kordon  gelegenen  Gründe  bear- 
beiten. 

!^.  18.  Die  Gemeinde-Magazine  können  dort,  wo  diess 
die  Gemeinden  nachdrücklich  verlangen,  sammt  dem  Ge- 
treidevorrathe  verkauft  und  aus  dem  Betrage  erspriessliche 
Fundationen  nach  dem  Willen  der  Gemeinden  begründet 
werden. 

^.  19.  Die  den  Sluiner  Gränzern  gehörigen  neuver- 
messenen Kordonsgründe  sind  ihnen  als  rechtmässiges 
Eigentlium  zu  überlassen  und  der  Besteuerung  zu  unter- 
werfen. 

V  20.  Di«^  in  Unti^rsuchung  stehenden  Arrestanten 
sind  ab  acrario  zu  verpflegen. 

^■.  21.  Die  Fruchtrückstände,  welche  arme  (iränzer 
schulden,  sind  ihmm  nachzulassen. 

^.  22.  Die  von  Frankreich  als  Forderungen  der  (irän- 
zer an  Oesterreich  übertragenen  Beträge  sind  dem  Landes- 
konsilium zur  weiteren  Auszahlung  zu  erfolgen. 

!^".  2.'>.  Die  für  (ürkiseher  Seits  veranlasste  Brandle- 
gungen bereits  ausgemittelten  Entschädigungsbeträge  sollen 
auf  geeignetem   Wege  der  Heriehtigung  zugeführt   werden. 

§.  24.  Den  Schätzleuten  hat  derjenige,  der  den  Feld- 
schaden verübt,  Entschädigung  zu  leisten. 

t|j.  25.  Die  dienenden  (iränzer  sollen  auch  hinfort  vom 
Staate  die  Medikamente  erhalten. 

$.  26.  Den    invaliden    (iränzern   und  rnteroftizieren. 
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welche  lange  gedient  haben,  soll  eine  entsprechende  Unter- 
stützung gegeben  werden. 

§.  27.  Alle  unbemittelten  Gränzer  haben  das  Recht, 
das  allgemeine  Badlokale  des  Mineralbades  zu  Topusko  im 
1 .  Banalregimente  unentgeltlich  zu  benützen. 

§.  28.  Der  Kordonsdienst  am  türkischen  Kordone 
soll  besser  regulirt  und  nach  Thunlichkeit  die  Zahl  der 
Posten  verringert  w^erden. 

§.  29.  Die  Gränzvermögens-,  Gränzbildungs-,  Reli- 
gions-,  Arbeits-  und  sonstige  Fonds  sollen  dem  hierortigen 
Landeskonsilium  zur  Verwaltung  übergeben,  ebenfalls  die 
in  Wien  erliegenden  Gemeinde-  und  Kirchenkapitalien 
ausgezahlt  und  in  unserem  Vaterlande  angelegt  werden. 

§.  30.  Die  abgeschriebenen  Gründe  kann  derjenige, 
der  sie  aufgelassen,  wieder  an  sich  bringen. 

§.  31.  Die  Vergütung  der  Montur,  die  sich  die  Grän- 
zer selbst  angeschafft  und  darin  nach  Italien  ausmarschirt 
sind,  ist  durch  das  Wiener  Ministerium  baldigst  aus- 
zuwirken. 

§.  32.  Die  Ausführung  des  Landeskatasters  hat  so 
bald  als  möglich  zu  geschehen. 

§.  33.  Die  Gränze  erkennt  weder  das  ungarische  Mini- 
sterium an,  noch  will  sie  es  anerkennen. 


Sowohl  die  Gränz Verfassung  als  die  besondern  oben 
angeführten  Beschlüsse  sind  mittelst  einer  besondern  Re- 
präsentation Sr.  Majestät  zur  Bestätigung  unterbreitet  wor- 
den. Bis  jedoch  die  erwartete  Bestätigung  anlangt,  ist  in 
Gemässheit  des  durch  den  Landtag  festgestellten  Prinzipes 
Sr.  Exzellenz  dem  Banus  die  Vollmacht  ertheilt  worden, 
mittelst  besonderer  Verordnung  jene  von  den  oben  erwähn- 
ten Erleichterungen,  welche   ohne   wesentliche  Erschütte- 
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ruug  des  Gränzsystenis  gegenwärtig  eingeführt  werden  kön- 
nen, —  sogleich  ins  Leben  treten  zu  lassen,  während  der 
Landtag  eine  radikale  Umstaltung  einer  friedlicheren  Zeit 
vorbehalten  hat. 

Ueber  die  ferneren  Beschwerden  der  Gränze,  nämlich 
betreff  der  Schulen,  Mauthen,  Besoldung  der  Geistlichkeit, 
der  Justizpflege,  Heirat  der  Offiziere  und  Beamten  ohne 
Kaution,  Forstwirthschaft  etc.,  wird  der  Landtag  sogleich, 
wenn  die  betreifenden  Kommissionen  ihre  Operate  ausgear- 
beitet haben  werden  und  der  Landtag  wieder  einberufen 
sein  wird,  die  Berathung  fortsetzen. 

IL 

Auszug  aus  der  oktroyirten  Verfassung  vom 
4.  März  1849. 

§.  75.  Das  zum  Schutze  der  Integrität  des  Reiches  be- 
stehende Institut  der  Militärgränze  wird  in  seiner  militäri- 
schen Organisation  aufrecht  erhalten,  und  bleibt  als  ein 
integrirender  Bestandtheil  des  Reichsheeres  der 
vollziehenden  Reichsgewalt  unterstellt.  Ein  eigenes  Statut 
wird  den  Bewohnern  der  Militärgränze  in  Bezug  auf  ihre 
Besitzverhältnisse  dieselben  Erleichterungen  gewährleisten, 
welche  den  Angehörigen  der  übrigen  Kronländer  ertheilt 
wurden. 

III. 

Kaiser!.  Handschreiben  an  den  Ban  Freiherm 
von  Jelacic  vom  3L  März  1849. 

„Lieber  Freiherr  \on  .Iclacic'*!  In  Vollziehung  des 
§.  75  der  von  Mir  Meinen  Völkern  verlichmeu  Verfassung 
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finde  Ich  Mich  bewogen,  Ihnen  bekannt  zu  geben,  dass 
Meine  tapfern  und  getreuen  Gränzer  zwar  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Soldaten  und  in  allen  den  Militärgränzdienst  be- 
treffenden Angelegenheiten  der  vollziehenden  Reichsgewalt 
untergeordnet  bleiben,  jedoch  ihre  eigene  Geraeindeverfas- 
sung  besitzen  und  überhaupt  an  allen  Meinen  übrigen 
Völkern  verliehenen  Gerechtsamen  Theil  nehmen 
sollen.  Sie  haben  Mir  dem  zu  Folge  die  Anträge  zu  stellen, 
wie  diess  mit  den  Einrichtungen  des  für  die  Gesammt- 
Monarchie  so  wichtigen  und  nützlichen  Gränzinstitutes  in 
Einklang  zu  bringen  sei." 

Olmütz,  den  31.  März  1849. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Kulmer  m.  p. 

IV. 

Auszug  aus  dem  kais.  Patente  vom  7.  April  1850, 
bezüglich  der  Resolutionen  über  die  Landtags- 
beschlüsse vom  Jahre  1848. 

Das  Institut  der  Militärgränze  ist  innerhalb  seiner  der- 
maligen territorialen  Ausdehnung  durch  die  Reichsverfas- 
sung aufrecht  erhalten,  und  Wir  behalten  Uns  vor,  dasselbe 
nach  Massgabe  des  §.  75  der  Reichsverfassung  und  Unseres 
Handschreibens  vom  31.  März  1849  durch  ein  besonderes 
Statut  demnächst  in  der  Art  zu  regeln,  dass  das  kroatisch- 
slavonische  Militärgränzgebiet  wie  bisher  im  Verbände  mit 
seinem  Stammlande  Kroatien  und  Slavonien  zu  bleiben  und 
vereint  Ein  Territorialgebiet,  jedoch  mit  gesonderter  Pro- 
vinzial-  und  Militärverwaltung  und  mit  gesonderter  Vertre- 
tung zu  bilden  habe. 
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V. 

Grundgesetz  vom  7.  Mai  1850  für  die  kroatisch- 
slavon.  und  banatisch-serbische  Militärgränze. 

Erster  Abschnitt. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  I.  Die  Militärgnuize  ist  ein  untrennbarer  Bestand- 
theil  der  österreichischen  Erbnionarchie. 

§.  2.  Die  Militriri2:rünze  und  das  gleichnamig;e  Provin- 
ziale  bilden  zusammen  ein  Landesir(d)iet.  halten  jedoch  ihre 
gesonderte  Verwaltunjr  und  Vertretuncr. 

§.  3.  Das  Institut  der  Militärgränze  wird  in  seiner  bis- 
herigen militärisclien  Organisation  aufrecht  erhalten,  und 
bleibt  in  Ansehung  des  Waflen-  und  Militär-Administrations- 
dienstes als  ein  integrirender  Hestandtheil  des  Keichshee- 
res  der  vollziehenden  Reichsgewalt  unterstellt. 

!^'.  4.  Die  Bewohner  der  Militärgränze  erhalten  eine 
freie  Gemeindeverfassung,  und  nehmen  überhaupt  an  allen 
den  Angehörigen  der  übrigen  Kronländer  durch  die  Reichs- 
verfassung vom  4.  März  1849  verliehenen  Rechte  in  soferne 
Theil,  als  selbe  mit  den  Zwecken  und  l^cdürfnissen  des 
Militärgränz-Institutes  vereinbarlich  sind. 

<^\  5.  Die  militärische  Eintheilunii  der  (iränzi»ezirke 
bleibt  unverändert  und  bildet  die  Grundlage  ihrer  politisch- 
administrativen Einrichtung. 

V  6.  Die  Besitzverhältnisse  und  die  aus  denselben 
hergeleiteten,  so  wie  die  persönlichen  Verpflichtungen  der 
Gränzer  werden  durch  das  gegenwärtige  Statut  geregelt. 

%.  7.  In  der  Militärgränze  ist  die  Sprach«'  des  Militär- 
dienstes jene  des  Heichsheeres. 

§.  8.  Den  Landessprachen  wird  in  tlen  politisch-admi- 
nistrativen Gräuzgeschäften  bei  den  Gerichten,  dann  in  den 
höheren  und  niederen  Schulen  ihre  Geltung  gewahrt. 
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§.  9.  Die  Gränzer  unterstehen  für  Militärvergehen  und 
Verbrechen  den  Gesetzen  des  k.  k.  Heeres,  in  allen  übrigen 
Fällen  den  allgemeinen  Gesetzen.  Im  Sinne  dieses  Grund- 
satzes wird  die  Gerichtsverfassung  in  der  Militärgränze 
durch  besondere  Verordnungen  geregelt. 

ZAveiter  A^bsclinitt. 
Rechte  und  Pflichten  der  Gränzbewohner  überhaupt. 

S.  10.  Die  sämmtlichen  Militärgränzprovinzen  behalten 
ihre  bisherige  Bestimmung  zu  dem  inneren  und  äusseren 
Waffendienste  unverändert  bei. 

Die  Gränzer  sind  dieser  Bestimmung  gemäss  verpflich- 
tet, Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  Könige  im  Frieden  und 
im  Kriege,  in  und  ausser  dem  Lande  nach  Vorschrift  der 
Allerhöchsten  Anordnungen  alle  Militärdienste  zu  leisten, 
und  zur  Unterhaltung  der  Innern  Gränzanstalten  beizutragen. 

Dafür  erhalten  die  Gränzkommunionen  alle  ihre  recht- 
mässigen Besitzungen  für  sich  und  ihre  Nachkommen  als 
wahres  beständiges  Eigenthum. 

Erstes  Hauptstück. 

Von  dem  Rechte  auf  unbewegliche  Güter  insbesondere. 

§.11.  Alle  liegenden  Güter  der  Gränzbewohner  sind 
gegen  Erfüllung  der  gesammten  Gränzobliegenheiten  voll- 
ständiges Eigenthum  der  Gränzkommunionen,  welches  in- 
soferne  Beschränkungen  unterliegt,  als  solche  durch  die 
nachfolgenden  Paragraphe  festgesetzt  sind.  Das  nach  dem 
§.  1  der  Gränzgrundgesetze  vom  Jahre  1807  bisher  bestan- 
dene, aus  dem  grundherrlichen  Lehensverbande  abgeleitete 
Nutzungseigenthums-Verhältniss  wird  hiermit  aufgehoben. 

§.  12.  Mit  dem  Besitze  liegender  Güter  in  der  Gränze 
ist  die  Waffenpflicht  verbunden;  es  wird  daher  von  Jeder- 
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mann  diese  Verpflichtiinp:  durch  den  Erwerb  eines  solchen 
Besitzes  übernommen. 

Diejenigen,  welche  mit  ihren  Familien  in  den  Militär- 
gränzverband  einzutreten  beabsichtigen,  haben  vor  Allem 
die  Einwilligung  der  Regiments-Kommanden  einzuholen, 
welche  nur  dann  ertheilt  werden  kann,  wenn  der  Lebens- 
unterhalt und  die  Erfüllung  der  Militärpflicht  von  Seite  der 
Aufzunehmenden  durch  den  wirklichen  Erwerb  einer  Rea- 
lität oder  Beziehung  einer  l)ereits  bestehenden  Gränzwirth- 
schaft  sichergestellt  ist. 

!^.  18.  Ausnahmsweise  kann  von  den  Gränzlandes- 
Militär-Kommanden  auch  Personen,  die  nicht  Gränzer  sind, 
und  welche  das  Handels-  oder  Fabriksrecht  in  der  Gränze 
besitzen  oder  erwerben,  gestattet  werden,  Bauplätze  für 
Magazine  oder  Fabriken  oder  derlei  schon  vorhandene 
Gebäude,  ohne  für  ihre  Person  die  WaflVnpflicht  zu  über- 
nehmen, an  sich  zu  bringen. 

^.  14.  Oflfiziere  und  Beamte,  dann  Geistliche,  welche 
sich  nicht  im  Kommuniunsverbande  befinden .  können 
in  der  Gränze  nur  Wohnhäuser  und  höchstens  drei 
Joch,  Handels-  und  Gewerbsleute  aber,  welche  abgeson- 
dert von  einem  Gränzhause  für  sich  leben,  höchstens  sechs 
Joch  (irundstücke  mit  Inbegriff  der  Haus-  und  Hofstelle 
eigenthümlich  erwerben. 

Diese  Beschränkung  hört  von  dem  Zeitpunkte  auf,  wo 
sie  und  ihre  Familie  sich  dem  (iräuzstaudc  unterziehen. 

§.  15.  In  d«'r  (iränze  ist  jeder  Grundbesitzer  gleich 
jedem  anderen  Staatsbürger  gehalten,  seinen  (irund  zu 
öffentlichen  Zwecken  gegen  rinc  angemessen«'  Entschädi- 
gung abzutreten. 

^.  16.  Der  Grundbesitz  (irr  (Jränzhäuscr  th»'ilt  sich  in 
Stamiiigut  und  reberhmd. 

Zu  dem  Stammgute   eines   (iräuzhauses  gehoreu  alli; 
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jene  Grundstücke,  welche  dermalen  in  den  Grundbüchern 
als  Stammgut  eingetragen  sind.  Dieselben  bilden  nebst 
den  Wohn-  und  Wirthschaftsgebäuden  die  Gränzansäs- 
sigkeit. 

Das  Stammgut  ist  in  der  Regel  unveräusserlich.  Nur  in 
besonderen  Fällen  darf  dasselbe  auf  ein  Drittheil  seines 
Schätzungswerthes  als  Hypothek  verpfändet  werden,  und 
der  Gemeindeausschuss  hat  darauf  zu  sehen,  dass  der 
Schuldner  ausser  den  Interessen  jährlich  noch  einen  ver- 
hältnissmässigen  Theil  an  Kapital  abtrage. 

Erst  dann,  wenn  keine  andere  Hilfe  verschafft  werden 
kann,  und  wenn  der  Unterhalt  der  Familie  durch  Erwer- 
bung einer  anderen  Ansässigkeit  oder  Aufnahme  in  ein  an- 
deres Gränzhaus  gesichert  ist,  darf  auch  das  Stammgut  an 
Besitzfähige  veräussert  werden. 

Unter  welchen  Bedingungen  eine  Theilung  zulässig 
ist,  bestimmt  der  §.  39. 

Das  Ueberland  umfasst  alle  übrigen  Besitzungen  der 
Gränzhäuser,  welche  nach  den  bestehenden  Vorschriften 
veräusserlich  sind. 

In  den  Grundbüchern  hat  es  bis  zur  neuen  Anlegung 
und  Regelung  derselben  bei  der  bisherigen  Eintheilung  der 
Grundansässigkeit  zu  verbleiben. 

§.  17.  Die  bisher  von  den  Gemeinden  benützten  Hut- 
w^eiden  sind  Eigenthum  derselben.  Es  bleibt  ihnen  vorbe- 
halten, bei  einzelnen  Ansiedlungen  und  Familientheilungen 
in  erforderlichen  Fällen  die  unumgänglich  nöthigen  Haus-, 
Hof-  und  Gartengründe  gegen  oder  ohne  Entgelt  aus  den 
Hutweiden  anzuweisen. 

Die  gänzliche  Vertheilung  oder  Veräusserung  der  Hut- 
weiden einer  Gemeinde  kann  über  Antrag  derselben  nur  im 
gesetzlichen  Wege  stattfinden. 

Die  von  der  Steuer  als  öde  abgeschriebenen  Gründe 
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fallen  den  betreffenden  Gemeinden  zu,  insoferne  sie  nicht 
innerhalb  zweier  Jahre  vom  Tage  der  Kundniaehung  dieses 
Statuts  durch  die  vormaligen  Besitzer  oder  deren  Rechts- 
nachfolger in  die  Steuer  übernommen  werden  wollen. 

§.  18.  Die  Gränzwaldüngen  sind  ein  Staatsgut.  Aus 
diesen  ist  nach  vorläufiger  Deckung  des  Aerarialbedarfes 
für  die  Gränze  den  Gränzern  nach  ihren  alten  Rechten  und 
mit  Vorzug  vor  allem  übrigen  Ilolzbezug  das  Bau-  und 
Brennholz  zu  den  häuslichen  Bedürfnissen  unentgeltlich  an- 
zuweisen. Sie  sind  ferner  berechtiget,  ilireu  eigenen  Vieh- 
stand nach  vorausgehender  Beschreibung  ausser  den  Scho- 
nungen ohne  Lösung  der  Weide-  und  Mastzettel  unentgelt- 
lich zu  weiden  und  zu  mästen;  dann  das  Abraumholz  an 
drei  Tagen  in  der  Woche,  welche  der  Gemeindevorstand  in 
Einvernehmen  mit  der  Waldaufsicht  zu  bestimmen  hat. 
auszuführen. 

Das  FäUeu  der  kleinen  Nutzholzbedürfnisse  von  bu- 
chenem und  Unterholze  gegen  Anweisung  des  Regimentes 
kann  auch  ausser  der  Schlagzeit  mit  Beoluichtung  der 
Forstgesetze  gestattet  werden. 

Die  ausserhalb  der  Waldmarken  geh'gcncii  Waldaus- 
sprungswinkel  können  den  grundhcdürCtigen  (iräuzhäusern 
zu  Aeckern  und  Wiesen  oder  Obst-  und  Weingärten  ins 
Eigenthum  überlassen  werden. 

Es  ist  ihnen  auch  gestattet,  nach  den  durch  die  Forst- 
gesetze zu  bestimmenden  Normen  in  den  offenen  W  ahlungeii 
die  Eicheln  und  Buchein  für  den  Bedarf  des  eigenen  N'ieli- 
standes,  sowie  die  Kastanien  unentgelilieh  zu  saiiimehi, 
dann  ausser  den  Schonungen  das  Farrenkraul  /u  uiaheii 
und  die  Farrenwurzeln  als  Erduuist  zu  heiiützen. 

Wegen  WahllVt^vel  sollen  die  Waldaufseher  ohne  die 
von  Fall  zu  Fall  bei  der  Hehordr  eiuzuh(>leude  Kniiächti- 
gung  keine  Hausdurchsuchungen  vornehmen    dürfen,   den 
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Fall  der  Verfolgung  auf  frischer  That  ausgenommen.  Diese 
Bestimmungen  finden  auch  auf  die  sogenannten  Riede  in 
der  Banater  Gränze  und  im  Csaikisten-Bataillon  ihre 
Anwendung. 

§.  19.  Für  das  Holz  zum  Handels-  und  Gewerbsbe- 
triebe, dann  zur  Erbauung  von  Fabriksgebäuden,  abgeson- 
derten Werkstätten  u.  s.  w.  kommt  auch  fernerhin  die  vor- 
geschriebene Waldtaxe  zu  bezahlen,  und  auf  die  genaue 
Ermittlung  des  häuslichen  Bedarfes  insbesondere  auch  in 
der  Beziehung  zu  sehen,  dass  die  Holzung,  Waldweide  und 
Mästung  nicht  ungebührlich  über  den  Hausbedarf  oder  etwa 
auf  Individuen,  die  nicht  zum  Gränzstande  gehören,  aus- 
gedehnt werde. 

§.  20.  Die  Bewirthschaftung  der  Waldungen  wird  mit 
gehöriger  Wahrung  der  obigen  Rechte  der  Gränzer  durch 
eine  eigene  Waldordnung  festgestellt. 

§.21.  Privatwaldungen  anzulegen  und  zu  besitzen  ist 
gestattet.  Neue  Waldanlagen  auf  besteuerten  Gründen  sind 
der  Behörde  anzuzeigen. 

§.  22.  So  lange  eine  Hauskommunion  aus  mehreren 
Männern  besteht,  so  haben  sie  alle  ohne  Unterschied,  ob  sie 
von  dem  ursprünglichen  Besitzer  herstammen,  in  das  Haus 
eingeheiratet  haben,  oder  auf  eine  andere  Art  als  wirk- 
liche Hausgenossen,  und  nicht  als  blosse  Dienstboten  auf- 
genommen wurden,  gleiche  Rechte  auf  das  unbewegliche 
Vermögen  des  Hauses. 

Wenn  aber  Einer  aus  dem  Hause  tritt  oder  sonst  in 
Abgang  kömmt,  so  verliert  er  dieses  Recht,  und  dasselbe 
wächst  von  selbst  und  ohne  Abtheilung  den  übrigen  Män- 
nern zu,  so  lange  noch  einer  im  Hause  bleibt.  Ist  kein  Mann 
mehr  im  Hause,  so  geht  dieses  Recht  auf  die  nämliche  Art 
auf  die  zu  dem  Hause  gehörigen  Weiber  über,  denen  es  frei 
steht,  die  Hauswirthschaft  in  Gemeinschaft  fortzuführen, 
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oder  solche  Männer,  die  die  Gränzobliegenheiten  auf  sich 
haben  oder  übernehmen,  einzulieiraten  oder  in  die  Haus- 
kommunion aufnehmen  zu  lassen. 

§.  23.  Bleibt  nur  ein  einziges  Weib  im  Hause  und  hei- 
ratet dasselbe  einen  Mann,  der  sich  nicht  den  Gränzob- 
liegenheiten  unterzieht,  so  muss  sie  ihr  unbewegliches  Ver- 
mögen innerhalb  zweier  Jahre  an  Gränzer  veräussern. 

^.  24.  Wenn  endlich  eine  Hauskommunion  ganz  aus- 
stirbt und  kein  Testament  vorhanden  ist,  su  tritt  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechtes  das  allgemeine  Erbfolgerecht  ein. 

Die  Erben  können  das  unbewegliche  Vermögen  nur 
unter  der  Bedingung  des  §.  22  behalten,  im  Gegentheile 
haben  sie  dasselbe  von  der  Zeit  des  Anfalles  binnen  zwei 
Jahren  zu  veräussern.  Das  bewegliche  Vermögen  fällt  ihrer 
völlig  freien  Verfügung  anheim. 

§.  25.  Nur  der  letzte  Sprosse  einer  Hausfamilie  kann 
über  das  unbewegliche  Vermögen  letztwillig  vorfügen,  iu- 
soferne  nicht  Individuen  vorhanden  sind,  denen  der  Rück- 
tritt ins  Gränzhaus  vorbehalten  wurde. 

^.  2().  Wenn  keine  erbfähigen  Personen  und  auch 
keinem  letztwillige  Anordnung  vorhanden  ist,  so  fällt  das 
Vermögen  dem  Gränzinstitute  anheim.  Dasselbe  ist  zu  öffent- 
lichen Zwecken,  zur  Dotirung  der  grundbedürftigen  Fami- 
lien oder  zu  neuen  Ansiedlungen  zu  verwenden. 

S.  27.  Die  Grundstreitigkeiten  sind  durch  die  ordent- 
lichen Gerichte  nach  diesem  Statute,  uud  wo  dieses  keine 
Bestinunungeu  enthält,  nach  dem  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechte  zu  schlichten. 

Xwcitrs  Hnuptslürk. 

Von  den  Rechten  der  Gränter,  sich  auf  Gewerbe,    Handel,   Künste 
und  Wissenschaften  xu  verlegen. 

!^.  28.  Das  (iewerbwesen  wird  nach  den  im  Keiehe 
^iltigen  Normen  zu  behandeln  sein,  so  weit  die  lU'Schaffeu- 
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heit  und  die  Zwecke  des  Militärgränz-Institutes  nicht  abwei- 
chende Anordnungen  nothwendig  machen. 

§.  29.  Die  Beschränkung  der  Gränzbewohner  in  Er- 
lernung des  Handels,  der  Gewerbe  und  Künste,  dann  in  der 
Pflege  der  Wissenschaften  werden  ausser  Wirksamkeit 
gesetzt. 

§.  30.  Der  Hausirhandel  in  der  Gränze  bleibt  verboten. 

Drittes  Uauptstück. 

Von   der   Hauskommuniou. 

§.31.  Das  patriarchalische  Leben  des  Gränzvolkes  als 
Nationalsitte  wird  unter  den  Schutz  der  Gesetze  gestellt. 

§.  32.  Als  Familie  eines  Hauses  werden  alle  Personen 
betrachtet,  welche  bei  dem  Hause  konskribirt  und  nicht 
Dienstboten  sind;  diese  Personen  mögen  sich  verwandt 
oder  in  die  Kommunion  aufgenommen  worden  sein. 

§.  33.  Um  Ruhe,  Ordnung,  Eintracht,  Religiosität  und 
Sittlichkeit  unter  der  Hausfamilie  zu  erhalten,  hat  in  der 
Regel  der  älteste  fähige  und  dienstfreie  Mann  die  Hausvater- 
stelle zu  führen,  und  das  Hausvermögen  zu  verwalten. 

Sein  oder  ein  anderes  hiezu  geeignetes  W^eib  hat 
Hausmutter  zu  sein. 

Die  Wahl  muss  durch  die  Familie  geschehen,  und  der 
Behörde  angezeigt  werden.  Können  sich  die  Familienglieder 
in  der  Wahl  nicht  vereinigen,  so  entscheidet  der  Gemeinde- 
Ausschuss. 

§.  34.  Was  die  Hauskommunion  mit  g^emeinsameu 
Kräften  erwirbt,  ist  gemeinsames  Hausgut,  welches  zur  Be- 
streitung der  Auslagen  des  Hauses  und  des  Unterhaltes  aller 
Familienglieder  dient. 

§.  35.  Die  Hausgenossen  können  von  dem  Hausvater 
über  die  Gebarung  mit  dem  gemeinsamen  Vermögen  Rechen- 
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Schaft  verlangen,  und  Feinem  aus  ihrer  Mitte  die  Mitsperre 
der  Vorräthe  und  der  Kasse  übertragen. 

§.  36.  Beim  Kauf,  Verkauf,  hei  der  Verpachtung.  Ver- 
pfändung oder  Belastung  der  Gründe,  sowie  bei  jedem  wich- 
tigen Geschäfte,  welches  die  ganze  Familie  oder  das  häus- 
liche Vermögen  betrifft,  muss  der  Hausvater  die  geschehene 
Einvernehmung  jedes  Familiengliedes,  welches  das  18. 
Lebensjahr  zurückgelegt  hat,  und  die  Zustimmung  der  Mehr- 
heit derselben  zu  dem  Geschäfte  nachweisen. 

Ueber  Einwendung  einzelner  Familienglieder  ent- 
scheidet der  Gemeinde-Ausschuss  mit  Vorbehalt  weiterer 
Berufung. 

§.  37.  Die  Familienglieder  sind  befugt,  die  Zeit,  welche 
ihnen  nach  Erfüllung  ihrer  häuslichen  Obliegenheiten  er- 
übrigt, dazu  zu  verwenden,  um  sich  etwas  zu  erwerben.  Sit- 
können  mit  Bewilligung  des  Hausvaters  zu  diesem  Zwecke 
selbst  ausser  dem  Hause  auf  Arbeit  gehen.  Von  demjenigen, 
was  ein  Hausgenosse  auf  die  eben  angeführte  Art  für  sich 
erwirbt,  muss  er  einen  Theil  an  die  gemeinschaftliche  Haus- 
kasse abgeben. 

Kann  er  sich  über  die  Summe  nicht  mit  dem  Hausvater 
vereinigen  und  kömmt  es  desshalb  zur  Klage,  so  entscheidet 
der  Gemeinde-Ausschuss. 

Geht  ein  Oränzer  ohne  Einwilligung  des  Hausvaters 
nuf  besonderen  Erwerb  aus,  so  muss  er  seinen  ganzen  Ver- 
<lienst  an  die  Hauskasse  abgeben. 

$.  38.  Alles  bewegliche  Vermögen,  das  einzelne  Haus- 
genossen für  sich  rechtlich  erwerben,  ist  ihr  ]»esonderes 
Eigenthum. 

%.  39.  Die  Thriking  einer  Kommunion  ist  unter  fol- 
genden Bedingungen  zu  gestatten: 

1.  Ein  jeder  Theil  muss  nebst  dem  Wohnhause  min- 
düstens  eine  Ansässigkeit  von  sechs  Joch  Grundstücken  als 

11 
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Stammgut  nachweisen.  An  der  Seeküste  und  wo  ähnlicher 
Mangel  an  Grundstücken  besteht,  werden  unumgängliche 
Ausnahmen  über  Vortrag  des  Gemeinde-Ausschusses  vom 
Regiments-Kommando  gestattet. 

2.  Die  Mehrzahl  der  Familienglieder  beiderlei  Ge- 
schlechtes, vom  zurückgelegten  18.  Lebensjahre  an,  muss 
zu  der  Theilung  ihre  Zustimmung  gegeben  haben. 

3.  Die  Vermögensantheile  müssen  nach  dem  eigenen 
Uebereinkommen  der  Hausgenossen  in  voraus  bestimmt,  ab- 
getheilt  und  die  Grundstücke  in  Gegenwart  der  Behörde 
abgemarkt  worden  sein. 

Hiebei  sind  die  Personen,  welchen  vermöge  des  §.  48 
der  Rücktritt  in  ihr  Gränzhaus  vorbehalten  ist,  mit  in  An- 
schlag zu  bringen,  und  einem  Hause  zuzutheilen,  welchem 
auf  den  Fall  des  wirklichen  Rücktrittes  in  voraus  der  be- 
treffende Antheil  zugewiesen  wird. 

4.  Die  Familientheile  müssen  sich  über  die  gegensei- 
tigen Forderungen  und  Zahlungstermine  verglichen,  über 
die  gemeinschaftlichen  Schulden  mit  den  Gläubigern  abge- 
funden, die  etwa  erforderliche  Hypothek  festgesetzt  und 
die  haftenden  Kautionen  oder  Witwenunterhalte  gesichert 
haben. 

5.  Der  Bau  der  neuen  Wohnhäuser  muss  auf  die  hiefür 
bestimmten  Plätze  sichergestellt  worden  sein. 

6.  Die  durch  Theilung  einzeln  austretenden  Männer 
müssen  bei  sonst  vorhandener  Felddiensttauglichkeit  der 
Militärpflicht  beim  Feldstande  bereits  entsprochen  haben. 

7.  Durch  den  Austritt  eines  Hausgenossen  darf  die  ak- 
tive Militärdienstpfiicht  der  Rückbleibenden  nicht  um- 
gangen werden. 

8.  Treten  mehrere  Männer  zugleich  aus,  welchen  die 
aktive  Militärdienstpflicht  obliegt,    so  muss  der  Hausvater 
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sowohl  des  zurückbleibenden   als  auch  des  austretenden 
Theiles  dieser  Militärpflicht  entsprochen  haben. 

$.  40.  Wenn  bei  der  Theilung  gegen  die  Aufnahme 
eines  Familiengliedes  zu  einem  oder  dem  andern  Theile  Ein- 
sprache erhoben  wird,  so  ist  der  näher  verwandte  Zweig 
zu  dessen  Aufnalime  verpflichtet. 

Wenn  über  die  Vermögensantheile  zwischen  den  sich 
theilenden  Familien  keine  gütliche  Uebereinkuuft  zu  Stande 
kommt,  so  ist  die  Vertheilung  des  ganzen  gemeinschaftlichen 
Vermögens  vom  Gemeindeausschusse  über  vorläufig  ge})flo- 
gene  Erhebung  nach  der  Anzahl  der  männlichen  Köpfe  vor- 
zunehmen. 

S.  41.  Alle  vorbesagten  Erfordernisse  zur  Theilung 
müssen  überhaupt  vor  dem  Gemeinde-Ausschusse  nachge- 
wiesen werden,  für  deren  Erfüllung  er  verantwortlich  ist. 
Demselben  steht  auch  zu,  über  vorkommende  Ausnahmen 
jeder  Art  mit  Vorbehalt  des  vorgeschriebenen  Instauzen- 
zuges  zu  erkennen. 

|§.  42.  Ueber  jede  Theilung  ist  ein  Vertrag  vor  der  Ge- 
meindebehörde schriftlich  zu  verfassen,  von  allen  stimmbe- 
rechtigten Gliedern  zu  fertigen,  von  der  Kompagnie  zu 
prüfen,  zu  bestätigen  und  in  den  Grundbüchern  einzutragen. 

S.  4.S.  Die  bisher  mit  Subnummern  konskribirten  Gränz- 
häuser  sind  als  gesetzlich  getheilt  anziisehen,  und  es  sind 
die  Subnummern  als  selbstständige  (iränzhäuser  zu  kon- 
skribiren. 

§.  44.  Einzelne  Personen  und  Familien  können  iu 
ein  Gränzhaus  aufgenommen  werden,  wenn  sie  die  Gränz- 
obliegenlieiten  übernehmen,  und  von  ihren  bisherigen  I^'- 
hörden  die  Entlassung  ])eigebracht  halben. 

S.  45.  Wenn  die  beiderseitigen  Hausgenossen  einwil- 
ligen, kann  jeder  Gränzer  mit  Bewilligung  der  Behörde  an^ 
seiner  KOnununion  in  eine  andere  üluTtrelen. 

11* 
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§.  46.  Die  Absiedlung  aus  der  Gränze  kanu  gestattet 
werden,  wenn  der  Bewerber  der  Militärpflicht  beim  Feld- 
stande entsprochen  hat. 

§.  47.  Die  Gränzer,  welche  sich  von  ihrem  Hause  tren- 
nen und  in  ein  anderes  begeben,  oder  aus  dem  pflichtigen 
Gränzstande  treten,  und  dadurch  von  selbst  aufhören  Mit- 
glieder der  Hauskommunion  zu  sein,  haben  kein  Recht  auf 
das  unbewegliche  Hausverraögen. 

§.  48.  Individuen  des  Gränzstandes,  welche,  wie  z.  B. 
Offiziere,  Geistliche,  Beamte,  Gensdarmen  u.  s.  w.,  in  öffent- 
lichen Diensten  stehen,  daher  der  im  §.  34  ausgesproche- 
nen Bedingung  gemeinschaftlichen  Erwerbs  nicht  nachkom- 
men, haben  keinen  Anspruch  auf  die  Nutzniessung  des 
Hausvermögens;  es  bleibt  ihnen  jedoch  das  Recht  des  Rück- 
trittes in  ihre  Hauskommunion,  und  von  dem  Zeitpunkte  an, 
wo  derselbe  erfolgt,  die  Theilnahme  an  dem  Vermögen  der 
Kommunion  gegen  Uebernahme  der  damit  verbundenen 
Pflichten  gleich  jedem  andern  Familiengliede  vorbehal- 
ten 

§.  49.  Bei  welchen  immer  Verfügungen  mit  dem  unbe- 
weglichen Gute  der  Pupillen  ist  vorher  die  Einwilligung 
der  Vormundschaft  beizubringen. 

Die  Aufnahme  in  die  Kommunion  eines  Gränzhauses, 
welches  Pupillen  gehört,  kann  nur  mit  Zustimmung  de» 
Vormundes  und  der  Vormundschaftsbehörde  dann  gesche- 
hen, wenn  hieraus  für  die  Pupillen  Vortheile  erwachsen. 

§.  50.  Die  im  Dienste  erkrankten  Gränzer  haben  das 
Recht  der  freien  Aufnahme  in  die  vorhandenen  Militär-Spi- 
täler, und  erhalten  die  Heilmittel  auf  Staatskosten. 

Die  badebedürftigen  Gränzer  haben  das  Recht,  die  in 
der  Militärgränze  befindlichen  Mineralbäder  unentgeltlich 
zu  benützen. 
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Viertes   Hauptstäck. 

Von  der  Wehrpflicht. 

$.  51.  Der  Wehrpflicht  unterliegen  alle  männlichen 
Gränzbewohner,  welche  in  der  Gränze  ein  unbewegliches 
Vermögen  besitzen,  und  die  Waffen  zu  tragen  im  Stande 
sind;  die  Ausnahmen  hiervon  werden  durch  ein  eigenes 
Gesetz  bestimmt  werden. 

%.  52.  Diese  Wehrpflicht  besteht  in  der  Bewachung 
und  Vertheidigung  der  Landesgränze,  Aufrechthaltung  der 
innern  Sicherheit  und  in  der  Pflicht,  auch  ausser  Landes 
zum  Dienete  Seiner  Majestät  in  das  Feld  zu  rücken. 

$.  53.  Jedes  Gränzregiment  stellt  in  der  Regel: 

a)  zwei  Feld-Bataillone  mit  zwölf  Kompagnien; 

b)  ein  Reserve-Bataillon  mit  vier  Kompagnien; 

c)  ausserdem  gibt  jedes  der  vier  Karlstädter  und  zwei 
Banal-Regimenter,  dann  das  Romanen-Banater  Regi- 
ment zwei  Kompagnien  Serezaner,  und  jedes  der  wa- 
rasdiner,  slavonischen,  deutsch-  und  illirischbanater 
Gränzregimenter  eine  Division  leichter  Reiterei.  Das 
Csaikisten-Bataillon  stellt  ein  Feld-Bataillon  mit  sechs 
und  ein  Reserve-Bataillon  mit  vier  Kompagnien. 

Der  dienende  Stand  der  Feld-  und  Reserve-Bataillone 
wird  auf  Grundlage  der  nach  dem  Bevölkerungsverhält- 
uisse  jedes  Regiments  zu  bewirkenden  Regulirung  nach 
jeder  periodischen  llauptkonskription  bestimmt  werden. 

%.  54.  Zur  Erfüllung  dieser  Militär])flicht  ist  die  ge- 
sammte  waffenfähige  Mannschaft  vom  vollendeten  20.  Le- 
bensjahre an  berufen. 

S.  55.  Die  Kom}»letirung  der  im  !^.  53  bezeichneten 
Tru])penköri)er  wird  nach  folg«Mulen  (irundsätzen  bewirkt. 
Einzureilien  sind  auf  den  Ah,i::ang  bei  dfU  Fi'hl-Bataillons,. 

V 

Serezaneru  und  der  leichten  Roiterei: 
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a)  die  freiwillig  Eintretenden,  sobald  sie  feldkriegs- 
diensttauglich  sind,  ohne  Unterschied  des  Alters; 

b)  Jene,  welche  das  20.  Lebensjahr  vollstreckt  haben, 
dann  die  in  den  nächst  höheren  Altersklassen  stehen- 
den feldkriegsdiensttauglichen  und  militärpflichtigen 
Individuen  in  der  Art,  dass,  in  solange  eine  jüngere 
Altersklasse  nicht  erschöpft  ist,  die  höhere  nicht  in 
Anspruch  genommen  werden  dürfe; 

c)  das  Reserve-Bataillon  wird  durch  Transferiruug  jener 
Leute  aus  den  zwei  Feld-Bataillons,  welche  die  meisten 
Dienstjahre  zählen,  formirt; 

d)  nach  denselben  Grundsätzen  geschieht  die  Entlassung 
derjenigen  Mannschaft  vom  Reserve-Bataillon,  welche 
durch  den  jährlichen  Zuwachs  aus  den  Feld-Bataillons 
über  den  vorgeschriebenen  completen  Stand  des  Re- 
serve-Bataillons entfällt. 

§.  56.  Die  Modalitäten,  unter  welchen  die  Bildung  der 
Feld-  und  Reserve-Bataillone  stattzufinden  haben  werden, 
sowie  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Militärpflicht 
und  die  Ausnahmen  von  denselben,  mit  Rücksicht  auf  die- 
ses Statut,  werden  durch  besondere  Vorschriften  geregelt. 

§.  57.  Am  Kordon,  bei  Waifenübungen  und  in  jedem 
Innern  und  äussern  Regimentsdienste  gebührt  den  Gränz- 
soldaten  die  Löhnung  und  das  Brotrelutum  nach  dem  jähr- 
lich zu  bestimmenden  Ausmasse;  dagegen  ist  derselbe  im 
eigenen  Kompagniebezirke  zum  inneren  Polizei-  und  Dis- 
ziplinardienste  unentgeltlich  verbunden. 

§.  58.  Ebenso  tritt  die  Reserve  und  unenrollirte  Mann- 
schaft bei  allgemeinen  Vorrückungen  auf  den  Kordon  des 
eigenen  Regimentsbezirkes,  wenn  solche  über  vier  Tage 
dauert,  in  die  Löhnung  und  in  den  Bezug  des  Brotgeldes. 
Zu  Räubertrieben  und  Innern  Allarmen  müssen  die  Gränzer 
unentgeltlich  zu  den  Wafi"en  greifen. 
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§.  59.  Der  Gränzsoldat  erhält  vom  Staate  die  vollstän- 
dige Bekleidung,  Bewaifnung,  Rüstung  und  Munition.  In 
Bezug  auf  die  Entschädigung  der  Serezaner  und  der  Reite- 
rei werden  nähere  Bestimmungen  erfolgen,  wo  hingegen 
das  bisher  bemessene  Dienst-Konstitutivum  allgemein  auf- 
hört. Gränzsoldaten,  welche  durch  vor  dem  Feinde  oder 
sonst  im  Dienste  erhaltene  Gebrechen  ganz  erwerbsunfäliig 
geworden  sind,  sollen  in  Absicht  auf  die  Invalidenversor- 
gung nach  den  für  die  Armee  bestehenden  Vorschriften 
behandelt  werden. 

§.  60.  Obgleich  die  Gränzhäuser  durch  die  Aufhebung 
der  unentgeltlichen  Arbeit  und  der  Hutweide-Taxe  schon 
an  sich  eine  wesentliche  Erleichterung  in  ihren  bisherigen 
Lasten  erlangen  (§.  62),  so  sollen  dieselben  doch  auch  fer- 
nerhin in  Berücksichtigung  ihres  stärkeren  Waffendienstes 
und  ihrer  grossen  Verdienste  in  den  letzten  Kriegen  aus 
besonderer  Gnade  und  insolange  diessfalls  nichts  Anderes 
im  Wege  der  Gesetzgebung  bestimmt  werden  wird:  für 
jeden  enrollirten  Dienstmann  der  Feld-Bataillone  einen 
Jährlichen  Ikitrag  und  zwar  für  einen  Feldwebel  von  2  fl. 
40  kr.,  für  einen  Fülirer,  Korporal  und  Regimentstambour 
von  2  fl.  8  kr.,  für  einen  Gefreiten  und  Spielmann  von  1  fl. 
.36  kr.,  für  die  Zimmerleute,  Fourierscliützeu,  Gemeine  und 
Privatdiener  von  1  fl.  20  kr.  erhalten. 

Im  Felde  und  im  Garnisonsdienste  ausserhall»  des 
Gränzgebietes  haben  sie  das  Doppelte  dieses  Beitrages  und 
ausserdem  noch  dazu  einen  Zuschuss  von  jährliehen  6  fl. 
für  jeden  ausmarscliirten  Dienstmann  zu  geniessen. 

Erstercr  Beitrag  ist  vom  Tage  der  Enrollirung,  letzte- 
rer aber  vom  Tage  der  Ahrüekung  ins  Feld  oder  in  (larni- 
sonsdienste  bis  zu  Ende  des  Monats,  in  welchem  der  Mann 
in  Abgang  kommt  oder  wieder  nach  Hause  zurückkehrt,  den 
betreffenden  Gränzhäusern  jährlich  zur  (tebühr   zu  stellen. 
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Das  Reserve-Bataillon  tritt  in  diese  Gebühr  vom  Tage  der 
aktiven  Dienstleistung. 

§.61.  Die  Kommandirung  der  Mannschaft  in  den  Re- 
giments- und  Kordonsdienst  wird  im  Interesse  der  Land- 
wirthschaft,  und  wo  es  die  Lokalumstände  erfordern,  auch 
über  acht  Tage  gestattet. 

Fünftes  Hauptstück. 

Von  der  Arbeit. 

%.  62.  Die  Verpflichtung  zur  entgeltlichen  oder  unent- 
geltlichen Aerarial-Arbeitsleistung,  sowie  die  in  der  Bana- 
ter  Gränze  bisher  bestandene  Hutweide-Taxe  wird  auf- 
gehoben. 

Dabei  bleiben  besondere  Anordnungen  für  die  Fälle 
vorbehalten,  in  denen  wegen  Elementar-Ereignissen  die 
dringende  Nothwendigkeit  von  Arbeitsleistungen  eintritt, 
welche  nach  Mass  des  Bedarfes  von  den  Gemeinden  gegen 
Taglohn  beizustellen  sind. 

§.  63.  Die  Bestreitung  der  Arbeiten,  welche  im  Interesse 
der  Gemeinden  liegen,  bleibt  eine  Verpflichtung  derselben. 

§.  64.  Zur  Beistellung  der  landesüblichen  Vorspann 
gegen  die  systemmässige  Bezahlung  sind  die  Gränzbewoh- 
ner  verpflichtet. 

Sechstes  Hauptstück. 

Von  der  Besteuerung. 

§.  65.  Die  Reglung  des  Steuerwesens  in  der  Gränze 
wird  besonderen  Verfügungen  vorbehalten.  Bis  dahin  bleibt 
das  gegenwärtige  Steuersystem  in  Wirksamkeit. 

Siebentes  Hauptstück. 

Von  den  Militärgränz-Communitäten. 

§.  (56.  Die  unter  dem  Namen  der  Militärgränz-Kommu^ 
nitäten  in  der  Militärgränze  bestehenden  Städte  und  Märkte 
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erhalten  ihre  eigene  Gemeindeverfassung  auf  Grundlage  des 
allgemeinen  Gemeindegesetzes  mit  Beachtung  ihrer  eigen- 
thümlichen  Verhältnisse,  und  bleiben  wie  bisher  als  inte- 
grirende  Theile  der  Militärgränze  mit  dieser  im  Verbände. 

Eine  besondere  Vorschrift  wird  diesen  Verband,  sowie 
die  Stellung  der  Kommunitäten  zu  den  Landes-Militär- 
behürden  regeln. 

In  den  Militärgränz-Kommunitäten  kommt  die  allge- 
meine österreichische  Konskriptions-  und  Kekrutirungs- 
Norm  in  Anwendung. 

Dritter  Abschnitt. 
Politische  Eintheilung  der  Militärgpränze. 

%.  67.  Die  kroatisch -slavonische  und  banatisch-ser- 
bische  Militärgränze  bleibt  ohne  Verrückung  ihrer  bisheri- 
gen Territorial-Abmarkung  nach  örtlichen  Verhältnissen  in 
Divisionen,  Brigaden,  Regiments-  und  Kompagnie-Bezirke 
eingetheilt. 

§.  68.  Die  unterste  Eintheilung  der  Militärgränze  zer- 
fällt in  die  Ortsgemeinden,  deren  eine  oder  mehrere  eine 
Kompagnie  bilden. 

S.  69.  Bei  der  vorzunehmenden  Organisirung  der  Ge- 
meinden dient  zur  Richtschnur,  dass  keine  Ortsgemeinde 
über  die  Gränzen  des  Kompagnie-Bezirkes  hinausgehe. 

Eine  den  Verhältnissen  der  Militärgränze  anpassende 
Gemeindeverfassung  wird  durch  eine  besondere  Verordnung 
festgestellt  werden. 

§.  70.  Die  Vertretungen  dieser  beiden  Militärgränz-Ge- 
biete  werden  durch  besondere  Verordnungen  geregelt  werden. 

So  gegeben  in  Unserer  kaiserlichen  Haupt-  und  Resi- 
denzstadt Wien  den  7.  Mai  \S'A). 
Franz  Joseph  m.  p. 

8chwarzenberg.  Krauss.  Bach.  Brück.  Kulmer.  ThinnfeUl  Schmerling. 

Tliiin. 
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VI. 

Kaiserl.  Handschreiben  vom  21.  Februar  1861  an 

V  , 

den  Ban  Freiherrn  von  Sokcevic. 

„Lieber  Freiherr  von  Sokcevic!  Die  auf  Grund  Mei- 
nes Handschreibens  vom  20.  Oktober  1860  unter  Ihrem 
Vorsitze  von  der  Banalkonferenz  beantragte  und  im  Wege 
Meines  kr.-slav.  Hofdikasteriums  Mir  vorgelegte  Wahlord- 
nung, welche  sich  auf  die  bei  Zusammensetzung  des  kroat.- 
slavon.  Landtages  von  1848  befolgte  Wahlordnung  be- 
zieht, habe  Ich  im  Sinne  Meines  Landtagsabschiedes  vom 
7.  April  1850,  durch  welchen  die  Erlassung  einer  Wahl- 
ordnung für  den  nächsten  kr.-  slav.  Landtag  in  Aussicht 
gestellt  wird,  mit  Berücksichtigung  des  Fiamaner  Komitats, 
jedoch,  in  Erwägung  der  in  Meiner  obangeführten  Ent- 
schliessung  festgehaltenen  gesonderten  Verwaltung  und 
Vertretung  des  Militär-Gränzgebietes,  mit  Ausschluss  dieses 
letzteren,  für  den  bevorstehenden  kr.-  slav.  Landtag  zu  ge- 
nehmigen befunden. 

Hieb  ei  finde  Ich  mit  Bezugnahme  auf  Meine  gedachte 
EntSchliessung  neuerdings  zu  erklären,  dass  durch  diesen 
Ausschluss  der  Gränzbevölkerung  von  der  Theilnahme  an 
dem  Provinzial-Landtage  von  Kroatien  und  Slavonien, 
welche  lediglich  durch  den  von  der  Provinzialverwaltung 
ganz  abweichenden  Charakter  der  Verwaltung  des  Militär- 
gränzgebietes  und  durch  den  Umstand  geboten  ist,  dass  die 
Beschlüsse  des  Provinzial-Landtags  sich  nicht  auf  dieses 
Gebiet  erstrecken  können,  ohne  den  Charakter  seiner  mili- 
tärischen Organisation  aufzuheben,  die  Gränzbevölkerung 
aber  keinen  mit  entscheidenden  Einfluss  auf  eine  politische 
Wirksamkeit  ausüben  kann,  deren  Resultate  für  dieselbe 
nicht  zur  Geltung  gelangen,  an  jener  Bestimmung  Meiner 
obangeführten  Entschliessung,  wornach  das  kr.-  slav.  Mili- 
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tär-Gränzgebiet  im  Verbände  mit  seinem  Stammlande  Kroa- 
tien und  Slavonien  zu  bleiben,  und  vereint  Ein  Territorial- 
gebiet zu  bilden  hat,  nichts  geändert  werden  soll. 

Wien,  den  21.  Februar  1861. 

Franz  Joseph  m.  p. 

v[r. 

Königl.  Reskript  vom  9.  Mai  1861  an  den 
kroatisch-slavonischen  Landtag. 

Auf  die  a.  u.  Repräsentation,  welche  Euere  Getreuen 
aus  der  in  Agram  am  1.  Mai  1861  abgehaltenen  Landtags- 
sitzung wegen  Vertretung  der  dortländigen  ^lilitärgränzge- 
biete  am  kroatisch-slavonischen  Landtage  mittelst  einer 
Deputation  Uns  a.  u.  überreicht  haben,  liaben  Wir  in  Er- 
wägung des  Umstandes,  dass  die  dem  Landtag  obliegende 
rechtsgiltige  Lösung  der  schwebenden  staatsrechtlichen 
Fragen,  welche  das  Provinzial-  und  das  Militärgränzgebiet 
Unserer  Königreiche  Dalmatien,  Kroatien  und  Slavonien 
gleichmässig  berühren,  ohne  Mitwirkung  des  zum  Territo- 
rial-Bestande  dieser  Königreiche  gehörenden  Militärgränz- 
gebietes  nicht  thunlich  erscheint,  a.  g.  zu  gestatten,  und 
diessfalls  die  entsprechenden  Befehle  an  Unseren  Kriegs- 
minister zu  erlassen  befunden,  dass  zu  diesem  Zwecke  die 
Vertreter  der  betreffenden  Militärgränzgebiete  nach  der- 
jenigen Landtagswahlordnung,  welche  im  Jahre  1848  in 
Anwendung  war,  nunmehr  unverzüglich  zu  dem  bereits  ver- 
samiiu'lten  kroatisch  -  slavonischen  Landtage  »Mnlterufeu 
werden. 

Nach  beendeter  Herathung  der  schwebenden  staats- 
rechtlichen Fragen  haben  die  Vertreter  der  Militärgränze 
an  den  folgenden  Heratliungen  des  kroatisch-slavonischen 
Landtages  keinen   weiteren  Theil  zu   nehiiuMK   sondern  in 
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ihre  Heimat  rückzukehren,  nachdem,  wie  Wir  mit  Unserem 
Handschreiben  vom  21.  Februar  1861  an  Unseren  Banus 
FML.  Freiherrn  von  Sokßevic  ausdrücklich  erklärt  haben, 
bei  dem  ganz  abweichenden  Charakter  der  Verwaltung  des 
Militärgränzgebietes  die  Beschlüsse  des  Provinzial-Land- 
tages  sich  nicht  auf  dieses  Gebiet  erstrecken  können,  ohne 
den  Charakter  seiner  militärischen  Organisation  aufzuheben, 
die  Gränzbevölkerung  aber  keinen  mitentscheidenden  Ein- 
fluss  auf  eine  politische  Wirksamkeit  ausüben  kann,  deren 
Resultate  für  dieselbe  nicht  zur  Geltung  gelangen. 

Wir  finden  demnach  Euere  Getreuen  hiemit  a.  g.  zu 
befehlen,  die  Vertreter  der  Militärgränze  als  integrirende 
Mitglieder  des  kroatisch -slavonischen  Landtages  in  den 
oben  berührten  staatsrechtlichen  Fragen  anzusehen  und  auf- 
zunehmen. 

Indem  Wir  hiedurch  diesen  Königreichen  einen  er- 
neuerten Beweis  Unserer  landesväterlichen  Fürsorge  für  die 
Wahrung  ihrer  Rechte  geben,  verbleiben  Wir  Euch  mit 
Unserer  k.  k.  Huld  und  Gnade  wohlgewogen. 

Gegeben  in  Unserer  k.  k.  Haupt-  und  Residenzstadt 
Wien  am  9.  Mai  im  Jahre  des  Heiles  1861. 


►4<X-- 


Druck  und  I'apier  von  Leopold  Sommer  in  Wien 
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